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Unterrichtung 

durch die Deutsche Delegation in der Beratenden Versammlung des 
Europarates 


über die Tagung der Beratenden Versammlung des Europarates vom 
6. bis 10. Mai 1974 in Straßburg 


Montag, 6. Mai 1974 

— Eröffnung der 26. Sitzungsperiode 

— Überprüfung der Beglaubigungssdireiben 

— Wahl des Präsidenten und der 10 Vizepräsidenten der Ver- 
sammlung 

— Feierliche Sitzung zum Gedenken an den 25. Jahrestag der 
Gründung des Europarates 


Dienstag, 7. Mai 1974 

— Round-table-Gespräch unter Teilnahme der Präsidenten der 
Parlamente der Mitgliedstaaten über das Thema: „Der 
Europarat und die nationalen Parlamente" 

Während der Mai-Sitzung (1. Teil der 26. ordentlichen Sit- 
zungsperiode) erörterte die Beratende Versammlung Be- 
richte und verabschiedete Empfehlungen und Entschließun- 
gen, die sich mit folgenden Themen befaßten: 

— Dringliche Anfrage betreffend Schutz der internationalen 
Wasserläufe vor Verschmutzung 

Hierzu sprach Abg. Sieglerschmidt (S. 7) 

— Tätigkeitsbericht des Präsidiums des Ständigen Ausschusses 
sowie des Ausschusses für die Beziehungen zu den natio- 
nalen Parlamenten und zur Öffentlichkeit 
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— Bericht des Ministerkomitees 

Hierzu sprachen die Abg. Kahn- Ackermann (S. 7), Richter 
(S. 8),Dr. Holtz (S. 8) 

— Zwischenstaatliches Arbeitsprogramm des Europarates für 
1975/76 

Hierzu sprachen die Abg. Lenzer (S. 8), Dr. Ahrens (S. 10) 
Beschluß der Versammlung 

Stellungnahme Nr. 66 betreffend das zwischenstaatliche Ar- 
beitsprogramm des Europarates für 1975/76 

— Haushaltsplan der Versammlung im Jahre 1975 

Beschluß der Versammlung 

Stellungnahme Nr. 65 betreffend den Haushaltsplan der 
Versammlung im Jahre 1975 


Mittwoch, 8. Mai 1974 

— Politische Fragen (Nach fünfundzwanzig Jahren europä- 
ischer und atlantischer Zusammenarbeit) (Allgemeine Politik 
des Europarates) 

Hierzu sprachen die Abg. Blumenfeld (S. 10), Amrehn (S. 12), 
Dr. Holtz (S. 13), Dr. Dregger (S. 14), Dr. Schwencke (S. 16) 

Beschluß der Versammlung 

Empfehlung 730 betreffend fünfundzwanzig Jahre europä- 
ische und atlantische Zusammenarbeit 

— Wahl des Generalsekretärs des Europarates 


Donnerstag, 9. Mai 1974 

— Politische Fragen (Die Lage in Portugal) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Kliesing (S. 17), Sieglerschmidt 
(S. 17) 

Beschluß der Versammlung 

Entschließung 563 betreffend die Lage in Portugal 

— Wirtschafts- und Sozialfragen (Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer in privaten Unternehmen) 

Hierzu sprachen die Abg. Alber (S. 18, 21), Dr. Schwencke 
(S. 20), Sieglers chmidt (S. 21) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 565 betreffend die Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer in privaten Unternehmen 

Direktive Nr. 343 betreffend die Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer in privaten Unternehmen 
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— Wirtschafts- und Sozialfragen (Humanisierung der Arbeits- 
bedingungen in der Industriegesellschaft) ■ 

Hierzu sprachen die Abg. Büchner (S. 22), Dr. Enders (S. 23) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 566 betreffend die Humanisierung der Ar- 
beitsbedingungen in der Industriegesellschaft 

Empfehlung 730 betreffend die Humanisierung der Arbeits- 
bedingungen in der Industriegesellschaft 

— Wirtschafts- und Sozialfragen (Das Energieproblem — 
Wachstumsgrenzen) 

Hierzu sprach Abg. Lemmrich (S. 24) 

Freitag, 10. Mai 1974 

— Wirtschafts- und Sozialfragen (Das Energieproblem — 
Grenzen des Wachstums) 

Fortsetzung der Aussprache vom Vortage 

Hierzu sprachen die Abg. Lemmrich (S. 26, 27), Dr. Vohrer 
(S. 26) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 566 betreffend das Energieproblem 

Empfehlung 731 betreffend das Energieproblem 

— Entwicklungshilfe (Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Entwicklungshilfe) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr, Holtz (S. 27, 30), Siegler- 
schmidt (S. 29), Frau Dr. Wolf (S. 29) 

Beschluß der Versammlung 

Entschließung 567 betreffend die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Entwicklungshilfe 

— Entwicklungshilfe (Fünftes Seminar über den freiwilligen 
internationalen Dienst, 5. bis 9. September 1973 in Straß- 
burg) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 568 betreffend das fünfte Seminar über den 
freiwilligen internationalen Dienst 

Empfehlung 732 betreffend das fünfte Seminar über den frei- 
willigen internationalen Dienst 

— Entwicklungshilfe (Richtungweisender .Globalplan der Er- 
nährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten 
Nationen) (FAO) 

Hierzu sprach Abg. Dr. Holtz (S. 32) 

Beschluß der Versammlung 

Entschließung 569 betreffend den Richtungweisenden Glo- 
balplan der FAO 
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Die Reden der deutschen Abgeordneten sind nachstehend im 
Wortlaut abgedruckt. 

Der Europarat beging am 6./7. Mai 1974 den 25. Jahrestag seiner 
Gründung. Anläßlich des Jubiläums sprach der amtierende fran- 
zösische Staatspräsident Alain Poher zur Versammlung. Den 
turnusmäßigen Bericht des Ministerkomitees trug der zyprische 
Außenminister Joannis Christophides als derzeitiger Präsident 
des Ministerkomitees vor. 

Zu ihrem Präsidenten wählte die Versammlung erneut den Ab- 
geordneten Giuseppe Vedovato (Christlich-Demokratische Frak- 
tion). Abg. Kahn-Ackermann (SPD) wurde wiederum zum Vize- 
präsidenten gewählt. Ausschußvorsitzende wurden die Abg. 
Kahn-Ackermann (SPD) (Kulturausschuß) und Richter (SPD) 
(Ausschuß für Wissenschaft und Technologie), stellvertretende 
Ausschußvorsitzende die Abg. Sieglerschmidt (SPD) (Rechts- 
ausschuß) und Dr. Geßner (SPD) (Ausschuß für die Nichtmit- 
gliedsländer) . 

Abg. Georg Kahn- Ackermann (SPD) wurde am Mittwoch, 8. Mai 
1974, von der Beratenden Versammlung zum neuen General- 
sekretär des Europarates gewählt; er wird sein neues Amt am 
17. September 1974 antreten. 


Bonn, den 21. Mai 1974 

Franz Amrehn Georg Kahn-Ackermann 

Stellvertretender Sprecher Sprecher 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2314 


Montag, 6. Mai 1974 


Tagesordnungspunkt: 

Eröffnung der 26. Sitzungsperiode 


Die 26. ordentliche Sitzungsperiode wurde vom 
Alterspräsidenten der Versammlung, de Felice, er- 
öffnet; in einer kurzen Ansprache gedachte er des 
am 2. April 1974 verstorbenen Präsidenten der fran- 
zösischen Republik, Georges Pompidou, und des am 
23. April 1974 verstorbenen Bundespräsidenten der 
Republik Österreich, Franz Jonas. 


Tagesordnungspunkt: 

Überprüfung der Beglaubigungsschreiben 


Tagesordnungspunkt: 

Wahl des Präsidenten der Beratenden Ver- 
sammlung 


Tagesordnungspunkt; 

Wahl der 10 Vizepräsidenten der Beratenden 
Versammlung 


Tagesordnungspunkt: 

Feierliche Sitzung zum Gedenken an den 
25. Jahrestag der Gründung des Europarates 


Alain Polier (Interimspräsident der Französi- 
schen Republik): Herr Präsident, meine Herren Mi- 
nister, meine Damen und Herren! Wie Sie wissen, 
hatte sich Präsident Georges Pompidou gern dazu 
bereit erklärt, zum 25. Jahrestag der Unterzeichnung 
der Statuten des Europarates nach Straßburg zu 
kommen, um persönlich das Interesse zu bekunden, 
das Frankreich dieser Organisation als unerläß- 
lichem und unlösbarem Bestandteil des europäischen 
Unternehmens entgegenbringt. 

Sie haben mir die große Ehre erwiesen — und 
ich weiß dies um so mehr zu schätzen, als ich der 
Freund Robert Schumans war und ihn noch heute 
als meinen Lehrmeister ansehe — , eine Einladung 
an mich als Interimspräsidenten des Gastgeberlandes 
zu richten, und trotz der jüngsten Geschehnisse, die 
uns alle erschüttert haben, lag mir doch daran, heute 
bei Ihnen zu sein. Das Leben geht weiter, Europa 
lebt weiter und entwickelt sich, und der Europarat 
setzt sein Wirken ebenfalls fort. 

Herr Präsident, ich möchte hinzufügen, daß ich 
ganz besonders gern hier in diesem Kreise bin, in 
dem viele Mitglieder sicherlich die Erinnerung an 
eine bereits ferne Zeit hochhalten, in der einer Ihrer 
Vorgänger, Sir Geoffrey de Freitas, den ich hier gern 


begrüße, und auch ich selbst als Präsident des 
Europäischen Parhaments, abwechselnd den Vorsitz 
über die gemeinsamen Aussprachen der beiden hier 
zu einem einzigen Forum vereinigten Versammlun- 
gen im Sinne der Verträge von Rom und Paris ge- 
führt haben. 

Getreu dem Ideal, das die Unterzeichnerstaaten 
seiner Statuten vor Augen hatten, ist es dem Euro- 
parat gelungen, wie es seine Gründer einst erhoff- 
ten, eine engere Union zwischen den europäischen 
Ländern herzustellen, die unerschütterlich den gei- 
stigen und sittlichen Werten verhaftet sind, nach 
denen sich die Grundsätze der persönlichen und 
politischen Freiheit und der Vorrangigkeit des 
Rechts, die Grundlagen jeder echten Demokratie, 
ausrichten. Und das ist nicht sein geringstes Ver- 
dienst. 

Ja, meine Damen und Herren, Ihre Organisation 
ist es sich schuldig, den Auftrag zu erfüllen, der ihr 
in einer für das Schicksal des einzelnen wesentlichen 
geschichtlichen Entwicklung zukommt, denn sie be- 
müht sich, allen, allen unseren Völkern, ein besseres 
Leben, jene Lebensqualität zu bringen, auf die Prä- 
sident Pompidou beim Gipfeltreffen von Paris 1972 
so viel Nachdruck legen sollte, und die wir nicht 
als egoistisches Vorrecht ansehen, sondern die wir 
auch mit den weniger begünstigten Völkern anderer 
Kontinente teilen wollen. Denn viele dieser Völker 
leben zur Zeit in bitterem Elend, und Sie gestatten 
mir wohl, auch diejenigen unter ihnen zu nennen, 
deren Vertreter auf diesen Bänken saßen, als sie 
noch französische Parlamentarier waren. Für sie, 
für alle, die ein vergleichbares Schicksal kennen, 
appelliere ich an die internationale Solidarität, an 
Europa insbesondere, das stets zu dem einen oder 
anderen dieser Völker besondere Verbindungen 
hielt. 

So wurden vor fünfundzwanzig Jahren und einem 
Tag, am 5. Mai 1949, die Statuten, die zur Entstehung 
des Europarates führten, in London unterzeichnet. 
Im Laufe der Geschichte wurden viele Versuche un- 
ternommen, um teils durch Gewalt, teils auf dem 
Wege der Verständigung, die Völker und Nationen 
Europas zu vereinigen. Wer hat nicht alles diese 
Union seiner Träume beschworen: Victor Hugo, 
Johann Wolfgang von Goethe, Aristide Briand, um 
nur einige Namen zu nennen. Als Vorsitzender eines 
Friedenskongresses rief im Jahre 1849 — welch 
seltsames Zusammentreffen. 100 Jahre vor der Grün- 
dung Ihrer Organisation — Victor Hugo aus: 

„Der Tag wird kommen, an dem Du, Frank- 
reich, Du Rußland, Du Italien, Du Enaland, Du 
Deutschland, all Ihr Nationen des Kontinents, 
ohne Eure charakteristischen Merkmale und 
Eure glorreiche Eigenpersönlichkeit zu verlieren, 
zu einer höheren Einheit zusammenschmelzen 
und eine europäische Bruderschaft bilden wer- 
det." 

War das der Traum eines Phantasten? Ich glaube 
nicht. Ihre Organisation und Ihre Versammlung sind 
der Beweis dafür. Von den einzelnen Versuchen, die 
ich nannte, sind nur wenige mit soviel Entschlossen- 
heit und Mut gewollt und verwirklicht worden, wie 
der, der zur Gründung des Europarates führen sollte. 
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Muß noch einmal daran erinnert werden, daß zu 
einem kritischen Zeitpunkt der Geschichte Europas 
Sir Winston Churchills Vorgehen von entscheiden- 
der Bedeutung war? Dieser große Staatsmann, dessen 
Andenken uns allen teuer ist, war nicht der Mann, 
der zuerst Krieg führte und anschließend Europa 
aufbauen wollte, er war das eine wie das andere 
zugleich. 1943, auf dem Höhepunkt des Krieges, hat 
Churchill nämlich bereits den Europarat erdacht, ihm 
seinen Namen gegeben und sich eine Vorstellung 
von seinen Institutionen gemacht. Anschließend, im 
September 1946, appellierte der alte Löwe, diesem 
Gedanken, seinem Hauptanliegen treu, an das noch 
gepeinigte, noch kaum genesene Europa, sich wieder 
aufzurichten und gab ihm zu verstehen, nachdem er 
sein berühmtes „Auf Europa" ausgerufen hatfe, „das 
erhabenste Mittel, um in Frieden und Freiheit leben 
zu können, ist der Wiederaufbau der europäischen 
Familie, wobei als erster Schritt eine Verbindung 
zwischen Frankreich und Deutschland erreicht wer- 
den muß". 

Ist die Wahl Straßburgs zum Sitz Ihrer Organi- 
sation nicht das Symbol jener Wiederversöhnung, 
die die Geschichte gebot? 

Winston Churchill hatte, unterstützt durch die 
europäische Bewegung, deren Präsident gleichzeitig 
ihr Gründer war, mein Freund Duncan Sandys näm- 
lich, der Veranstalter des Europakongresses von 
1948 in Den Haag, vorausgesehen, daß die Umwand- 
lung unseres Westeuropas, das lange Zeit eine Ge- 
meinschaft der Sorgen war, in eine Gemeinschaft der 
Hoffnung, die Voraussetzung für Entspannung, da 
dann Verständigung und letztlich Zusammenarbeit 
sein würde. 

Der Europarat und seine Beratende Versammlung 
waren die erste greifbare Wegmarke dieser Entwick- 
lung; ist er doch tatsächlich die erste europäische 
Organisation. Er ist einer der Ecksteine eines Unter- 
nehmens, das uns alle miteinbezieht, das Unterneh- 
men eines vereinten Europa, als Element des Frie- 
dens und des Wohlstands, in dem Gerechtigkeit und 
Brüderlichkeit unter den Völkern herrschen. 

Dieses Europa muß jedoch nach außen hin offen 
sein. Gedenken Sie, meine Damen und Herren, der 
Worte des ehemaligen Generalsekretärs der Ver- 
einten Nationen U Thant in Straßburg vor einigen 
Jahren, als er die Versammlung beschwor, nicht in 
dem dahinzudämmern, was er als „wirtschaftlich 
wohlhabenden europäischen Provinzialismus" be- 
zeichnete. Die Aufgabe ist groß, das wissen Sie, sie 
erweckt jedoch gerade durch ihre Tragweite Be- 
geisterung. Sicher wird sie hier und dort verlang- 
samt, aufgehalten, verzögert, kann doch niemand 
behaupten, etwas von Dauer zu tun, wenn dies nicht 
lange überlegt, erörtert, auf dem Amboß der Schwie- 
rigkeiten selbst geschmiedet worden ist. Aber Glau- 
ben und Begeisterung, jeden Tag aufs neue bewährt, 
aufs neue entstanden, sind immer noch da, Ihre 
Anwesenheit hier ist der beste Beweis dafür, wenn 
es überhaupt eines Beweises bedarf. 

Sie sind, meine Damen und Herren, die Parlamen- 
tarier, die sich der ihnen übertragenen bedeutsamen 
Rolle bewußt sind. Der Europarat, die älteste und 
größte der europäischen Institutionen, ist wirklich 


unersetzlich. Das hat auch das Ministerkomitee bei 
seiner letzten Januarsitzung bekräftigt. Die Auf- 
gaben sind mannigfacher Art, die gebotenen Mög- 
lichkeiten sind es nicht minder. Zwar sind die Her- 
auskristallisierung, die Analyse und die Lösung der 
Probleme der europäischen Gesellschaft und ihrer 
Beziehungen zur übrigen Welt mit großen Schwie- 
rigkeiten verbunden, die vereinbarten Arbeitsme- 
thoden haben jedoch in zahlreichen Bereichen prak- 
tische Ergebnisse ermöglicht: in den Bereichen des 
Rechts, der Menschenrechte, des Sozialwesens, der 
öffentlichen Gesundheit, der Erziehung und Ausbil- 
dung, des Natur- und Landschaftsschutzes, um nur 
einige zu nennen. Das ist eine Arbeit, die viel Zeit 
braucht, Gründlichkeit erfordert, oft unbeachtet 
bleibt, die dennoch fruchtbar ist und stets den Men- 
schen in den Mittelpunkt aller Überlegungen stellt. 

Als Beweis dafür gilt mir, daß es nach den Schrek- 
ken eines Konflikts, bei dem die elementarsten 
Rechte des Menschen mit Füßen getreten wurden, 
das erste Anliegen der Gründer dieser neuen Orga- 
nisation war, eine europäische Menschenrechtskon- 
vention zu erarbeiten und zu verabschieden. 

In dem Augenblick, da ich zu Ihnen spreche, kann 
diese Konvention in fast allen Mitgliedsstaaten des 
Europarates in Kraft treten, da die Ratifizierungs- 
instrumente Frankreichs letzten Freitag beim Euro- 
parat hinterlegt wurden. (Beifall) 

Somit sei es mir jetzt erlaubt, auf die bedeutende 
politische Rolle des Europarates zu sprechen zu kom- 
men. Siebzehn Mitgliedsstaaten besitzen im Mini- 
sterkomitee ein kostbares Instrument für einen poli- 
tischen Meinungsaustausch, und in Ihrer Versamm- 
lung ein bedeutendes parlamentarisches Forum, das 
bei zahlreichen Gelegenheiten eine wichtige Rolle 
gespielt hat. 

Der Ei^klärung der Minister zufolge, die damals 
die Statuten Unterzeichneten, sollte die Versamm- 
lung ein Forum zur Formulierung und Äußerung der 
Wünsche der europäischen Völker sein, und es somit 
den Regierungen ermöglichen, ständig mit der öf- 
fentlichen Meinung in Europa in Kontakt zu bleiben. 

Ihre Versammlung hat diesen Auftrag in hervor- 
ragender Weise erfüllt, sie ist und bleibt das bevor- 
zugte Forum zur Meinungsäußerung von Parlamen- 
tariern aus ganz Europa. Herr Präsident, sehen Sie 
in meinen Worten nicht ein Bedauern, das ein ehe- 
maliger Präsident des Europäischen Parlaments mög- 
licherweise verspürt, ich möchte vielmehr die von 
Ihrer Versammlung, von Ihrem Ministerkomitee er- 
zielten Ergebnisse unterstreichen. 

Europa, so hoffen wir, soll stark und glücklich 
sein. Wie Sie sagten, Herr Präsident, haben wir be- 
reits einen langen Weg zurückgelegt, der jedoch die 
Europäer zu den schönsten Hoffnungen berechtigen 
kann, ohne daß dabei die Schwierigkeiten unter- 
schätzt werden müssen. 

Durch die Umwälzungen vom letzten Herbst, die 
allen europäischen Ländern einen Peitschenhieb 
versetzten, wurde — und diese Lehre dürfen wir 
nicht vergessen — grausam ins Licht gerückt, wie 
sehr die Erhaltung unseres Wohlstandes, der Platz 
Europas unter den Vorkämpfern für Fortschritt in 
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der Technik und Wissenschaft, das im Bereich der 
Lebensqualität Geleistete sowie der Erfolg seiner 
Beziehungen zur übrigen Welt, von der Zusammen- 
legung seiner Energievorräte oder seiner sonstigen 
Hilfsquellen abhängen. 

Europa hat alles zu gewinnen, wenn es sich einigt, 
und dabei hat es der übrigen Welt viel zu geben. 
Vereint können die Staaten von Europa eine wich- 
tige Rolle spielen, indem sie zu Wohlstand und 
Sicherheit in der Welt, zur Lösung der Probleme des 
Elends und der ideologischen Konflikte beitragen. 

Deshalb ermahne ich Sie jetzt auch, an jene Bevöl- 
kerung zu denken, die keine Grenzen kennt und die 
bereits mehr als 10 Mio Einwohner beträgt. 

Ich meine damit den 18. Staat, nämlich die Wan- 
derarbeiter und ihre Familien. Es würde Ihr Mini- 
sterkomitee ehren, wenn es für sie einen Sonder- 
status schaffen würde, denn es gibt heute weder 
Länder noch Gedanken noch Menschen, die isoliert 
stehen. Schon die junge Generation kennt keine 
Grenzen mehr. Die Schwierigkeiten eines Landes 
greifen rasch auf alle seine Nachbarn über. Die 
europäischen Eltern, die europäischen Kinder haben 
alle die gleichen Probleme, selbst wenn sie Tausende 
von Kilometern voneinander getrennt sind. Und alle 
sind sich, in einer schwierigen Entwicklung und 
einer ständigen Bewährung vereint, der Stärke wie 
der Schwäche unseres Kontinents bewußt. 

Diesem Kontinent bieten sich außergewöhnliche 
Perspektiven, und gleichzeitig wiegt seine Verant- 
wortung schwer in einer Welt, die jetzt und viel- 
leicht noch lange Zeit auf der Suche ist nach ihrer 
selbst, die jedoch bereits eine Vorstellung von je- 
nem Glück hat, auf das sie Anspruch erheben kann. 

Ich möchte mich hier, meine Damen und Herren, 
den Worten eines der großartigsten Redner anschlie- 
ßen, die hier das Wort ergriffen haben und der heute 
Präsident der Republik Senegal ist, nämlich Leopold 
Senghor, der sagte: 

„Inmitten der Zyklonen, die sich an allen Hori- 
zonten erheben, liegt das Schicksal der Welt, 
das so zerbrechlich erscheint, paradoxerweise in 
unseren Händen, und vor allem in Euren Hän- 
den, Ihr Europäer. Man muß nur glauben und 
wollen. Wollen ist einfach, denn es gibt kein 
Risiko. Das einzige Risiko bestünde darin, daß 
wir uns weigern." 

Wir wollen hier nicht den Rat vergessen, den uns 
kürzlich Jean Guitton, Mitglied der Academie Fran- 
gaise, gab, als er uns sagte, daß jenseits des Europas 
des Konsums, des Europas des täglichen Einerleis, 
und selbst des Europas der Gedanken, man zuerst 
an das Europa des Geistes denken und seinen Wor- 
ten zufolge leuchtende Zeichen der Nächstenliebe 
setzen muß. Diese Zeichen würden die lebendige 
Flamme, ohne die es niemals ein wirkliches Europa 
geben wird, nach und nach erhalten und verbreiten. 

Deshalb wollen wir alle zusammen mit Beständig- 
keit und Entschlossenheit glauben und wollen, um 
diese gerechtere und menschlichere Welt zu bauen, 
nach der wir uns alle sehnen. Frankreich und Straß- 
burg sind stolz darauf, die Gastgeber einer Organi- 


sation zu sein, die sich am tatkräftigsten bemüht, 
dieses Ziel zu erreichen, und wir danken Ihnen, 
meine Damen und Herren, dafür, daß Sie sich hier 
in Frankreich versammeln. (Lebhafter Beifall) 


Dienstag, 7. Mai 1974 

Tagesordnungspunkt: 

Dringliche Aussprache über den Entwurf einer 
Europäischen Konvention zum Schutz der inter- 
nationalen Wasserläufe vor Verschmutzung 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kollegen! 

Ich habe den Ausführungen des Kollegen Margue 
nur wenig hinzuzufügen. Ich möchte nur noch einmal 
besonders darauf hinweisen, daß es dem Minister- 
komitee sicherlich nicht darum gehen kann, hier nur 
eine Formalität erfüllt zu sehen, indem der Aus- 
schuß und die Versammlung Stellung nehmen, son- 
dern daß das Ministerkomitee eine sachverständige 
Stellungnahme von uns haben will. Diese ist einfach 
aus technischen Gründen während dieser Session 
nicht möglich gewesen. 

Daher plädiere auch ich eindringlich dafür, das 
vom Kollegen Margue, dem Vorsitzenden des 
Rechtsausschusses, vorgeschlagene Verfahren zu 
billigen und nicht die Debatte nach dem Dringlich- 
keitsverfahren im Rahmen dieser Session der Ver- 
sammlung stattfinden zu lassen. 

In der Abstimmung sprach sich die Versammlung 
gegen die Abhaltung der dringlichen Aussprache 
aus, 

Tagesordnungspunkt: 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums des Ständigen 
Ausschusses sowie des Ausschusses für die Be- 
ziehungen zu den nationalen Parlamenten und 
zur Öffentlichkeit 

(Drucksache 3431) 

Berichterstatter: Abg. Frau Aasen 

Tagesordnungspunkt: 

Bericht des Ministerkomitees 

(Drucksache 3425 und Anhang) 

Kahn- Ackermann (SPD) : Herr Präsident, ich 
bedanke mich dafür, daß Sie mir Gelegenheit geben, 
die Frage von Lord Duncan Sandys nachdrücklichst 
zu unterstützen. Alles das, was er hier soeben vor- 
getragen hat, möchte ich namens des Ausschusses 
für Kultur und Erziehung unterstreichen. 

Ich möchte den Herrn Minister fragen, ob er uns 
Zusagen kann, daß der Bericht, der, wie er hofft, 
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bald vorgelegt wird, so rechtzeitig vorgelegt wer- 
den kann, daß die Versammlung während ihrer 
Herbstsession noch die Möglichkeit hat, den Inhalt 
dieses Berichts zu prüfen und darüber zu diskutie- 
ren, im Hinblick darauf, daß dieses Haus sonst vor 
Beginn des Jahres 1975 überhaupt nicht mehr in der 
Lage wäre, zu den Vorstellungen und den Ergeb- 
nissen, die innerhalb des Ministerrats entwickelt 
oder unter seiner Führung erzielt worden sind, Stel- 
lung zu nehmen. Ich muß hier sagen, daß es zu den 
Rechten dieses Hauses gehört, im Dialog zwischen 
diesem Hause und dem Ministerrat zu solch wich- 
tigen Fragen Stellung nehmen zu können. 

Lord Duncan Sandys hat mit Recht ausgeführt, 
daß dieses Haus 1972 eine Empfehlung an den Mi- 
nisterrat gerichtet habe, auf die wir bis zum heuti- 
gen Tage keine Antwort bekommen haben. Auf 
diese Art und Weise kann das Verhältnis zwischen 
dem Ministerrat und dieser Versammlung nicht fort- 
geführt werden. Es muß zumindest die Möglichkeit 
bestehen, daß wir auf solche Initiativen, wie sie 
dieses Haus entwickelt hat, innerhalb von, sagen wir 
mal, sechs Monaten eine politische Antwort bekom- 
men. Daß der Rest, die technischen Fragen, dann 
noch längerdauemde Ermittlungen erforderlich 
macht, sehen wir alle ein. Aber wir möchten zu- 
mindest eine politische Äußerung zu den Absichten 
haben, wie sie im einzelnen durch Lord Duncan 
Sandys hier schon dargelegt worden sind. 

Außenminister Christophides beantwortet die Fra- 
ge mit „Ja"“, 

Richter (SPD): Herr Präsident! Am Schluß die- 
ser Fragerunde möchte ich mich an Herrn Minister 
Christophides mit zwei Komplimenten wenden. Das 
eine — dies sollte ich doch wohl sagen — bezieht 
sich auf das, was er — als Berichterstatter des Mi- 
nisterrates — mit ein bißchen Herz hinsichtlich 
dessen darstellte, was sich an Veränderungen zwi- 
schen Kap Andreas, Paphos und Kyrenia ergab. 
Diese Darstellung und Bindung ist überaus erfreu- 
lich. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Technologie, 
dessen amtierender Vorsitzender ich bin, hat sich 
heute morgen in seiner Sitzung auf der Grundlage 
der Berichterstattung meines französischen Kolle- 
gen Andre Boulloche mit dem Sachstand, den Sie 
hier vorgetragen haben, befaßt. Wir haben das Er- 
gebnis außerordentlich begrüßt. Ich möchte dem 
Ministerrat dafür danken. 

Es bleibt ein kleiner Rest. Bis zu der Sitzung am 
2. und 3. Mai in Stockholm war Jugoslawien an den 
vorbereitenden Gesprächen beteiligt. In Stockholm 
ist Jugoslawien der Sitzung ferngeblieben. Uns feh- 
len Informationen über die Gründe dafür. Herr Mi- 
nister, ich möchte Sie fragen, ob Sie bereit wären, 
auf Grund Ihrer Möglichkeiten zu prüfen, ob man 
Jugoslawien in die weiteren Arbeiten dieser Stif* 
tung mit einbeziehen könnte. Die Ausschußmitglie- 
der haben heute morgen zum Ausdruck gebracht, 
daß sie die Mitarbeit Jugoslawiens dort sehr be- 
grüßen würden. 

Außenminister Christophides erklärt, daß die Ant- 
wort von der Stiftung selbst abhänge. 


Dr. Holtz (SPD): Herr Minister, gestatten Sie, 
daß ich eine vielleicht etwas delikate Frage stelle. 
Sie haben in Ihrem Bericht mit Befriedigung darauf 
verwiesen, daß die Französische Republik die Men- 
schenrechtskonvention unterzeichnet hat. Das ge- 
schah zu einem publikumswirksamen Zeitpunkt, 
nämlich zum Zeitpunkt der Feier unseres 25jährigen 
Jubiläums. Wir wissen aber, daß die französische 
Regierung durch einen Vorbehalt verhindert hat, 
daß sich französische Staatsbürger zukünftig direkt 
an den Gerichtshof in Straßburg wenden können. 
Ich erinnere daran, daß Frankreich das Vaterland 
der Menschenrechtserklärung ist. 

Wie beurteilen Sie diesen Sachverhalt? Hätte man 
hier nicht etwas mehr erwarten dürfen? 

Außenminister Christophides erwidert, daß Frank- 
reich sich eine in der Konvention selbst festgelegte 
Regelung zunutze gemacht habe und daß auch 
einige andere Länder von dieser Möglichkeit Ge- 
brauch gemacht hätten. 


Tagesordnungspunkt 

Zwischenstaatliches Arbeitsprogramm 
des Europarates für 1975/76 

(Drucksache 3427) 

Berichterstatter: Abg. Lord Walston 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Auf den Seiten 33 bis 43 des Do- 
kuments, über das wir heute sprechen, finden Sie 
eine Stellungnahme des Ausschusses für Wissen- 
schaft und Technologie der Beratenden Versamm- 
lung des Europarates. Da wir uns in unserer Sit- 
zung erst heute mit dieser Stellungnahme beschäf- 
tigen konnten, darf ich mir erlauben, Sie darauf hin- 
weisen, daß noch einige kleine Korrekturen anzu- 
bringen sind. Auf Seite 38 — ich nehme den eng- 
lischen Text zur Hand — soll am Ende des Teils IV 
A 1 hinter den Worten „this modest proposal 
premature" eingefügt werden: 

On the other hand it is to be welcomed that 
very recently the Committee of Ministers has 
taken a positive position on the establishment 
of the foundation and its relations with the 
Council of Europe. 

Auch bei der Schlußfolgerung auf Seite 43 soll unter 
Nr. 3 der erste Teil dieses Abschnitts gestrichen 
werden und dann erst weitergeführt werden: 

calls on the Committee of Ministers to invite 
the Secretary General to undertake an exami- 
nation of the possibilities of extending the 
Council of Europe's Programme in the field of 
research and science. 

Schließlich soll unter Nr. 4 das Wort „probable" in 
der ersten Zeile durch „present" ersetzt werden. 

Gestatten Sie mir, Herr Präsident, meine Damen 
und Herren, die Aufmerksamkeit dieser Versamm- 
lung noch einmal auf drei Punkte zu lenken, die in 
unserer Stellungnahme eine besondere Rolle spie- 
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len. Es handelt sich erstens um die Rolle von Wis- 
senschaft und Forschung im Rahmen des Programms 
des Europarates, zweitens um eine Bestandsauf- 
aufnahme wissenschaftlich-technischer Aktivitäten 
der europäischen Organisation, das sogenannte Per- 
seus-Projekt, und drittens um die Frage der euro- 
päischen Wissenschaftsstiftung, oder um ebenfalls 
wieder das englische Wort zu nehmen: European 
Science Foundation. 

Jahrelang hat die Zusammenarbeit in den Berei- 
chen von Wissenschaft und Forschung nur eine be- 
scheidene Rolle beim Europarat gespielt, obwohl in 
Art. 1 b des Statuts die Zusammenarbeit auf diesen 
Gebieten gleichberechtigt neben die Aufgaben der 
Kultur- und Bildungspolitik gestellt wurde. Wir 
sind wohl alle der Meinung, daß der Europarat auf 
dem Gebiet von Forschung und Wissenschaft die Ini- 
tiativen nicht dort ergreifen sollte, wo andere, kom- 
petentere Organisationen dies tun können. Ich 
denke z. B. an die Aktivitäten der OECD. Es wäre 
aber jetzt vielleicht an der Zeit, seitens des Komi- 
tees der Minister und anderer kompetenter Gremien 
die Möglichkeiten einer wissenschaftlichen Zusam- 
menarbeit innerhalb des Europarates neu zu über- 
denken. Ein Grund dafür mag die Tatsache sein, daß 
die OECD sich stärker den allgemeinen Weltproble- 
men zuwendet und daher den Fragen der rein euro- 
päischen Zusammenarbeit naturgemäß weniger Auf- 
merksamkeit schenken kann. Andererseits zeigt die 
Arbeit der wissenschaftlichen Arbeitsgruppen des 
Ausschusses für Wissenschaft und Technologie, daß 
genug Raum für eine Erweiterung und Intensivie- 
rung der europäischen wissenschaftlichen Kontakte 
gegeben wäre. Schließlich hat auch die Gründung 
der europäischen Wissenschaftsstiftung oder des 
europäischen Wissenschaftsrates, wie sie auch ge- 
nannt wird, vor Augen geführt, daß die Wissen- 
schaftler offensichtlich einen größeren Rahmen für 
ihre Arbeit wünschen, als er ihnen im Augenblick 
zur Verfügung steht. 

Aus diesen Gründen möchte der Ausschuß für 
Wissenschaft und Technologie in seiner Meinungs- 
äußerung das Ministerkomitee bitten, den General- 
sekretär mit der Prüfung erweiterter Möglichkeiten 
für den Europarat im Bereich von Forschung und 
Wissenschaft zu beauftragen. 

Vor etwa sechs Jahren unternahm die Beratende 
Versammlung zusammen mit dem Generalsekretär 
eine Initiative, von der wir glaubten, sie würde in 
gewisser Beziehung helfen, eine zweifellos notwen- 
dige Übersicht und Ordnung für die wissenschaftlich- 
technische Zusammenarbeit in Europa zu schaffen. 
Wir wünschten eine Bestandsaufnahme der verschie- 
denen Projekte in den europäischen Organisationen, 
eine Aufnahme, die mit dem Namen „Perseus-Pro- 
jekt" umschrieben wurde. Eines der Ziele war es, 
eine bessere Koordinierung im nationalen und inter- 
nationalen Rahmen zu ereichen, um eine unratio- 
nelle Doppelbetätigung und damit eine Verschleude- 
rung von öffentlichen Mitteln zu vermeiden. Das 
Projekt wurde von den internationalen Organisa- 
tionen im allgemeinen positiv aufgenommen. Wir 
haben dem Ministerkomitee dafür zu danken, daß 
es sich bereit erklärt hatte, die drei ersten vorgese- 


henen Studien zu finanzieren. Die erste Arbeits- 
phase wurde Ende 1971 abgeschlossen, und die Er- 
gebnisse wurden veröffentlicht. 

Unglücklicherweise war das Ministerkomitee aber 
dann nicht mehr bereit, die Abschnitte 2 und 3 zu 
finanzieren. Andererseits jedoch räumte das Gre- 
mium ein, daß dieser Bericht sehr aufschlußreich sei 
und eine weitere Behandlung sehr wohl verdiene. 
Aus diesen Gründen wurden die Europäischen Ge- 
meinschaften, aber auch OECD, CERN, ESRO und 
ELDO gefragt, ab eine dieser Organisationen bereit 
sei, die Finanzierung zu übernehmen. Wenn ich es 
richtig sehe, war die Antwort darauf, die uns erst 
vor einigen Wochen erreichte, leider ebenfalls nega- 
tiv. 

Dies ist für uns eine enttäuschende Feststellung. 
Es zeigt den mangelnden Willen vieler Regierungen, 
sich noch ernsthafter als bisher mit internationaler 
Zusammenarbeit auf Regierungsebene zu beschäfti- 
gen. 

Wir sollten uns aus diesen Gründen vielleicht 
— dies möchte ich vorschlagen — an die kürzlich ge- 
gründete Europäische Wissenschaftsstiftung wen- 
den und diese bitten, einmal zu prüfen, ob sie diese 
wertvolle Arbeit des Projektes nicht fortführen 
kann. 

Vor einigen Tagen erhielten wir die erfreuliche 
Nachricht, daß die Europäische Wissenschaftsstiftung 
als ihren Sitz Straßburg gewählt habe. Diese Tatsa- 
che wird sicherlich dazu beitragen, enge Beziehungen 
mit dem Europarat herzustellen. Dabei ist es für den 
Ausschuß für Wissenschaft und Technologie eine 
Selbstverständlichkeit, die Autonomie und Unabhän- 
gigkeit der Europäischen Wissenschaftsstiftung zu 
respektieren. Für uns geht es einzig und allein dar- 
um, daß dieses Projekt, welches zum erstenmal auf 
der 3. Parlamentarier-Konferenz in Lausanne behan- 
delt und durch die Beratende Versammlung im 
Herbst 1972 nochmals ausdrücklich bestätigt wurde, 
nun Wirklichkeit geworden ist. 

Gestatten Sie mir, an dieser Stelle den Wunsch 
des Ausschusses für Wissenschaft und Technologie 
vorzutragen, möglichst bald mit der Europäischen 
Wissenschaftsstiftung in einen informellen, aber 
konstruktiven Dialog einzutreten. Als ersten Schritt 
in dieser Richtung hat unser Ausschuß beschlossen, 
das Exekutiv-Komitee der Stiftung an den Arbeiten 
des Organisationskomitees zur 4. Parlamentarier- 
Konferenz zu beteiligen. 

Zum Abschluß meiner Ausführungen möchte ich 
noch eine Bemerkung zur Finanzierung eventueller 
gemeinsamer Projekte des Europarats machen. Wir 
alle sind uns der Tatsache wohl bewußt, daß die 
einzelnen Mitgliedstaaten bei einer ganzen Reihe 
von internationalen Projekten mit teilweise erheb- 
lichen Mitteln beteiligt sind. Ich denke hierbei an 
Projekte aus den Bereichen Luft- und Raumfahrt und 
auch der Kernforschung und Kerntechnik. Es darf 
jedoch nicht verkannt werden, daß von einer inten- 
siveren Kooperation in diesem Bereich von For- 
schung und Wissenschaft und der Arbeit an wir- 
kungsvollen Projekten des Europarats auch starke 
integrative Impulse auf die Gemeinschaft ausgehen 
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können. Nicht zuletzt aus diesen Gründen möchten 
wir die Regierungen der Mitgliedstaaten bitten, sich 
hier in Zukunft in stärkerem Maße als bisher finan- 
ziell zu engagieren. — Ich danke Ihnen für Ihre Auf- 
merksamkeit. 

Dn Ahrens (SPD): Herr Präsident, Herr Kollege 
Goess hat am Ende seines Berichts, dessen Klarheit 
und Eindeutigkeit mir besonders imponiert hat und 
zu dem ich ihm gratulieren möchte, darauf hingewie- 
sen, daß der Spezialausschuß seine Auflösung vor- 
geschlagen habe. Nach dem Vorschlag des Aus- 
schusses sollen die Aufgaben, die bis jetzt in der 
Spezialkommission erledigt wurden, einem perso- 
nell und sachlich erweiterten Budgetausschuß über- 
tragen werden. 

Der Geschäftsordnungsausschuß hat sich in seiner 
Sitzung heute morgen mit diesem Vorschlag be- 
schäftigt, und ich darf Ihnen als Berichterstatter des 
Geschäftsordnungsausschusses mitteilen, daß wir 
diesem Vorschläge zugestimmt haben und eine ent- 
sprechende Vorlage erarbeiten werden, die im Sep- 
tember zusammen mit anderen Vorschlägen, in 
denen wir uns zu einer Änderung und Überarbei- 
tung der Geschäftsordnung äußern, der Versamm- 
lung vorgelegt werden wird. 

Nun einige kurze Bemerkungen, die sich auf die 
Gebiete der Kommunalpolitik, der Raumordnung 
und des Umweltschutzes beziehen. 

Die Ziffer 4 h des Dokuments 3427 kann eine ge- 
wisse Enttäuschung darüber nicht unterdrücken, daß 
wir mit unseren Arbeiten nach Auffassung des Aus- 
schusses nicht schnell genug vorankommen. Ich 
möchte zu diesem Abschnitt einige Anmerkungen 
machen, um einiges, was im Ausschuß besonders 
angesprochen worden ist, zu verdeutlichen. In die- 
sem Dokument wird unter Ziffer 4 h gefordert, an- 
gemessene juristische Instrumente zu schaffen, um 
die Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden und 
Regionen über die Grenzen hinweg zu erleichtern. 
Ich möchte hier betonen — das ist die Auffassung 
des Ausschusses — , daß das wirkungsvollste und 
vielleicht einzig angemessene Instrument eine Kon- 
vention ist, die die Staaten verpflichtet, die grenz- 
überschreitende Zusammenarbeit zwischen ihren 
Gemeinden zu fördern. Dazu gehört nach unserer 
Auffassung auch, daß den Gemeinden in dieser Zu- 
sammenarbeit ein genügend großer Spielraum ein- 
geräumt wird in der Gestaltung ihrer Beziehüngen 
zu den Nachbargemeinden über die Grenzen hin- 
weg. 

Unter derselben Ziffer des Dokuments wird die 
Harmonisierung des Rechts der Jagd und Fischerei, 
des Vogelfangs und des Schutzes der Zugvögel ge- 
fordert. Der Ausschuß begrüßt es, daß dieses Vor- 
haben eine solche Priorität erhalten soll. Wir wei- 
sen aber darauf hin, daß es nicht genügt, diese Rege- 
lungen und Gesetze zu harmonisieren, sondern daß 
es, um zu einem wirklichen Schutz zu kommen, er- 
forderlich ist, daß gleichzeitig übereinstimmende 
und angemessene Regelungen für den Handel mit 
Tieren eingeführt werden. 


Herr Präsident, ich sagte bereits, daß in dem Do- 
kument einige Enttäuschungen und einige kritische 
Anmerkungen zur Effektivität unserer Arbeit nicht 
unterdrückt werden konnten. Wir alle hier in die- 
sem Hause sind sicherlich davon überzeugt, daß 
die Konferenzen der Fachminister unserer Länder 
außerordentlich wertvoll und förderlich sind. Diese 
unsere Meinung scheint vom Ministerkomitee nicht 
geteilt zu werden. Wenn ich mir etwa das Doku- 
ment 3425 mit dem neuesten Bericht über die Akti- 
vitäten des Ministerkomitees ansehe, so finde ich 
unter Ziffer I B zwar einen Hinweis auf die Umwelt- 
ministerkonferenz, die vor immerhin mehr als einem 
Jahr in Wien stattgefunden hat; im übrigen aber 
wird lediglich mitgeteilt, daß das Komitee von 
hohen Funktionären die nächste Konferenz vorbe- 
reiten werde und das Ministerkomitee die Gesichts- 
punkte unseres Berichts in Erwägung gezogen habe. 
Das ist mir zuwenig. Die Ministerkonferenz für 
Raumordnung, die auch schon mehr als ein halbes 
Jahr zurückliegt, wird überhaupt nur in einem Ne- 
bensatz erwähnt. Es ist in der Tat in Fortführung 
der Beschlüsse dieser Ministerkonferenz bislang 
effektiv nichts geschehen. Unsere Forderung etwa, 
beim Europarat eine Informationsstelle für die 
grenzüberschreitende Planung und für Grundsatz- 
fragen der Raumordnung einzurichten und dafür 
auch die haushaltsmäßigen und finanziellen Voraus- 
setzungen zu schaffen, wird überhaupt nicht er- 
wähnt. 

Herr Präsident, wenn das Ministerkomitee in die- 
sem „Tempo" weiterarbeitet, werden wir weder auf 
die Raumordnung in Europa noch auf die fortschrei- 
tende Zerstörung oder Gefährdung unserer Umwelt 
Einfluß nehmen können. 


Tagesordnungspunkt : 

Haushaltsplan für die Tätigkeiten 
der Versammlung im Jahre 1975 

(Drucksache 3413) 
Berichterstatter: Abg. Dequae 


Mittwoch, 8. Mai 1974 


Tagesordnungspunkt: 

Nach fünfundzwanzig Jahren 
europäischer und atlantischer Zusammenarbeit 

(Drucksache -3424) 

Berichterstatter: Abg. Hofer 

Blumenfeld (CDU/CSU) : Herr Präsident, wenn 
ich heute als erster Redner in der Debatte nach un- 
serem Berichterstatter das Wort ergreife, so wird 
es gleichzeitig das letzte Mal sein, daß ich in der 
Beratenden Versammlung spreche. Nach acht Jahren 
Mitgliedschaft in diesem Hause blicke ich — das 
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darf ich wohl sagen — in dieser Stunde mit großer 
Dankbarkeit zurück auf die freundschaftliche Zusam- 
menarbeit mit den Kollegen in diesem Hause und auf 
die gemeinsamen Versuche mit allen Kollegen, die 
im Laufe dieser Jahre hier anwesend gewesen sind, 
unser Europa einer Einigung näherzubringen. In das 
Gefühl der Dankbarkeit mischt sich naturgemäß auch 
ein wenig Wehmut, dieses Forum zu verlassen. 
Nicht zuletzt aber bewegt mich wie sicherlich die 
meisten meiner Kollegen hier die große Sorge um 
die Zukunft Europas. Unser Berichterstatter, Herr 
Kollege Hofer, hat einen vorzüglichen Bericht vorge- 
legt und hat soeben in seiner Einführungsrede noch 
einmal deutlich gemacht, daß auch er bei allem zum 
Schluß ausgedrückten Optimismus hinsichtlich der 
Möglichkeiten, die es uns erlauben, nicht zu verza- 
gen, große Sorgen hat. 

Ich weiß, daß wir, ebenso wie es Herr Hofer in 
seinem Bericht unternommen hat, diese 25 Jahre der 
europäischen Einigung nur würdigen können, wenn 
wir die Schwerpunkte herausarbeiten, so wie es 
Herr Hofer getan hat, und sie einer kritischen Wür- 
digung unterziehen, damit wir die Aufgaben der 
Zukunft nicht nur sehen, sondern sie auch meistern 
können. Ich möchte Herrn Hofer zu seinem Bericht 
mit allem Nachdruck beglückwünschen. 

Herr Präsident, wenn ich eine kurze, kritische Bi- 
lanz der Einigungsbemühungen in dieser meiner 
letzten Intervention ziehen darf, so tue ich es als 
einer der leider wenigen, die noch in der aktiven 
Politik stehen und die 1948 an dem Kongreß in Den 
Haag teilgenommen haben, wo Churchill, Ramadier 
und andere große Alteuropäer ihre aufrüttelnden, 
bewegenden Reden gehalten haben. Ich sehe hier 
meinen Freund Lord Duncan Sandys, der damals der 
große Organisator dieses Kongresses war. Er wird 
mir recht geben, wenn ich sage, daß in jenem Jahr 
der erste große Durchbruch für Europa erzielt wurde. 
Leider ist in den folgenden Jahren der Schwung die- 
ser Jahre gebrochen worden. 

Es fehlt heute — Herr Hofer hat es festgestellt — 
die politische Kraft zu Entscheidungen und der poli- 
tische Wille, Souveränität in den klassischen Berei- 
chen der Politik zugunsten der größeren Gemein- 
schaft aufzugeben, und es fehlt die Bereitschaft, na- 
tionale Egoismen zurückzustellen und für Europa 
solidarisch einzustehen. Europa ist nicht mehr hand- 
lungsfähig. Jede einzelne Regierung der Staaten un- 
seres Europas ist in sich zu schwach, um mit ihren 
Problemen allein fertig zu werden, geschweige denn, 
eine Führungsrolle in Europa einzunehmen. Kaum 
ein Land der Mitgliedstaaten ist von einer innen- 
politischen Krise oder einem politischen Schwäche- 
zustand verschont worden. Die Erkenntnis ist unter 
den europäischen Völkern inzwischen Gemeingut 
geworden, daß Europa nicht als ein Konsumenten- 
verein oder eine Gemischtwarenhandlung entstehen 
kann. Die wirtschaftliche Integration ist ein ganz 
wichtiger Bestandteil der Einigungspolitik; aber er 
führt uns, wie wir durch die jüngsten Ereignisse de- 
monstriert bekommen haben, in eine Sackgasse. 

Ich glaube und bin zutiefst davon überzeugt, daß 
wir nur dann, wenn wir bereit sind, die Souveräni- 
tät in den klassischen Bereichen, nämlich denen der 


Sicherheits- und Verteidigungspolitik, der Außen- 
und Währungspolitik, abzugeben, Europa einigen 
werden. Europas Staaten müssen endlich davon 
Kenntnis nehmen, daß sie ihr Verteidigungs- und 
Streitkräftepotential nicht erhalten können, wenn 
sie weiterhin der Illusion huldigen, daß ihre Vertei- 
digungspolitik als Ausdruck ihrer Souveränität de 
facto eine nationale Macht-, Prestige- oder Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik stützen kann. Fast jede 
der europäischen Nationen leistet sich die unratio- 
nelle Vielzahl, ja, den Luxus eigener Rüstungsindu- 
strien, und sogar im Entwicklungs- und Forschungs- 
bereich stehen wir miteinander im Wettbewerb. Das 
kann dazu führen, daß im Ernstfall — den Gott ver- 
hüten möge — europäische Kontingente in der Ver- 
teidigungsallianz des Westens weder Waffen noch 
Geräte noch Ersatzteile oder Munition untereinander 
verwenden können. 20 Milliarden US-Dollar pro 
Jahr werden im Westen für Forschung und Entwick- 
lung unserer Sicherheit und Verteidigung ausgege- 
ben. Diese astronomische Zahl stellt aber leider eine 
Doublette dar; denn viele dieser Entwicklungs-, For- 
schungs- und anderer Aufgaben sind Parallel- oder 
Vielfachentwicklungen, die wir uns leisten. Ein Euro- 
pa der Nationalstaaten würde diesen Zustand bis zur 
Zerstörung einer gemeinsamen Verteidigung zemen- 
tieren. Deswegen meine ich, daß nur ein ökonomisch 
und politisch geeintes Europa überhaupt die Chance 
bieten kann, das Ost-West-Gleichgewicht und seine 
Position in der Weltpolitik, seinen rechtmäßigen 
Platz, der Europa auf Grund seiner Kultur, seiner 
Geschichte und seiner Leistungskraft zukommt, zu 
erhalten. 

Von einer Wirtschafts- und Währungsunion sind 
wir noch weit entfernt. Die währungspolitischen Al- 
leingänge einiger Mitgliedstaaten sowie die ohne 
Konsultation der Partnerländer oder der Kommission 
vorgenommenen Importbeschränkungen eines Mit- 
gliedstaates in der letzten Woche beweisen es. Ge- 
rade letztere Maßnahme ist besonders schwerwie- 
gend, weil sie an den Grundlagen des Römischen 
Vertragswerkes rüttelt und einen der wenigen Ak- 
tivposten der bisherigen europäischen Einigung, 
nämlich die Zollunion, in Frage stellt. Hiermit tritt 
die Versuchung an jedes Mitglied heran, im Falle 
von innenpolitischen oder wirtschaftlichen Schwie- 
rigkeiten nach egoistischen Motiven aus dem Ver- 
band auszuscheren. Nichts wirkt nämlich anregen- 
der als schlechte Beispiele. 

In dieser Situation nur Tadel anzubringen wäre 
allerdings verfehlt; denn die Partnerstaaten müs- 
sen, wenn sie nicht selber das Werk der Desintegra- 
tion zum Schaden aller und jedes einzelnen fortset- 
zen wollen, durch wirkungsvolle Hilfen auf dem 
Zahlungsbilanz- und Wirtschaftssektor Italien und 
andere unterstützen. Aber vor allem müssen die fest- 
gefahrenen Verhandlungen über die Schaffung des 
europäischen Regionalfonds in diesem Zusammen- 
hang in einem neuen Licht gesehen und wiederauf- 
genommen werden. Die Regierung eines anderen 
Mitgliedstaates der Gemeinschaft stellt die Verträge 
überhaupt in Frage und droht mit Austritt. Bei allem 
Verständnis für die sich aus dem Beitritt zur Euro- 
päischen Gemeinschaft während einer Übergangs- 
zeit ergebenden Probleme muß mit Nachdruck fest- 
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gestellt werden, daß es sich die Europäisdie Ge- 
meinschaft unter keinen Umständen leisten kann, 
ihre wirtschaftliche und letzten Endes politische Ziel- 
setzung zugunsten primär innen- und parteipoliti- 
scher Erwägungen einer Regierung gefährden zu 
lassen. Auch Kompromissen sind Grenzen zu setzen. 
Leider haben wir in der Vergangenheit oft genug 
gesehen und erlebt, daß sich die praktizierte Eini- 
gung auf den jeweils kleinsten Nenner als äußerst 
verhängnisvoll erwiesen hat. 

Europa hat noch immer keine gemeinsame Ener- 
gie- und Rohstoff Politik; darauf hat Herr Hofer so- 
eben mit Nachdruck verwiesen. Die ungeheuren Ge- 
fahren dieses Versäumnisses sind uns in den letzten 
Monaten deutlich vor Augen geführt worden. Sie 
sind auch noch keineswegs behoben. Im Gegenteil, 
auch von einer gemeinsamen Außenhandelspolitik 
Europas kann noch keine Rede sein. Was schließlich 
die Frage der politischen Zusammenarbeit angeht, 
so wissen wir alle, wie unbefriedigend die bisheri- 
gen Bemühungen waren. Deswegen, Herr Präsident, 
habe ich mir erlaubt, einen Zusatzantrag zu dem Be- 
schluß einzureichen, den die Politische Kommission 
vorgelegt hat, in dem darauf verwiesen wird, daß 
die immer noch höchst explosive und für unser 
Europa gefährliche Lage im Mittelmeer und insbe- 
sondere im Nahen Osten einer neuen und zwar 
einer politischen Willensäußerung seitens der euro- 
päischen Staaten und nicht nur seitens der Neun 
bedarf. Ich hoffe, daß das Plenum in der Lage sein 
wird, diesen meinen Zusatzantrag zu akzeptieren. 
Ich hoffe vor allen Dingen, daß der Berichterstatter 
bereit ist, ihn in seinen Entschließungsantrag mit 
aufzunehmen. 

Aber nicht nur die großen Fragen in der europä- 
ischen Politik erregen den Ärger und den tagtäg- 
lichen Unwillen der europäischen Bürger. Wie ste- 
hen wir denn heute da? Immer noch empfinden wir 
Unwillen wegen der Steuergrenzen. Es gibt zwar in 
Europa keinen Zoll mehr an den Grenzen, aber da- 
für Verbrauchsabgaben und Steuerausgleichszahlun- 
gen, was manchmal auf das gleiche, wenn nicht auf 
mehr hinausläuft. Wir empfinden darüber hinaus 
Unwillen wegen der Verwaltungsgrenzen in Europa. 
Der Güterverkehr wird durch unterschiedliche Si- 
cherheits- und veterinärpolizeiliche Maßnahmen und 
Wettbewerbsvorschriften nachhaltig behindert. Hin- 
zu kommt der Unwillen wegen unterschiedlicher 
Ausweispapiere. Wie wichtig wäre es z. B., einen 
gemeinsamen europäischen Führerschein zu haben! 
Noch immer haben wir ihn nidit. Unwillen empfin- 
den wir schließlich wegen der unterschiedlichen An- 
forderungen im Niederlassungs- und Dienstlei- 
stungsrecht, die eine europäische Einigungspolitik 
im wahrsten Sinne des Wortes verhindern, und we- 
gen der ständigen Valuta- und Kursunterschiede der 
einzelnen europäischen Währungen. Warum haben 
wir noch immer keine europäische Münze?, fragen 
sehr viele unserer Bürger. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Die Gemein- 
samkeitkeit Europas läßt sich nicht mehr in den 
überholten Formen einer intergouvernementalen 
Zusammenarbeit nach dem Muster der Allianzen 
vergangener Jahrhunderte praktizieren. Erforder- 


lich sind vielmehr — bei aller Wahrung des föde- 
ralistischen Prinzips — beschlußr und handlungs- 
fähige Organe unter der demokratischen Kontrolle 
eines mit legislativen Befugnissen ausgestatteten 
und vor allen Dingen direkt gewählten Europäischen 
Parlaments. 

Herr Präsident, ich meine wie der Herr Bericht- 
erstatter, daß die Funktionen dieses unseres Europa- 
rats ebenso wie seine politischen Aufgaben im euro- 
päischen Bereich wichtiger geworden sind, als sie es 
in den vergangenen zehn Jahren manchmal vielleicht 
gewesen sind. Ich meine, daß der Europarat inson- 
derheit im Hinblick auf die Konferenz über Sicher- 
heit und Zusammenarbeit, die in Genf und, was den 
militärischen Teil angeht, in Wien abgewickelt wird 
oder abrollt oder vielleicht auch zum Stehen kommt, 
eine der wichtigsten Aufgaben im Sinne eines Zen- 
trums der europäischen Einigungsarbeit — weit über 
den Rahmen der Mitgliedsländer der Europäischen 
Gemeinschaft hinaus — zu erfüllen hat. Es liegt im 
Willen auch dieser Beratenden Versammlung und 
des Ministerrats, ob der Europarat in der sich nach 
den ersten 25 Jahren anschließenden Periode, in den 
nächsten zehn oder zwanzig Jahren, eine Funktion 
haben wird, die darauf hinausläuft, Dokumentation 
europäischer Ohnmacht zu sein, oder ob er eine 
Brücke zu einer neuen und erfolgreicheren Zukunft 
darstellen wird. Herr Präsident, ich bedaure, fest- 
stellen zu müssen, daß das Jahr 1974 — dies ist 
jedenfalls meine Auffassung — wohl kaum als ein 
Jahr Europas in die Annalen der Geschichte einge- 
hen wird, (Beifall.) 

Amrehn (CDU/CSU): Herr Präsident! Auf jeder 
unserer Tagungen bekräftigen wir neu die Notwen- 
digkeit des europäischen Zusammenschlusses. Wir 
befinden uns dabei in Übereinstimmung mit der 
öffentlichen Meinung in-Europa und in Übereinstim- 
mung mit der großen Mehrheit der meisten Parla- 
mente, die davon betroffen werden. Dennoch müs- 
sen wir, wie auch heute wieder, stets neu unserer 
Enttäuschung darüber Ausdruck geben, daß dieses 
Europa ständig mehr sich auseinanderbewegt als 
zusammenfindet. 

In der Entschließung, die uns heute vorgelegt 
wird, kommt erneut zum Ausdruck, wie dringend 
erforderlich gerade nach der Ölkrise, gerade ange- 
sichts der Zerreißproben, in denen wir stehen, die 
engere Zusammenarbeit der europäischen Staaten 
bleibt. Aber niemand sagt uns, wie sie denn prak- 
tisch zuwege kommen soll. 

Ich bin dem Kollegen Damgaard ganz besonders 
dankbar, daß er in seinem Beitrag unmittelbar an 
dieses Problem gerührt hat. Nur meine ich, daß es 
jetzt auch nicht ausreicht, ein wissenschaftliches 
Institut mehr zu schaffen, das uns zeigen soll, wie 
politische Entscheidungen getroffen werden müß- 
ten, sondern das ist an uns. 

Der Kollege Hofer hat in seiner Einführung mit 
Recht erneut unterstrichen, daß der wirtschaftliche 
Zusammenschluß, der versucht worden ist, auch 
nicht ausreicht, um zu verwirklichen, was wir an- 
streben. Der wirtschaftliche Zusammenschluß reicht 
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nicht aus, die politische Aktionsfähigkeit Europas 
herzustellen. Es hat sich gezeigt, daß der wirtschaft- 
liche Zusammenschluß nicht ausreicht, auch nur die 
wirtschaftlichen Fragen selbst in den beteiligten 
Staaten und miteinander zu lösen. 

Ob ein Wirtschaftszusammenschluß sich bewährt, 
würde sich gerade in den Zeiten der Krise zeigen 
müssen. Es zeigt sich, daß in den Zeiten der Krise 
jeder beteiligte Staat seinen eigenen Ausweg sucht, 
um das nationale Interesse vermeintlich besser wah- 
ren zu können. In der Wirtschaftsgemeinschaft 
nimmt jeder Staat seine nationalen Instrumente in 
Anspruch, um innere Probleme des jeweiligen Staa- 
tes zu lösen. Fürchtet er Arbeitslosigkeit, vermehrt 
er die Geldmenge und beschleunigt die Inflation. 
Fürchtet er den Rückgang seines Exportes, wertet er 
seine Währung ab, oder andere werten zu dem ent- 
gegengesetzten Zweck auf. Solange dies in einem 
Wirtschaftszusammenschluß jeder einzelnen Nation 
Vorbehalten bleibt, kann es keine gemeinsame Wirt- 
schafts- und Währungspolitik und damit auch keine 
Wirtschafts- und Währungseinheit und noch weni- 
ger eine politische Union geben. 

Hier, meine ich, sollten wir den Ausweg suchen. 
Hier sollte der Versuch unternommen werden, bei 
diesen Problemen anzusetzen. In der Tat bin ich 
der Meinung, daß es überhaupt keinen anderen Aus- 
weg gibt, als für solche Entscheidungen gemeinsame 
politische Steuerungs Organe zu schaffen. Ich nehme 
den Gedanken der Supranationalität nicht auf. Ich 
bin mit Herrn Damgaard der Meinung, daß unser 
Ziel der Schaffung eines europäischen Bundesstaates 
zwar ein sehr weit gestecktes, bleibendes Ziel ist, 
daß aber für die nächsten Jahre nur Schritte auf 
diesem Wege stattfinden können. 

Mir will scheinen, daß es unter solchen Umstän- 
den notwendig ist, zwei Dinge zu tun: erstens dem 
Europäischen Parlament, möglicherweise auch dem 
Europarat, aber auf jedem Fall dort, wo es heute 
möglich ist, dem Europäischen Parlament, jene Kom- 
petenzen zu schaffen, die nötig sind, um den Parla- 
mentariern ein gewisses Maß von Legislativbefug- 
nissen auf bestimmten Gebieten zu geben. Es liegt 
weithin in unserer Hand, in der Hand der nationa- 
len Parlamente, solche europäischen Legislativ- 
befugnisse für Europäer zu 'schaffen. 

Das Zweite ist, daß man für bestimmte Gebiete, 
für die Währungspolitik, für die Konjunkturpolitik, 
jenes Steuerungs organ der Exekutive schafft, das 
verbindliche Beschlüsse fassen kann. Auch hierzu 
liegt die Ermächtigung in der Hand der nationalen 
Parlamente. Das nicht supranationale Steuerungs- 
organ europäischer Staaten könnte zunächst dadurch 
geschaffen werden, daß die Regierungschefs der 
nationalen Staaten als europäisches Steuerungs- 
organ, und wenn Sie das Wort nicht scheuen: als 
europäische Regierung auf bestimmten Gebieten 
tätig werden. Mir will scheinen, solange wir uns 
dazu nicht entschließen können, sind alle Diskus- 
sionen über stärkere politische Union, über Wirt- 
schafts- und Währungsunion vergebens, weil jeder 
einzelne Staat in Krisenzeiten seinen Ausweg aus 
der Krise mit nationalen Mitteln sucht. Ich setze 


hinzu: Wenn es heute Staaten gibt, die zuwenig 
Devisen haben, und wenn es andere Staaten gibt, 
die vielleicht zuviel haben, dann ist es ja gerade 
der Sinn des europäischen Zusammenschlusses, 
einen Ausgleich zwischen solchen Extremen zu schaf- 
fen. Allerdings muß durch Beschlüsse eines euro- 
päischen Steuerungsorgans, die für alle als verbind- 
lich angesehen werden, der technische Weg freige- 
macht werden, damit man zu politischen Ergebnis- 
sen kommt. 

Insoweit, glaube ich, sollten wir auch im Europa- 
rat in den nächsten Monaten unsere ganzen Gedan- 
ken darauf zielen lassen, wie es gelingen kann, 
europäische Entscheidungsorgane zu schaffen, die 
nicht den Charakter der Supranationalität im Sinne 
des Bundesstaates haben, sehr wohl aber für jeden 
europäischen Staat verbindliche Beschlüsse auf der 
Grundlage einer nationalen Legitimation, Verant- 
wortung und Verpflichtung herbeiführen können. 
Nur wenn uns das gelingt, werden wir konkret in 
der Sache weiterkommen. Allein darauf wird es für 
die Zukunft ankommen. (Beifall.) 

Dr. Holtz (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Europarat, das heißt diese Ver- 
sammlung, ist dabei, eine wichtige Personalentschei- 
dung zu treffen, nämlich den Generalsekretär zu 
wählen. Außerdem können wir den stellvertreten- 
den Generalsekretär und den Leiter des Versamm- 
lungsdienstes wählen. Diese Befugnisse sind einzig- 
artig im Bereich internationaler Organisationen, 
deren Spitzenfunktionen meist von den Regierun- 
gen selbst oder dem Leitungsorgan besetzt werden. 

„Beratende Versammlung ides Europarates"? So 
nennen wir uns. Ich halte den Begriff „Beratende 
Versammlung des Europarates" für unzutreffend, 
blaß, farblos und auch relativ inhaltlos. Die soge- 
nannte Beratende Versammlung nimmt im Wahr- 
nehmungsfeld der politisch interessierten Bürger in 
Europa, aber auch in den Massenmedien, ja selbst 
bei vielen Politikern nur einen geringen Stellenwert 
ein, weil kaum jemand weiß, was sich dahinter 
verbirgt. Bei Jubiläen wie jetzt rücken wir wieder 
für einige Momente in das Rampenlicht der Öffent- 
lichkeit. Sollten wir nicht einen neuen Namen wäh- 
len, der Klarheit -schafft und die Veränderungen 
seit 1949 zum Ausdruck bringt? 

Ich bin nicht Hosianna rufend hier nach Europa 
gekommen und auch nicht mit der Vorstellung, als 
revolutionärer Gipfelstürmer mit daran zu wirken, 
daß vo.n heute auf morgen das vereinte Europa, das 
Europa der sozialen Demokratie, geschaffen wer- 
den könnte. Aber viele Bürger sind doch zu ent- 
täuscht, zu frustriert über die wenigen Fortschritte, 
die hier geleistet worden sind. 

Wir wissen, Rom ist nicht an einem Tage erbaut 
worden, und insofern hat Herr Hofer, der Bericht- 
erstatter, recht. Der Europarat hat dennoch eine 
Pionierarbeit geleistet für die Förderung der euro- 
päischen Zusammenarbeit. 

Ich meine, daß der Europarat im Anschluß an den 
Reverdin-Bericht besonders drei Funktionen — und 
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deshalb bin ich auch hier - — • wahrzunehmen hat; 
erstens die Brückenfunktion, die Klammerfunktion 
zwischen den neun EG-Staaten und den übrigen acht 
Mitgliedern, zu denen sich hoffentlich bald neue 
dazugesellen werden — vielleicht Portugal — , zwei- 
tens die Forums- oder Kommunikationsfunktion — 
eine Diskussion aktueller politischer, kultureller, 
wissenschaftlicher, technischer, weltpolitischer Pro- 
bleme findet hier statt — , und drittens die Dienst- 
leistungsfunktion, die Förderung der Zusammen- 
arbeit der Mitgliedstaaten in konkreten Bereichen 
der Daseinsvorsorge, 

Diese Funktionen werden ausgeübt und wahrge- 
nommen von zwei wichtigen Organen des Europa- 
rats: dem parlamentarischen Beratungsorgan, der 
Beratenden Versammlung, und dem Beschlußorgan, 
dem Ministerkomitee. 

Ich will mich vor allem dem parlamentarischen 
Organ zuwenden. Hier können wir doch feststellen, 
daß seit 1949 eine zunehmende Kompetenzerweite- 
rung eingetreten ist. Ich nenne nur einige Punkte. 
Früher besaß dieser Europarat noch nicht einmal 
die Autonomie, über seine Tagesordnung zu ent- 
scheiden. Dies ist 1951 geändert worden. 

Zunächst wurden die Mitglieder hier durch ein 
Verfahren bestimmt, das von der jeweiligen Regie- 
rung festzusetzen war. Auch dies ist geändert wor- 
den: Die Parlamente — bis auf eine kleine Aus- 
nahme; der Herr Vorredner kommt aus diesem 
Lande — ■ bestimmen, wer in diesen Europarat 
kommt. Anfangs konnten hier auch Honoratioren 
teilnehmen — ich habe nichts gegen Honoratioren — , 
die nicht Mitglieder der einzelnen Parlamente in 
den Mitgliedsländern waren. Seit 1970 können nur 
Parlamentarier Mitglieder dieser Versammlung sein. 

Wir haben neu hinzugewonnen ein extrastatua- 
riisches Mitentscheidungsrecht im administrativein 
Bereich; Wir, diese Beratende Versammlung, haben 
jetzt quasi die Autonomie hinsichtlich des uns be- 
treffenden Teils des Budgets. Und schließlich kön- 
nen wir seit Januar 1974 auch in unsere Kompentenz 
fallende Petitionen an uns ziehen. 

Weil diese Kompetenzen hinzugewonnen worden 
sind — ich habe nur einige wenige genannt — , auch 
weil wir das umfassendste Organ der demokra- 
tischen Staaten unseres Kontinents sind, in dem 
von Anfang an den Parlamentariern ein entschei- 
dendes Mitspracherecht eingeräumt war — im Ge- 
gensatz etwa ZU den Vereinten Nationen, wo nur 
Regierungsvertreter hingeschickt werden — , schlage 
ich vor, die Beratende Versammlung umzubenen- 
nen in „Parlamentarische Versammlung des Europa- 
rates". Dieser Name würde auf der einen Seite 
unser gestiegenes Selbstbewußtsein nach außen 
signalisieren und auf der anderen Seite einen in 
der Zukunft noch zu erfüllenden Anspruch Impli- 
zieren. 

Was verstehe ich darunter? — Ich denke zum 
Beispiel daran, daß wir erwarten, daß vor der Ver- 
abschiedung von Konventionen diese Versammlung, 
die Parlamentarische Versammlung, generell kon- 
sultiert wird oder daß wir ein Entscheidungsrecht 
bei der Neuaufnahme bzw, beim Ausschluß von 


Mitgliedern haben. Weiter denke ich daran, daß 
von uns aus eigene Modellgesetz- und Abkommens- 
entwürfe nicht mehr nur dem Ministerkomitee, 
sondern durch unsere Mitglieder auch den natio- 
nalen Parlamenten vorgelegt werden sowie — viel- 
leicht auch im Zusammenhang mit dem Europä- 
ischen Parlament — , daß wir direkt gewählt wer- 
den und uns in politischer Hinsicht noch stärker 
profilieren. 

Das parlamentarische Organ des Europarats muß 
noch mehr die Chance haben, technokratische Vor- 
haben auf dem Gebiete des Rechts- und Verwal- 
tungswesens oder auch auf dem Gebiete der Raum- 
ordnung auf ihre politischen Implikationen hin zu 
überprüfen. Der Name „Parlamentarische Versamm- 
lung" sollte von uns selbst, also in eigener Auto- 
nomie nach 25 Jahren dieser Tätigkeit beschlossen 
werden. 

In dem Projet de Recommendation von Herrn 
Hofer heißt es: Dem Ministerkomitee wird emp- 
fohlen, zur Stärkung der europäischen Demokratie 
dadurch beizutragen, daß die Rolle des Europa- 
rates, die er in den verschiedenen Bereichen der 
europäischen Zusammenarbeit spielt, besser be- 
kanntgemacht wird. - — Die Umbenennung in „Par- 
lamentarische Versammlung" wäre dafür eine wün- 
schenswerte und notwendige Voraussetzung. 

Unter Ziffer 6 Ihres Berichtes nennen Sie, Herr 
Berichterstatter, die Beratende Versammlung das 
einzige parlamentarische Forum der Demokratien 
Westeuropas. Sehr geehrte Kollegen, beschließen 
wir hier also autonom, daß wir eben diese Parla- 
mentarische Versammlung des Europarates sind. 
Dies hat nichts mit Neuerungssucht zu tun, sondern 
soll beweisen und draußen deutlich machen, daß 
hier aktive Politiker für die Erhaltung und Ausge- 
staltung der Demokratie im Rahmen der angestreb- 
ten weiteren Integration Europas kämpfen. Ein 
solcher Beschluß wäre der wiederholte Beweis für 
den Willen dieser parlamentarischen Versammlung, 
daß sie aktiv in die Entwicklung des Europarates 
eingreifen will. Wir sind keine Organisation, die 
krampfhaft auf der Suche nach neuen Ufern ist. Wir 
wollen und müssen die Skala unserer spezifischen 
Handlungsmöglichkeiten deutlicher akzentuieren, 
wie dies hier auch von vielen Kollegen gefordert 
worden ist, und unsere Arbeit im Bewußtsein der 
Öffentlichkeit stärker verankern. Wählen wir des- 
halb einen präziseren, inhaltsvolleren Begriff. Seien 
wir mutig und selbstbewußt: Nennen wir uns 
„Parlamentarische Versammlung des Europarates"! 
(Beifall.) 

'Dr. iDregger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir sind hier nicht als Diplo- 
maten und auch nicht als Vertreter unserer Regie- 
rungen, sondern als Vertreter unserer Völker, als 
Parlamentarier. Wir sollten mit der Offenheit, die 
uns als solchen erlaubt ist, die Lage Europas analy- 
sieren und daraus politische Forderungen ableiten, 
und zwar ohne Rücksicht darauf, ob sie den Regie- 
rungen genehm sind und ob sie Aussicht haben, all- 
gemeinen Beifall zu finden. Wenn wir in dieser Ehr- 
lichkeit die Lage Europas beurteilen, werden wir 
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sagen müssen, daß Europa am Scheidewege steht, 
daß Europa trotz allem, was wir in den hinter uns 
liegenden Monaten und Jahren erlebt haben, ent- 
weder seine Einigung vollenden wird oder daß 
seine Institutionen verfaulen werden — mit der 
Konsequenz, daß Westeuropa Schritt für Schritt 
unter die Hegemonie der Sowjetunion fällt. 

Ich möchte diese Alternative am Beispiel der Be- 
reiche der Sicherheit und der Wohlfahrt unserer 
Völker beleuchten. In Fragen der Sicherheit ist 
Westeuropa nach wie vor in vollem Umfange auf 
den Schutz der USA angewiesen, einen Schutz, der 
auf Grund der Waffenentwicklung und der politi- 
schen Entwicklung nicht an Glaubwürdigkeit gewon- 
nen hat. Als die NATO vor 25 Jahren gegründet 
wurde, besaßen nur die USA nukleare Waffen. Die 
Strategie der massiven Abschreckung war damals 
voll wirksam und schützte Westeuropa vor jedem 
möglichen Angriff. Inzwischen hat die Nuklear- 
streitmacht der Sowjetunion mit der der Vereinig- 
ten Staaten gleichzogen. Beide Weltmächte sind in 
der Lage, sich gegenseitig zu vernichten. Der Ein- 
satz nuklearer Waffen gegen den anderen wird da- 
mit für jede der beiden Weltmächte zum Risiko der 
Selbstvernichtung. 

Das wirft die Frage auf, ob der amerikanische Prä- 
sident noch bereit sein kann, zur Abwehr eines 
sowjetischen Angriffs auf Westeuropa nukleare 
Waffen gegen die Sowjetunion einzusetzen. Je mehr 
der Zweifel daran wächst, desto mehr verliert die 
atomare Garantie der USA für Westeuropa ihre 
abschreckende Wirkung, desto eher wird der kon- 
ventionelle Krieg in Europa wieder möglich, desto 
mehr wird die sowjetische Überlegenheit an kon- 
ventionellen Waffen in Europa wieder wirksam, 
auch ohne Krieg, als Mittel der politischen Pression 
auf die westeuropäischen Staaten. 

Je geringer die Abschreckungs Wirkung nuklearer 
Waffen für Westeuropa wird, desto wichtiger wer- 
den die sogenannten konventionellen Streitkräfte. 
Ihr Gleichgewicht wird zu einer Existenzfrage des 
freien Europas. Das Ungleichgewicht, wird aber zur 
Zeit ständig größer. Das hat verschiedene Gründe. 

Die Entspannungspolitik hat in Westeuropa zu 
der Illusion geführt, der Friede sei sicherer gewor- 
den und man könne in den Verteidigungsanstren- 
gungen nachlassen. Während der Westen sich die- 
ser Illusion hingab, hat die Sowjetunion eine Auf- 
rüstung durchgeführt, für die es selbst in der Ge- 
schichte der Sowjetunion kein Beispiel gibt. 

Ein weiteres. Der weit höhere Lebensstandard 
Westeuropas im Vergleich zur Sowjetunion macht 
Verteidigungsanstrengungen für den Westen beson- 
ders kostspielig. In der Sowjetunion kostet der 
Mensch, das Personal nur 25 Vo des Verteidigungs- 
budgets, in den NATO-Ländern jedoch bereits über 
50 ®/o und in Ländern mit Berufsarmeen sogar 60 Vo. 
Die Sowjetunion kann daher einen weit höheren 
Anteil ihres Verteidigungsbudgets zur Beschaffung 
neuer Waffensysteme verwenden. 

Hinzu kommt, daß die viel zu geringen Mittel, die 
der Westen für seine Verteidigung einsetzt, wegen 


der staatlichen Zersplitterung Westeuropas auch 
noch unwirtschaftlich ausgegeben werden. General 
Steinhoff, Vorsitzender des Militärausschusses der 
NATO, hat in einem Vortrag am 25. März 1974 die 
Lage beleuchtet. Ich will nur eines der von ihm 
angeführten Beispiele auf greifen: 

Bei den Seestreitkräften gibt es 100 verschie- 
dene Arten von Klassen oberhalb der Zerstö- 
rergröße, 96 unterschiedliche Feuerleitradare, 
40 verschiedene Schiffsartillerien größerer Kali- 
ber. Wenn also ein multinationaler Flottenver- 
band der NATO eingesetzt werden soll, müssen 
40 verschiedene Munitionsarten hinterhergefah- 
ren werden. 

Steinhoff bezeichnet diese Militärpolitik mit Recht 
als eine unverantwortliche Verschwendung. Er hält 
aus militärpolitischen Gründen eine völlige Ver- 
schmelzung der wirtschaftlichen, militärischen und 
politischen Interessen und Aufgaben der NATO- 
Staaten in Europa für unentbehrlich. Nach seiner 
Überzeugung ist die Sicherheit Westeuropas in Zu- 
kunft nur durch eine solche Fusion der eigenen 
Kräfte und eine unverbrüchliche Partnerschaft mit 
Amerika zu gewährleisten. 

Nicht nur auf dem Gebiet der Verteidigung, son- 
dern auch auf dem Gebiet der Wirtschaft stagniert 
die europäische Entwicklung. Stagnation ist nicht 
Stillstand, sondern Rückgang. Die Europäische Ge- 
meinschaft hat eine Zollunion und eine Agrarunion 
geschaffen. Beide sind gefährdet, wenn es nicht auch 
zu einer Wirtschafts- und Währungsunion kommt 

— und dies ist nicht möglich, wenn nicht gleichzei- 
tig eine politische Union Westeuropas entsteht. 

Der Wert der europäischen Währungen unterein- 
ander kann nur unverändert bleiben, wenn sich die 
Wirtschaft der europäischen Staaten parallel zuein- 
ander entwickelt. Das ist aber nur zu erreichen, 
wenn die europäischen Staaten die gleiche Steuer-, 
Finanz- und Konjunkturpolitik betreiben. Der Ver- 
such, das durch sogenannte Harmonisierungsabre- 
den unter den souveränen Nationalstaaten Euro- 
pas zu erreichen, ist gescheitert und mußte an den 
unterschiedlichen Interessen der westeuropäischen 
Staaten scheitern. 

Das Ergebnis auch dieser Überlegungen ist: Wie 
in der Verteidigungspolitik kann Westeuropa auch 
in der Wirtschaftspolitik seine Aufgaben nur erfül- 
len, wenn es sich zu einer wirklichen Gemeinschaft, 
zu einer europäischen Union mit Zuständigkeiten 
einer europäischen Regierung in den Grundfragen 
der Wirtschafts-, Finanz-, Steuer- und Währungs- 
politik zusammenschließt. Geht das, Herr Präsident? 

— Daß die Sowjetunion dagegen ist, ist klar. Die 
Sowjetunion kann ihre expansiven Ziele nur errei- 
chen, wenn Westeuropa zersplittert und von den 
USA getrennt ist. Aber wozu ist der Westen fähig? 
Das hängt auch vom inneren Zustand der westeuro- 
päischen Staaten ab. Frankreich und Deutschland 
sind dabei, sich in ihren Regierungen neu zu for- 
mieren. In Großbritannien ist die Europapolitik lei- 
der zum Gegenstand der innenpolitischen Ausein- 
andersetzung geworden. Die Lage Italiens ist aus 
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anderen Gründen auch im Hinblick auf seine euro- 
päischen Aktivitäten mehr als besorgniserregend. 

Meine Damen und Herren, wenn wir Parlamenta- 
rier uns in dieser Lage auf unsere Regierungen ver- 
lassen, dann sind wir und dann ist Europa verlas- 
sen. Unsere Aufgabe ist es, allen Beschönigungsver- 
suchen unserer Regierungen zum Trotz die Lage 
Westeuropas schonungslos aufzudecken, deutlich zu 
machen, daß Europa in einer Existenzkrise steckt, die 
unsere freiheitliche Lebensordnung in Frage stellt. 
Wir müssen deutlich machen, daß es Europa nicht 
gestattet ist, aus der Geschichte auszusteigen. Wir 
müssen unsere Völker und Parlamente davon über- 
zeugen, daß weder der Nationalstaat noch der lok- 
kere Zusammenschluß von Nationalstaaten eine 
Existenzform staatlicher Gemeinschaft ist, die es 
Europa erlaubt, in seiner Eigenart die Zukunft zu 
finden. 

Ich meine, wir sollten in dieser Jubiläumssitzung 
des Europarates, die in eine Krise Europas fällt, ein 
Signal setzen, das an Deutlichkeit nicht zu übertref- 
fen ist. (Beifall.) 

iDr, Schwendie (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Als der Kollege 
Hofer seinen schriftlichen Bericht vorlegte, konnte 
er in seine Analyse zwei Fakten noch nicht einbe- 
ziehen, die in den letzten Tagen und Wochen Europa 
vor eine neue schwierige Situation gestellt haben. 
Diese Situation ist einmal durch die Maßnahmen 
Italiens gekennzeichnet und zum anderen seit ge- 
stern durch den Rücktritt des Bundeskanzlers der 
Bundesrepublik Deutschland, Willy Brandt. Zwar 
hat beides direkt nichts miteinander zu tun, aber 
beides zeigt, wie sehr Europa einerseits an die wirt- 
schaftlichen Entwicklungen und Rückschläge, an- 
dererseits aber auch an das Personal seiner poli- 
tischen Führung gebunden ist bzw. von deren Ab- 
tritt betroffen wird. 

Natürlich ist es nicht meine und nicht dieser Ver- 
sammlung Aufgabe, hier und jetzt Willy Brandts 
europäisches Werk zu würdigen. Ich mache dazu 
auch gar keinen Ansatz. Aber das, was uns gestern 
und heute morgen in der Sozialistischen Gruppe 
bewegt hat, ihm nicht nur ein Solidaritätstelegramm 
zu schicken, sondern dieses Telegramm so zu schlie- 
ßen, wie geschehen, macht deutlich, was viele von 
uns — weit über die Sozialistische Gruppe hinaus — 
gespürt haben: Europa hofft weiter auf ihn, nicht 
nur: es „hoffte" auf ihn. 

Ich habe gestern auf dem Weg von Straßburg nach 
Bonn und von Bonn nach Straßburg zurück — für 
mich Parlamentarier öind diese beiden Städte durch- 
aus mehr als nur geographische Größen — versucht, 
einen Satz zu formulieren, der mir der Situation 
Europas nach Brandts Rücktritt angemesisen er- 
schien. Ich habe im Blick auf sein Verdienst um 
Europa formuliert: „Wenn Willy Brandt von 
Europa sprach, sprach er für Europa." Das war 
seine Stärke, die ihn für uns in dieser Sache so aus- 
zeichnete und seine Wirkung nicht begrenzt hat, 
die vielmehr seine Wirkung weit über die Bundes- 
republik und Europa hinaus hat deutlich werden 
lassen. Ich bin gewiß, daß der soeben gewählte 


Kollege Kahn-Ackermann im Kontext dieser Politik 
seine Aufgabe als Generalsekretär des Europarats 
begreift und realisiert, was diesen Ansatz auszeich- 
nete: einen Bau des Europas der Menschen! 

Auch wenn wir davon ausgehen, daß Politik pri- 
mär inhaltlich und erst sekundär durch Persönlich- 
keiten bestimmt ist, glaube ich, daß wir ohne solche 
hervorragenden Persönlichkeiten w'ie Brandt Europa 
nicht voranbringen werden. In der 25-Jahr^Feier 
sind andere Persönlichkeiten genannt worden, und 
in diesem Hause zeigen Büsten und Bilder sie. 
Daran zu erinnern ist nicht nur Melancholie oder 
eine Art von Ehrung, sondern auch ein Stück poli- 
tisches Kalkül, welches in unseren Überlegungen 
durchaus eine Rolle spielt. 

Europa steht vor einem langen, schwierigen Weg. 
Aber der Europarat selber, meine ich, steckt nicht 
in einer Krise. Wohl ist der Europarat in vieler 
Hinsicht wieder auf seinen Anfang zurückgeworfen, 
jedoch von einer Krise, wie sie die Europäische 
Gemeinschaft gegenwärtig kennzeichnet, muß nicht 
ausgegangen werden. Das ist hoffnungsvoll und 
macht ihn heute so wichtig! 

Der Europarat ist in seiner konstitutionellen Kon- 
struktion von vornherein nicht wie die EG auf die 
Union angelegt. Ich glaube, das ist auch ein Stück 
Realismus, der jetzt politisch, gedanklich und na- 
türlich auch in der Konstruktion erprobt werden 
muß. Sosehr der Europarat an besonderen bilate- 
ralen Verpflichtungen einzelner Mitgliedstaaten 
hängt, sowenig ist er doch auf das Ziel dieser 
Union ausgerichtet. Damit ist er in der Lage, ein 
Stück Hoffnung innerhalb Europas zu erfüllen. Der 
Europarat ist, glaube ich, eines der wichtigsten 
internationalen parlamentarischen Gremien, die uns 
helfen, auch denen, die noch außen vorstehen, ein 
attraktives demokratisches Gremium zu sein (in 
dem wir Deutschen übrigens ab 1950 gelernt haben, 
demokratisch zu denken und zu handeln, nicht nur 
Parlamentarier, sondern in gleicher Weise auch 
unsere Beamten und Diplomaten). 

Ich möchte noch einmal das Ziel, wie es in Ar- 
tikel I unserer Satzung niedergeschrieben ist, nen- 
nen: Ziel ist, eine „größere Einheit zwischen sei- 
nen Mitgliedern zum Zwecke der Wahrung und 
Verwirklichung der Ideale und Grundsätze, die ihr 
gemeinsames Erbe sind, und zur Förderung ihres 
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts" herzu- 
stellen. Dieses Ziel ist durchaus nicht unrealistisch. 
Ich glaube, wenn wir uns an diese Bestimmung, 
seine Möglichkeiten und Grenzen, halten, werden 
wir Europa bauen. 

Wenn wir die folgenden drei Punkte noch deut- 
licher und besser beachten, wird uns, glaube ich, 
diese Realisierung gelingen. Der Europarat ist ein 
transnationales parlamentarisches 1. Diskussions-, 
2. Problematisierungs- und 3. Entscheidungsforum, 
um die Sache der Menschen in Europa voranzubrin- 
gen. 

Natürlich wird es auch künftig Überschneidungen 
mit der EG geben. Aber zum Teil sind die eigenen 
Instrumente dieses Europarats wirkungsvoller, etwa 
gegenüber den osteuropäischen Nachbarn, den Neu- 
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tralen — wie Finnland — , die uns nodi nidit ange- 
hören, oder etwa auch gegenüber den USA. Im 
Europarat können wir unsere parlamentarische Ge- 
meinsamkeit dokumentieren und die Kriterien un- 
serer Politik formulieren. 

In dem Umfang, wie diesen Aufgalbenfeldern 
durch Europaratsgremien sdion adäquat entsprodien 
wurde, war seine Arbeit ja audi bis jetzt schon 
politisdi relevant. Seine zukünftige Rolle wird 
innerhalb eines nodi genauer zu definierenden poli- 
tiisdien, geographisdien, historisdien und audi, wie 
idi glaube, sehr moralischen Beziehungspunktes lie- 
gen. Vor allem in der Sozial- und Kulturpolitik so- 
wie audi im Bereich der Konfliktbeseitigung hat die 
Politik des Europarats durdiaus sdion Ergebnisse 
gebracht, die auch wir junge Abgeordnete nicht 
übersehen wollen. 

Für Europa bleibt das Prinzip Hoffnung bestehen, 
und zwar in dem Bereich, in dem Politik des Europa- 
rats möglich ist und noch nötiger wird. Wenn wir 
diese Möglichkeiten sehen und Grenzen wahren, 
können wir, glaube ich, in diesem Sinne die Arbeit 
hier im Hause fruchtbar fortsetzen. Dann werden 
wir die hervorragende Stellung, die dieses parla- 
mentarische Gremium hat, auch im Sinne meines 
Kollegen Holtz, der vorhin einen interessanten Vor- 
schlag gemacht hat, nutzen und für die parlamen- 
tarische Demokratie in Europa relevant machen. 
Herzlichen Dank! (Beifall) 


Donnerstag, 9. Mai 1974 

Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in Portugal 

(Drucksache 3435 und 3436) 

Berichterstatter des Ausschusses für die Nichtmit- 
gliedsländer: Abg. Mendelson 

Berichterstatter des Politischen Ausschusses: 

Abg. Aubert 

Dr. Kliesing (CDU/CSU): Herr Präsident, wir 
alle haben mit großer Freude die Entwicklung in 
Portugal beobachtet, und wir sind unserem Kollegen 
Mendelson sehr dankbar, daß er in so kurzer Zeit 
die schwierige Aufgabe der Berichterstattung ge- 
meistert hat. Ich stimme seinem Bericht voll und 
ganz zu und möchte ihn nur um einige wenige Be- 
merkungen ergänzen. 

Zunächst möchte ich hier etwas anführen, was 
sicherlich nicht in die Zuständigkeit des Europarates 
gehört, was aber sehr viele von uns in starkem 
Maße angeht. Es ist dies die Tatsache, die diejeni- 
gen unter uns, welche Staaten angehören, die Mit- 
glieder des westlichen Verteidigungsbündnisses 
sind, die Entwicklung in Portugal mit einem beson- 
ders starken Gefühl der Erleichterung empfunden 
haben. Denn es ergeben sich immer sehr leicht poli- 


tische Friktionen, wenn die Freiheit verteidigt wer- 
den soll unter anderem auch von solchen Systemen, 
die in ihrer eigenen innerstaatlichen Ordnung diese 
Prinzipien nicht anerkennen. Hier haben wir also 
eine besondere Freude, und wir möchten wünschen, 
daß sich bald eine ähnliche Entwicklung auch noch in 
einem zweiten Mitgliedstaat des Bündnisses voll- 
zieht. 

Eine zweite Bemerkung. Ich möchte nachdrücklich 
das unterstreichen, was der Herr Berichterstatter 
über die Notwendigkeit ökonomischer Hilfe gesagt 
hat. Denn das Sprichwort, daß die Liebe durch den 
Magen geht, gilt auch für die Demokratie. Wenn der 
Freude des portugiesischen Volkes über die neuge- 
wonnene politische Freiheit hinterher die Enttäu- 
schung über ungelöste ökonomische Probleme fol- 
gen sollte, so könnte das sehr schlimme Folgen ha- 
ben. Deshalb genügt es nicht, hier unsere politische 
Solidarität mit den Portugiesen zu bekunden, son- 
dern wir müssen auch bereit sein zur ökonomischen 
Hilfe. 

Damit, Herr Präsident, komme ich schon zu mei- 
ner dritten und letzten Bemerkung. Sie bezieht sich 
darauf, daß es in der vorigen Woche in Portugal 
einige Äußerungen gegeben hat, die darauf schließen 
lassen, daß es auch dort politische Kräfte gibt, die 
glauben, die Ablösung einer Rechtsdiktatur durch 
eine Demokratie nun dazu mißbrauchen zu können, 
an Stelle einer verflossenen Rechtsdiktatur nun ein 
totalitäres System von der entgegengesetzten Seite 
aufzurichten. Wir dürfen nicht vergessen, daß diese 
Gefahr akut ist, und wir als Anhänger einer freiheit- 
lichen Demokratie können ihr nur dadurch begeg- 
nen, daß wir uns in politischer und, wie gesagt, in 
ökonomischer Hinsicht mit dem portugiesischen 
Volke und seinen demokratischen Führungskräften 
solidarisieren und bereit sind, diesen Leuten zu hel- 
fen. 

Herr Präsident, ich glaube, wenn das der Fall sein 
wird, werden wir hoffentlich auch bald die Freude 
haben, in diesem Hause die Vertreter eines demo- 
kratischen Portugals zu begrüßen. (Beifall) 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mein erster Bericht in dieser 
Versammlung, den ich vor vier Jahren zu erstatten 
hatte, war jener bereits erwähnte Bericht über Por- 
tugal, Vielleicht sind außer mir noch eine Reihe von 
Kollegen im Saal, die sich wie ich daran erinnern, 
wie damals eine Reihe von Kollegen zu großer Be- 
hutsamkeit gegenüber dem Caetano-Regime mahn- 
ten, man solle die Unterstützung der oppositionellen 
Kräfte nicht zu weit treiben — der Vorsitzende der 
Sozialdemokratischen Partei Portugals, Soares, war 
damals auf der Tribüne da oben — , das Caetano- 
Regime sei dabei, sich zu liberalisieren. Herr Prä- 
sident, es ist reizvoll, die damalige Debatte im Lichte 
der heutigen Ereignisse zu betrachten. 

Ich glaube, wir können zwei Dinge daraus lernen. 
Erstens, es ist eine wesentliche Aufgabe dieser Ver- 
sammlung, Diktaturen nicht zu beschönigen, eine 
Diktatur eine Diktatur zu nennen und nicht mit einer 
Art aufgeklärtem Absolutismus in solchen Ländern 


17 



Drucksache 7/2314 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


zu kokettieren. Zweitens, wir sollten die Hoffnung 
nicht auf geben, daß die Dinge sidi in den diktato- 
risch regierten Staaten Europas ändern können. Wer 
von uns hätte damals gedacht, daß diese Entwick- 
lung, wie sie sich heute abzeicknet, eintreten könnte? 
Heute sind wir ein Stück weiter. 

Sicherlich ist Portugal noch in einer sckwierigen 
Situation. Das ist schon mehrfach gesagt worden. 
Wir haben in den letzten Tagen in Kommentaren, 
aber auch in Gespräcken, die wir mit Kollegen ge- 
führt haben, häufig hören können, jene, die diesen 
Umsturz herbeigeführt haben, seien eine Militär- 
junta. Herr Präsident, ich glaube, es ist ein geistig 
anspruchsloses Argument, zu sagen, Militärjunta 
sei gleich Militärjunta. Wer die Geschichte moderner 
Diktaturen kennt, weiß, daß eine moderne Diktatur 
nur durch das Militär aus den Angeln gehoben wer- 
den kann. Sicherlich ist es dann eine Frage, wie die 
Dinge weitergehen. 

Hier ist mehrfach von den kolonialen Problemen 
Portugals gesprochen worden. Dazu würde ich dem 
General Spinola die politische Weisheit und die 
menschliche Größe des Generals de Gaulle wün- 
schen, der erkannt hatte, daß die „Algerie frangaise" 
nicht mehr in das zwanzigste Jahrhundert gehört. 

Meine Damen und Herren, wir werden in den de- 
mokratischen Ländern eine große Verantwortung 
für die Dinge in Portugal haben, sicherlich ganz fern 
von jeder Einmischung in die inneren Verhältnisse 
dieses Landes. Aber wenn dieser schwierige Prozeß 
zu Ende geführt werden soll, wird es sehr darauf 
ankommen, wie wir ihn mit materieller, mit wirt- 
schaftlicher Unterstützung und mit der moralischen 
Unterstützung unserer Regierungen, unserer Parla- 
mente und der Bürger unserer Länder zu einem gu- 
ten Ende führen, Herr Präsident, wenn wir im Sep- 
tember vielleicht einen Bericht erhalten und uns dar- 
über unterhalten, wie die Fortschritte in Portugal 
bis dahin gewesen sind, dann bekommen wir hof- 
fentlich — das ist wohl unser aller Wunsch — er- 
freuliche Informationen, nach denen der Prozeß der 
Demokratisierung in Portugal ein gutes Stück wei- 
tergekommen ist. (Beifall.) 


Tagesordnungspunkt: 

Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
in privaten Unternehmen 

(Drucksachen 3423 und 3434) 

Berichterstatter des Ausschusses für Wirtschaft 
und Entwicklung: Abg. Renschler 

Berichterstatter des Sozialausschusses: 

Abg. Radinger 

Berichterstatter des Rechtsausschusses: Abg. Alber 

Alber (CDU/CSU) Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen, meine Herren! 
Vorab möchte ich mich bei Herrn Kollegen Rensch- 
ler für den sehr guten und sehr umfassenden Be- 
richt herzlich bedanken, den er uns zur Frage der 
Mitbestimmung vorgelegt hat Er nimmt zu der ge- 


schichtlichen Entwicklung, zu den geistigen Wurzeln 
Stellung und bringt einen umfassenden internatio- 
nalen Vergleich. Ich glaube, es ist ein sehr gutes 
Papier, mit dem man auch außerhalb dieser Ver- 
sammlung arbeiten kann. 

Was den Begriff der Mitbestimmung anbelangt, 
so meine ich — auch Herr Renschler hat das er- 
wähnt — , daß die Mitbestimmung am Arbeitsplatz 
und die Mitbestimmung im Betrieb glücklicherweise 
unbestritten sind, so daß wir uns hier auf den Be- 
griff der Mitbestimmung im Unternehmen, auf die 
eigentliche wirtschaftliche Mitbestimmung, be- 
schränken können. 

Der Rechtsausschuß hat gegen die Vorschläge in 
Absatz 8 ff. des Dokuments 3423 keine Bedenken. 
Das heißt nicht, daß es nicht Rechtsfragen gäbe. Aber 
die Vorschläge, die hier gemacht worden sind, hal- 
ten jeglicher rechtlichen Überprüfung stand. Wir 
haben uns im Ausschuß darüber unterhalten, ob 
nicht möglicherweise bei einer Mitbestimmung, die 
nicht paritätisch ist, ein Eingriff in das Eigentum 
vorliegt, weil ja, so wurde in dem Planspiel gesagt, 
denkbar sei, daß sich eine Minderheit auf der An- 
teilseignerseite nunmehr mit der Arbeitnehmerseite 
verbinden könnte. Das könnte eventuell ein Eingriff 
in die Eigentums- und Entscheidungssphäre der Seite 
der Arbeitgeber sein, die bislang die Mehrheit hatte. 

Nun, rein theoretisch ist dies denkbar. Aber 
wenn wir uns fragen, was die Motive und die 
Gründe für die Mitbestimmung sind, dann müssen 
wir sagen, daß unsere Verfassungsordnung generell 
zunächst mehr als Schutz- und Abwehrrecht ange- 
legt war. Die Rechtsordnung ändert sich jedoch. 
Was für das Verfassungsrecht gilt, muß auch für die 
Wirtschaftsverfassung gelten. Es ist eine Erschei- 
nungsform dieser Wandlung, daß wir immer mehr 
von den bloßen Schutz- und Abwehrrechten weg- 
kommen und immer mehr zu Teilhaberrechten und 
Mitwirkungsrechten hinkommen. Das ist eine der 
Grundlagen für die Mitbestimmung. 

Ein zweiter, rechtlich ebenfalls entscheidender 
Grund besteht darin, daß wir immer mehr davon 
ausgehen, daß das Eigentum nicht abstrakt gehand- 
habt werden kann, sondern daß es sozialpfliditig 
eingesetzt werden muß. Ich glaube, auch das ist 
eine entscheidende Grundlage für die Mitbestim- 
mung. 

Als weiterer Grund wird sehr oft die Demokra- 
tisierung genannt, und zwar nicht nur die Demo- 
kratisierung des Staates, sondern auch die der 
Wirtschaft. Inhaltlich stimme ich dem zu, obwohl 
der Begriff „Demokratisierung" in bezug auf das 
Wirtschaftsleben eigentlich nicht ohne weiteres 
paßt; denn zum Wesen der Demokratie gehört, daß 
eine Minderheit morgen die Mehrheit werden 
kann oder eine Opposition morgen die Regierung 
übernimmt, überhaupt gehört das Spiel wechseln- 
der Mehrheiten zum Wesen der Demokratie. Ich 
weiß nicht, ob man das begriffsmäßig auch auf die 
Wirtschaft übertragen kann; denn hier stehen na- 
türlich auch Fragen der Funktionsfähigkeit im 
Vordergrund, und es wäre nicht gut, wenn man 
eine Firma immer mit wechselnden Mehrheiten 
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führen würde. Ich weiß sehr wohl, daß dies auch 
keinesfalls gemeint ist. Ich möchte noch einmal er- 
wähnen, daß ich inhaltlich dem Begriff „Demokra- 
tisierung" voll zustimme, obwohl ich den Ausdruck 
vom Wort her nicht gerade für den glücklichsten 
halte. 

Ein vierter Grund von rechtlichem Gewicht für 
die Mitbestimmung ist die Kontrolle der Macht, In 
der Tat sind immer größere Konzentrationen eine 
sehr negative Erscheinung der heutigen Entwick- 
lung. Das bedingt: wer es mit der freiheitlichen, so- 
zialen Wirtschaftsordnung ehrlich meint, der muß 
solche Machtkontrollen wollen. Allerdings darf 
Machtkontrolle nicht zu neuer Machtkonzentration 
führen. 

Ein weiterer Grund für die Mitbestimmung ist 
die Gleidiwertigkeit von Arbeit und Kapital. Wenn 
man es ganz ehrlich meint, müßte man, meine ich, 
argumentieren, daß die Arbeit wesentlich höher- 
wertig ist als das Kapital. Ich glaube, das ist un- 
bestritten. Aber niemand will auf Grund dieser 
Gleichsetzung gar zu einer Überparität kommen. Die 
Gleichwertigkeit von Kapital und Arbeit ist hier 
vielmehr im Sinne einer Gleichgewichtigkeit von 
Arbeit und Kapital zu verstehen. 

Die letzte, auch rechtlich entscheidende Grund- 
lage für die Mitbestimmung ist der Gedanke der 
Partnerschaft. Wir haben uns von den Strukturen 
der Unternehmen der früheren Zeit gelöst, in de- 
nen der Chef bestimmte und die Arbeiter zu tun 
hatten, was angeordnet wurde. Es ist allen nun 
klargeworden: Der Unternehmer bringt das Kapital 
ein; der Arbeiter ist aber nicht nur Beschäftigter, 
sondern er bringt auch 'seine Arbeit ein. Dies ist 
wiederum ein Grund für eine Gleichwertigkeit. 

Allerdings will ich nicht verhehlen, daß die alten 
Formeln der Produktionsfaktoren „Kapital" und 
„Arbeit" heute nicht mehr ohne weiteres gelten, 
denn es ist ein dritter Faktor hinzugekommen. Es 
ist der Faktor der Disposition, also des Manage- 
ments. Hier erhebt sich auch die rechtliche Frage, 
wie man die leitenden Angestellten in der Mit- 
bestimmung berücksichtigt. 

Meine Damen und Herren, wenn ich gesagt habe, 
wir hätten keine rechtlichen Bedenken, so heißt 
dies nicht, daß sich nicht Rechtsfragen stellten. Ich 
habe ja eben die Frage der Einbeziiehung der le> 
tenden Angestellten angeschnitten. Es wäre erfreu- 
lich, wenn bei der Weiterverfolgung der von Herrn 
Renschler in dem Bericht gemachten Vorschläge 
auch die Fragen, die ich jetzt in aller Kürze an- 
schneiden möchte, berücksichtigt würden. 

Es stellt sich beispielsweise die Frage, wer — 
welche Gruppen, ob auch Minderheiten — Wahl- 
vorschläge machen kann und wie groß das Quorum 
sein soll. Auch das muß bedacht werden. Weiterhin 
sind hinsichtlich des Wahlmodus Überlegungen an 
zustellen: Sollen die Wahlen direkt durchgeführt 
werden, oder soll ein Wahlmännergremium da- 
zwischengeschaltet werden? Die Entscheidung hat 
natürlich erhebliche rechtliche Auswirkungen auf 
diie Stellung von Minderheiten im Betrieb. 


Eine weitere Frage ist, ob Vertreter der Arbeit- 
nehmer immer gewählt werden müssen oder ob sie 
eventuell auch entsandt werden können. Ich nehme 
hier auf das Amendement von Herrn Bohmann 
Bezug, in dem davon die Rede ist, daß nur die 
Mehrheit der Mitglieder im Aufsichtsrat von den 
Arbeitnehmern gewählt werden müsse. Ich bin mir 
nicht darüber im klaren, ob hier an einen gemisch- 
ten Aufsichtsrat gedacht ist oder ob daran gedacht 
ist, daß nur diie Mehrheit der Arbeitnehmervertre- 
ter gewählt werden müsse, was bedeuten würde, 
daß eine Minderheit der Arbeitnehmervertreter ent- 
s'andt werden könnte, also ohne Wahl in den Auf- 
sichtsrat gelangen könnte. Gegen einen solchen 
Vorschlag hätte ich einige Bedenken, weil er mit 
der Begründung der Mitbestimmung, mit dem Ge- 
danken der Demokratisierung aus all den Gründen, 
die ich genannt habe, nicht in Einklang zu bringen 
wäre. 

Wenn wir die heutige soziologische Seite eines 
Unternehmens betrachten, so stellen wir fest, daß 
es nicht nur Beziehungen zwischen Kapital, Arbeit 
und dem dritten Faktor der Disposition gibt. Man 
kann sicher ohne Übertreibung sagen, daß manche 
Zulieferfirma mindestens genauso abhängig ist wie 
ein Arbeitnehmer. Es erheben sich auch Probleme 
im Zusammenhang damit, wie man Gläubiger oder 
Kreditgeber berücksiichtigt. Auch die Kunden haben 
ein erhebliches Interesse an der Firma, zumindest 
an der Preisgestaltung. Das Interesse der öffent- 
lichen Hand ist ebenfalls hoch anzusetzen. Ich meine 
allerdings, daß die letztgenannten Fragen weniger 
im Bereich der Mitbestimmung selbst geregelt wer- 
den sollten. Hier ist vielmehr der Gesetzgeber im 
Bereich des Handelsrechts^ des Wettbewerbsrechts 
und auf anderen Gebieten angesprochen. Diese 
Fragen sollten aber auch berücksichtigt werden. 

Ich möchte noch kurz einen Einwand im Zusam- 
menhang mit dem Problem der paritätischen Mit- 
bestimmung vortragen. Herr Renschler hat die ver- 
schiedenen Modelle ausführlich erläutert. Ich kann 
mich darauf beziehen. In der Bundesrepublik sind 
Überlegungen im Gange, die paritätische Mitbe- 
stimmung einzuführen, allerdings nicht auf der 
Grundlage des Montanmodells, sonjdern auf der 
Grundlage eines anderen Modells, das dem Mon- 
tanmodell freilich sehr ähnlich ist. Das Kernpro- 
blem der paritätischen Mitbestimmung stellt sich 
wie folgt dar: Was geschieht, wenn beide Blöcke 
sich gegenüberstehen, wenn sich also eine Patt- 
Situation ergibt? Irgend jemand muß das Patt auf- 
lösen können, denn sonst wäre die Funktions- 
fähigkeit eines Unternehmens in Frage gestellt. Es 
wäre also zu überlegen, ob zur Behebung der Patt- 
Situation ein neutraler Mann im Aufsichtsrat, der 
Aufsichtsrats Vorsitzende oder wer auch immer, zu- 
ständig sein soll. Das Kernproblem der paritä- 
tischen Mitbestimmung ist jedenfalls nur dann zu 
lösen, wenn man eine Lösung für das mögliche Patt 
vorsieht. 

Die paritätische Mitbestimmung wirft natürlich 
noch weitere Fragen auf. Insbesondere muß man 
sich überlegen, wie es mit der Tarif autonomie der 
Gewerksdhaften und evtl, anderer Organisationen 
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steht. Wenn man die paritätische Mitbestimmung 
hat, könnte man ja sagen: Die Hälfte gehört den 
Arbeitnehmern, also können sie auf der anderen 
Seite nicht auch noch über die Tarife hier Einfluß 
nehmen. Die Frage des Streikrechts stellt sich, 
die Frage des Risikos und der Haftung. Auch stellt 
sich die Frage, ob bei paritätischer Mitbestimmung 
nicht doch ein Eigentumseingriff vorliegt. Ich will 
diese Probleme nicht näher darlegen, ich will sie 
nur in den Raum stellen, um zu zeigen, daß diese 
Rechtsfragen noch einer Klärung bedürfen, wenn 
es zu einem Votum für die Parität käme, was nach 
dem vorliegenden Bericht ja nicht der Fall ist. 

‘Wir haben uns im Rechtsausschuß noch überlegt, 
ob nicht an Stelle der eigentlichen Mitbestim- 
mung eine Mitbestimmung im Wege der Ver- 
mögensbeteiligung möglich wäre. Referent bei uns 
war der Vertreter der Union Pancapitaliste, Herr 
Loiidiot, der sehr davon angetan war, Mitbestim- 
mung im Wege der Gewinnbeteiligung, also über 
die Vermögensbildung, zu verwirklichen. Wir hat- 
ten aber hiergegen nicht nur rechtliche, sondern ins- 
besondere sehr praktische Bedenken. Denn die 
Frage nach dem Gewinn wirft gleichzeitig wiederum 
Bewertungsfragen auf und wird sich eventuell auf 
die Gewinnbereitschaft negativ auswirken. Es ist 
auch zu bedenken, daß nicht alle Firmen gleichviel 
Gewinn machen. Warum aber soll der Arbeitneh- 
mer, der bei einer seriösen Firma ist, bessergestellt 
sein als einer in einer kleineren Firma, die nicht 
einen solchen Gewinn macht? Insbesondere stellt 
sich auch die Frage, wie alle anderen Arbeitnehmer 
berücksichtigt werden sollen, vor allem die, die im 
öffentlichen Dienst beschäftigt sind. Wir meinen 
also, daß eine Mitbestimmung über den Weg der 
Vermögensbildung nicht möglich ist. Vermögens- 
bildung ist sicher sehr gut, aber nur als zusätzliche 
Maßnahme f sie kann die Mitbestimmung nicht er- 
setzen. 

Eine Vereinheitlichung der Materie der Mitbe- 
'Stimmung in Europa wäre sehr dringend und wün- 
'schenswert. Ich stimme Herrn Kollegen Renschler 
darin zu, daß es nicht so aus sieht, als ob wir auf 
diesem wichtigen Gebiet bald zwischen allen Län- 
dern Einigkeit erzielen würden. Das aber wäre drin- 
gend notwendig, und zwar nicht nur aus Gründen 
der Rechtssicherheit, sondern auch aus Gründen der 
Gleichheit im Wettbewerb. Denn niemand kann 
wollen, daß Firmen ihren Sitz eventuell in die 
Länder verlegen, in denen die Mitbestimmung nicht 
oder nicht in dem gleichen Unmfang praktiziert 
wird. Schon aus diesen Gründen ist eine einheit- 
liche Regelung in Europa dringend notwendig. 

Lassen Sie mich abschließend nochmals sagen: 
Der Rechts aus schuß hat keine Einwände gegen die 
Vorschläge, die Herr Renschler gemacht hat. Ledig- 
lich zu dem Amendement von Herrn Radinger ha- 
ben wir gewisse Bedenken. 

Er will, daß sich die Kompetenzen des Betriebs- 
rates in keinem Fall auf soziale und gesundheitliche 
Probleme beschränken dürfen. Wir sind mit diesem 
Wunsch inhaltlich voll einverstanden. Es wäre uns 
aber lieb, wenn konkret formuliert werden könnte, 
was gemeint ist. Denn eine bloße Negativumschrei- 


bung dient nicht in dem Grade der Rechtssicherheit, 
die notwendig wäre. Das werden wir aber sicher 
noch ändern können; es ist nicht gravierend, da wir 
die Absicht ja kennen und ihr zustimmen. 

Ganz zum Schluß nochmals: Der Rechtsausschuß 
erhebt keinerlei Bedenken. Wir schlagen vor, der 
Resolution zuzustimmen. (Beifall.) 

Dr. Schwencke (SPD): „Participation, Participa- 
tion, Mitbestimmung", Herr Präsident, meine Damen 
und Herren, sagen unsere politischen Gegner auf 
der Rechten und auch auf der extremen politischen 
Linken, sei unser Zauberwort, mit dem wir versuch- 
ten, Hoffnungen zu erwecken, die realistischerweise 
nicht erfüllbar sind. Die einen sagen, „Mitbestim- 
mung" — und natürlich meine ich als Sozialdemo- 
krat die paritätische Mitbestimmung — sei das 
Deckwort für die Veränderung unserer politischen 
Gesellschaft, für die Gefährdung unserer Marktwirt- 
schaft, für die Gefährdung unserer gesamten gesell- 
schaftlichen Struktur. Die anderen haben die Parole 
ausgegeben, daß Mitbestimmung nichts anderes sei 
als ein neuer Versuch, gemeinsam mit Kapital und 
Profit etwas zu verschleiern, was diese Gesellschaft 
eigentlich menschenwürdiger machen würde. 

Nun könnte man, da die Kritik an Mitbestim- 
mungsmodellen von Rechts und von Links artiku- 
liert wird, es sich einfach machen und sagen: Wenn 
die Kritik von beiden Seiten kommt, wird schon für 
die Mitte das Ersprießliche, daß Notwendige vor- 
handen sein. Aber ich glaube, hier kommt es nicht 
auf die neue oder die alte Mitte oder eine euro- 
päische Mitte, oder wie immer wir sagen wollen, an. 
Von hier aus können wir nicht Kriterien gewinnen, 
um politisch das zu erarbeiten, was die Mitbestim- 
mung insgesamt ergeben soll. 

Handlungskriterien ergeben sich nicht aus Schlag- 
worten, ergeben sich nicht aus Versuchen neuer De- 
finitionen von politischen Gesamtplätzen, sondern 
politische Handlungskriterien ergeben sich aus den 
Grundrechten, die alle demokratischen Verfassun- 
gen kennzeichnen und die ihnen voranstehen. Ich 
glaube, das ist wichtig zu betonen. 

Von hierher ergibt sich für den Demokraten für 
mein Verständnis eine wichtige Konsequenz, die 
Konsequenz nämlich, das gesetzlich zu realisieren, 
was als Grundrechte formuliert ist. Für uns Demo- 
kraten sollte das unbezweifelbar sein. Nur werden 
die Konsequenzen, die die einen ziehen wollen und 
die die anderen, meine Freunde, hieraus meinen zie- 
hen zu müssen, sehr unterschiedliche sein, so unter- 
schiedlich, daß das eine Modell von dem andern 
nahezu so unterschieden ist wie Tag und Nacht. 

Wir sollten vorsichtig sein, wenn wir Anregun- 
gen wie die des Kollegen Osborn hier diskutieren, 
dies alles nicht streng gesetzlich zu regeln, sondern 
auf das persönliche, das private, das innerbetrieb- 
liche Klima abzustellen und von hierher die Frage 
der Mitbestimmung zu lösen. Wir wissen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, Herr Präsident, 
daß es einige gute und erfreuliche Ergebnisse gibt. 
Aber wir müssen diese gesetzliche Regelung als bin- 
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dend durchsetzen. Erst dann ist sie verbindlich so- 
wohl für die Kapitalseite als auch für die Seite der 
Arbeit. 

Wir ziehen aus den Grundrechten die Konsequenz, 
daß die Realisierung der Gleichheit für alle Bereiche 
zu gelten hat und das Prinzip Demokratie nicht an 
irgendeinen bestimmten Bereich, sondern an alle 
Bereiche des öffentlichen Lebens und des betrieb- 
lichen Lebens gebunden ist. Mit anderen Worten, 
es gibt für die Demokratie keine Grenze vor den Be- 
triebstoren, sondern unser Versuch ist es, für alle 
verbindlich zu machen, daß Demokratie als Prinzip 
auch hier zu gelten hat. 

Dieses Prinzip ist gekennzeichnet durch die pari- 
tätische Besetzung der wichtigsten Gremien zumin- 
dest der Großbetriebe, wenn nicht längerfristig auch 
der kleineren und mittleren Betriebe. 

Die jeweilige Form der Mitbestimmung, denke 
ich, wird schon auf Grund der Tradition, die die Mit- 
gliedsländer des Europarates haben, unterschiedlich 
aussehen können. Ich bin sehr dankbar, daß der 
Kollege Renschler in seiner Darstellung deutlich 
gemacht hat, wo die Wurzeln liegen und wie die 
Entwicklung gelaufen ist. Ich könnte mir zwar vor- 
stellen, daß das Prinzip der Parität konsequenter- 
weise überall bedacht und realisiert werden muß. 
Ich könnte mir aber auch vorstellen, daß die Mo- 
delle unterschiedlich sind und daß sie den unter- 
schiedlichen Situationen der Länder jeweils entspre- 
chen müssen. 

Ich glaube, wenn wir eine Gesellschaft anstreben, 
die wir mit dem Prädikat „mündig" belegen wol- 
len, wird es für sie verbindlich sein, die Demokratie 
zu verwirklichen, und zwar als Konsequenz aus den 
Grundrechten, an die wir alle gebunden sind. Sie 
voll zu verwirklichen ist Motiv und politisches Ziel 
der Sozialdemokraten und der Sozialisten, die sich 
in der Fraktion hier zusammengeschlossen haben. 

Ich darf daher auf Grund der Diskussion in unse- 
rer Fraktion deutlich erklären: Wir bedauern außer- 
ordentlich, daß die vorgelegte Entschließung unse- 
ren Vorstellungen von einer paritätischen Mitbe- 
stimmung nicht voll entspricht. Daß zu dem sowieso 
schon viel zu allgemeinen und gesellschaftspolitisch 
nicht eng genug gefaßten Entschließungsentwurf 
einige diesen noch mehr verwässernde Anträge ein- 
gebracht worden sind, wird uns dazu veranlassen, 
diese abzulehnen; denn es kann wirklich nicht Sinn 
eines Entschließungsentwurfs des Europarates sein, 
daß wir so weit von dem bei uns schon als Gesetzes- 
vorlage fertiggestellten Entwurf abweichen können. 
Die Amendments gefährden die minimalste Mitbe- 
stimmung, und ich meine, sie verletzen in einem ge- 
wissen Sinne auch den Geist — nicht den Buchsta- 
ben — der Sozialcharta, die der Europarat verab- 
schiedet hat. Ich melde schon jetzt an, daß ich nach- 
her zu einigen dieser Amendments sprechen werde 
und gegen sie Stellung nehmen möchte. 

Der Europarat hat eine Sozialcharta verabschiedet, 
und wir alle sind stolz darauf. Diese Sozialcbarta 
ist 13 Jahre alt. Ich glaube, es ist an der Zeit, daß 
der entsprechende Ausschuß Vorarbeiten durchführt, 
um sie zu präzisieren, möglicherweise im Hinblick 


auf einen Punkt 20, der im Teil I festgeschrieben 
wird und der die Grundsätze einer Mitbestimmung 
deutlich macht. 

Herr Präsident, ich schließe mit dem Satz: Das 
Europa der Menschen heißt für mich und für meine 
sozialdemokratischen Freunde, deren Rechte zu 
sichern, sie einklagbar zu machen, wie es durch die 
Menschenrechtskonvention geschehen ist, und sie 
durch eine neue, eine präzisere und weitergehende 
Sozialcharta zu erweitern. 

Alber (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! In 
aller Kürze möchte ich nur noch ergänzend anfüh- 
ren, daß wir als Rechtsausschuß natürlich nicht Stel- 
lung beziehen können und wollen zu Fragen der 
politischen Zweckmäßigkeit. Unsere Aufgabe war 
es lediglich, die Frage der Rechtmäßigkeit zu prü- 
fen. Hierzu aber habe ich heute früh bereits erklärt, 
daß rechtliche Bedenken gegen die Resolution und 
den Bericht von Herrn Renschler nicht bestehen. Das 
gleiche gilt im Grunde auch für die verschiedenen 
Amendements, wobei man politisch natürlich unter- 
schiedlicher Auffassung sein kann. Unsere Aufgabe 
war es, wie ich sagte, die Rechtmäßigkeit zu prüfen, 
aber nicht etwa die Frage, was das rechtlich Beste 
oder Bessere wäre, sondern nur die Frage, was recht- 
lich möglich ist. Die Grenzen unserer Prüfung lagen 
da, wo wir meinen, die Rechtsordnung sei nicht nur 
positivistisches Recht, sondern eine Art Naturrecht, 
übergesetzliches Recht, also dort, wo Fragen der 
politischen und der rechtlichen Verfassungsmäßig- 
keit in Betracht kommen. Solche Bedenken bestehen 
weder gegen den Bericht noch gegen die Resolution 
noch gegen die Amendements. Das heißt mit ande- 
ren Worten: Es ist Ihrer politischen Verantwortung 
überlassen, welchem Antrag Sie zustimmen. Recht- 
lich sind alle bedenkenfrei. 

Erlauben Sie mir, am Schluß nur noch eine persön- 
liche Meinung zu äußern. Ich glaube, daß in Anbe- 
tracht der unterschiedlichen Rechtsstrukturen in un- 
seren Ländern und der unterschiedlichen Konstella- 
tionen der vorgelegte Entwurf und die Resolution 
von Herrn Renschler das maximal Mögliche darstel- 
len. Ob es das Optimum ist, möchte ich dahingestellt 
sein lassen. Es ist jedenfalls das maximal Mögliche. 
Deshalb möchte ich Sie auch aus der Sicht des Rechts- 
ausschusses bitten, dem Bericht und der Resolution 
zuzustimmen. 

Sieglerschmldt (SPD): Herr Vorsitzender! Für 
den Rechtsausschuß habe ich den Ausführungen un- 
seres Berichterstatters nicht viel hinzuzufügen. Er 
hat die Meinung des Rechts aus Schusses exakt wie- 
dergegeben. 

Lassen Sie mich nur noch eines sagen, was, wie 
ich glaube, für die Versammlung interessant sein 
wird. Die Prüfung der Frage, die uns hier beschäf- 
tigt, hat ergeben, daß die Verfassungen unserer 
Länder einen verhältnismäßig weiten Spielraum für 
Änderungen der Wirtschaftsordnung lassen, ohne 
daß damit die Grenzen der Verfassung erreicht sind. 
Insofern ist das, was der Kollege Alber gesagt hat, 
genau richtig: Bei der Beschlußfassung über die Re- 
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commandation und auch die gestellten Änderungs- 
anträge geht es um politische Entscheidungen, die 
ohne entscheidende rechtliche Relevanz sind. 


Tagesordnungspunkt 

Humanisierung der Arbeitsbedingungen 
in der Industriegesellschaft 

(Drucksache 3414) 

Berichterstatter: Abg. Wyler 

BCcliner (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge- 
ehrten Damen! Meine Herren! Bei der Diskussion 
über diesen Bericht müssen wir uns, so glaube ich, 
den gesellschaftlichen Hintergrund vergegenwärti- 
gen, vor dem heute noch Arbeit von den Arbeitneh- 
mern geleistet wird. Es ist eine Tatsache, daß die 
Mittel für die Produktion und das Kapital für die 
Produktion immer noch in wenigen privaten Händen 
sind. Es ist ebenso eine Tatsache, daß dadurch insti- 
tutionell gesichert ist, daß sich die Eigentümer die 
Ergebnisse der Produktion aneignen können. 

Daraus folgt — insbesondere, wenn man noch die 
einseitige Vermögensverteilung, ebenfalls eine Tat- 
sache, in Rechnung stellt — , daß die Arbeitnehmer 
darauf angewiesen sind, auch heute noch das ein- 
zige zu verkaufen, was sie haben, nämlich ihre Ar- 
beitskraft. Das Streben nach Rentabilität und Ver- 
mehrung der eingesetzten Produktions- und Kapital- 
mittel durch die Besitzer läßt den Einsatz der Ar- 
beitskraft lediglich als Faktor im Spannungsfeld von 
Kosten und Gewinn erscheinen. Der Inhalt der Ar- 
beit, die Form der Arbeit und die Bedingungen, un- 
ter denen die Arbeit geleistet werden muß, zählen 
nicht. Der rentable Einsatz der Arbeit ist alles. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, solange diese 
gesellschaftlichen Bedingungen der Arbeit nicht 
grundlegend geändert werden können — die paritä- 
tische Mitbestimmung, über die wir heute morgen 
diskutiert haben, und eine Umverteilung des Ver- 
mögens sind Schritte zu einer solchen grundlegen- 
den Änderung — , kommt der großen Aufgaben der 
Humanisierung der Arbeitswelt und der Arbeits- 
bedingungen eine sehr entscheidende Bedeutung zu. 
Von einer Humanisierung kann meiner Meinung 
nach allerdings nur gesprochen werden, wenn alle 
Bemühungen, die unter dieser Überschrift unter- 
nommen werden, primär zur Verbesserung der Be- 
dingungen der Arbeit in Gang gesetzt worden 
sind. Ich warne ausdrücklich vor dem Mißverständ- 
nis, daß es — obwohl es manche so nennen — 
human sei, wenn zum Zwecke einer profitableren 
Produktion die Arbeitsbedingungen, -formen und 
-inhalte geändert werden und nur als Nebenpro- 
dukt auch einige Verbesserungen für den Arbeit- 
nehmer abfallen. Die Situation der Arbeitnehmer 
in unserer Gesellschaft macht es notwendig, daß der 
Gesetzgeber klare Vorschriften für die Humanisie- 
rung der Arbeitswelt beschließt. 

Der Bericht, den der Kollege Wyler vorgelegt 
hat, enthält 45 Vorschläge zur Humanisierung der 
Arbeitswelt. Herr Präsident, diese Zahl zeigt 
schon, welche Fülle von Problemen es im Zusam- 


menhang mit diesem komplexen Thema gibt. Diese 
Probleme müssen angepackt und einer Lösung zuge- 
führt werden. Darum war es für den Berichterstat- 
ter sicher schwierig, in einem so prägnanten Bericht 
so konkrete Vorschläge angesichts der Fülle der 
Probleme zu machen. Ich möchte dem Berichterstat- 
ter zu diesem vorzüglichen Bericht gratulieren und 
ihm herzlichen Dank dafür sagen. Es war bei der 
Diskussion über den Bericht auch gar nicht so leicht, 
die nicht wenigen kontroversen Meinungen alle so 
zu Wort kommen zu lassen, daß man am Ende zu 
einer Übereinkunft kam. Ich möchte auch meinen 
Dank dafür ausprechen, daß die ehemalige Vor- 
sitzende unseres Ausschusses, Miß Bergegren, die 
nun leider nicht mehr unter uns ist, dies geschafft 
hat. 

Der Bericht stellt notwendigerweise einen Kom- 
promiß dar. Dies muß so sein. Vielen geht manches 
in diesem Bericht wohl zu weit. Manchen wiederum 
— zu diesen zähle ich mich auch • — -geht manches 
nicht weit genug, konnte manches notwendiger- 
weise nicht konkret genug formuliert werden. 

Lassen Sie mich ganz kurz ein Problem beispiel- 
haft ansprechen. In einer Zeit, wo der Arbeitsplatz 
und die Tätigkeit des einzelnen Arbeitnehmers 
mehrmals im Leben wechselt — viele müssen sogar 
ihren Beruf einmal oder mehrmals wechseln — , ist 
eine gute Grundausbildung der jungen Menschen 
von größter Bedeutung. Die berufliche Bildung, so 
meine ich, muß in Zukunft ausschließlich darauf ge- 
richtet sein, dem Auszubildenden die seinen An- 
lagen und Interessen entsprechende Ausbildung zu 
vermitteln, um ihm alle Möglichkeiten zu geben, 
später seine qualifizierte Arbeit möglichst hoch- 
wertig am Arbeitsmarkt anzubieten. 

Dabei möchte ich betonen, daß sich für mein Ver- 
ständnis die Erfordernisse einer guten Ausbildung 
nicht während des Einsatzes des Auszubildenden 
in der laufenden Produktion, also am Arbeitsplatz, 
verwirklichen lassen. Es spricht nicht gegen eine 
praxisnahe Ausbildung, wenn ich sage: Ausbildung 
und Arbeitseinsatz sind strukturell nicht in Einklang 
zu bringen. 

Ebenfalls bin ich der Ansicht, daß alle berufliche 
Bildung wie auch die allgemeine Bildung von der 
öffentlichen Hand inhaltlich bestimmt, organisiert 
und kontrolliert werden muß. Bildung muß öffent- 
liche Aufgabe sein. Unternehmen, die auf die Ver- 
mehrung von Gewinn angelegt sind und wohl auch 
sein müssen, können keine profitunabhängige, dem 
Menschen dienende berufliche Bildung konzipieren 
und kontrollieren. Auch die berufliche Fortbildungr 
von der der Berichterstatter sprach, muß unab- 
hängig vom Betrieb möglich werden. Sie muß dem 
Interesse des einzelnen dienen. 

Ich habe das Beispiel der beruflichen Bildung aus 
den vielen Problemen dieses Berichts gewählt, um 
deutlich zu machen, was für mich im Zentrum der 
Humanisierung der Arbeitswelt steht: die Gewin- 
nung von mehr Unabhängigkeit für den Arbeitneh- 
mer, mehr Mobilität, mehr Flexibilität, mehr Frei- 
heit. Dieses Prinzip muß sich durch ein ganzes 
Arbeitsleben ziehen, von der Wahl des Berufs über 
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die Ausbildung und die Ausübung des Berufs bis 
hin in den Eintritt der Rente. 

Noch ein Prinzip zum Schluß, Herr Präsident! Hu- 
manisierung der Arbeitswelt darf nicht bedeuten 
Zugeständnisse an die Arbeitnehmer, soweit die 
Effektivität des Produktionsprozesses solche Zuge- 
ständnisse gerade noch zuläßt, sondern wahre Hu- 
manität des Arbeitslebens bedeutet einen Rechts- 
anspruch des Arbeitnehmers auf Arbeitsbedingun- 
gen, die der Würde des Menschen angemessen sind. 

Wenn wir Europa vorwärtsbringen wollen, dann 
darf es — der Präsident unserer Versammlung 
sagte es am Montag in der feierlichen Sitzung — 
nicht bei einem Europa der Produzenten und der 
Händler bleiben, sondern wir müssen einen Kon- 
tinent schaffen, auf dem Humanität für die breiten 
Bevölkerungs schichten, für die Arbeitnehmer, end- 
lich Wirklichkeit wird, 

Dr. Enders (SPD); Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es ist erfreulich, daß 
uns Herr Kollege Wyler an Hand seines Berichts 
mit einem Thema konfrontiert, das mehr und mehr 
das öffentliche und politische Interesse erweckt hat. 
Ich danke auch meinem sehr verehrten Kollegen 
Büchner, der in so klarer und präziser Weise das 
komplizierte und brennende Thema der Humanisie- 
rung der Arbeitswelt behandelte. Er hat es verstan- 
den, den Mitgliedern dieses Hohen Hauses die Kehr- 
seite der rein profitorientierten Wirtschaft vorzutra- 
gen und Wege zur Lösung der schwierigen Materie 
aufzuzeigen. 

Vielerorts standen in den Nachkriegsjahren die 
Steigerung der Arbeitsleistung, die Vermehrung der 
Produktion und die Expansion im Vordergrund des 
wirtschaftlichen Denkens und Handelns. Mit raffi- 
nierten Methoden und Systemen wurde jeder Hand- 
griff im Arbeitsablauf gemessen, um die höchste 
Rentabilität zu erzielen. Nach dem nun über zwei 
Jahrzehnte dauernden Denken der Gewinnmaximie- 
rung stellten sich Schäden ein, die einerseits die 
Umwelt und andererseits die Arbeitnehmer betra- 
fen. Ich hebe hier die Gesundheitsschäden hervor, 
die gerade die Lohnabhängigen unter dem steten 
Leistungsdruck hinnehmen mußten. Kannte man frü- 
her den Herzinfarkt bestenfalls als Managerkrank- 
heit, so tritt er jetzt immer häufiger als Folge der 
Streß-Bedingungen am Arbeitsplatz bei Arbeitneh- 
mern aller Altersklassen auf. Ich will auch die wil- 
den Streiks des vergangenen Sommers in der Bun- 
desrepublik in Erinnerung rufen, die wegen der 
inhumanen Arbeitsbedingungen besonders von 
Gastarbeitern begonnen wurden. Die Aggressionen 
richteten sich damals gegen die zu schnell laufenden 
Fließbänder, gegen zu kurze Erholungspausen und 
fehlende Ersatzkräfte. 

Angesichts dieser bedenklichen Entwicklung ste- 
hen wir vor der Frage: Was ist uns wichtiger, der 
Profit oder der Mensch? Ich glaube, bei dieser, auf 
einen einfacheren Nenner gebrachten Problematik 
fällt uns die Entscheidung nicht schwer. Die Huma- 
nisierung der Arbeitswelt ist keine Wohltätigkeit in 
der heutigen Zeit, sondern ein Zwang, dem wir uns 


im Hinblick auf die Erhaltung der Arbeitskraft unse- 
rer Menschen beugen müssen. 

Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer, zum Bei- 
spiel über Betriebsablauf, Gestaltung des Arbeits- 
platzes, und die Mitsprache über Rationalisierungs- 
maßnahmen sind elementare Grundsätze des neuen 
Betriebsverfassungsgesetzes in der Bundesrepublik. 
Ferner sind die Teamarbeit, ein erträgliches Be- 
triebsklima und antiautoritäre Führung wichtige 
Komponente für die Arbeitsfreudigkeit. 

Der junge Mensch soll auf Gnmd einer umfassen- 
den beruflichen Ausbildung auf die Arbeitswelt vor- 
bereitet werden. Noch immer ist ein hoher Prozent- 
satz von Werktätigen, vor allen Dingen Frauen, 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung als Hilfskraft 
beschäftigt. Als Nachteile stellen sich für diese 
Kräfte geringerer Lohn und unterdurchschnittlicher 
Lebensstandard ein. Daher werden in der Bundes- 
republik in der Sekundarstufe II der Gesamtschule 
Kinder in beruflichen und geistigen Fächern gemein- 
sam unterrichtet. Es gibt jedoch keine Verschulung 
oder Theoretisierung der Berufsausbildung, viel- 
mehr halten wir nach wie vor am dualen Ausbil- 
dungssystem fest. Der Betrieb hat also eine wichtige 
Funktion bei der Erlernung des Berufs zu erfüllen; 
dazu werden in überbetrieblichen Lehrwerkstätten 
zusätzliche Kenntnisse vermittelt. 

Von den sozialpolitischen Maßnahmen kann ich 
den positiven Erfolg der Einführung der flexiblen 
Altersgrenze in der Bundesrepublik besonders her- 
vorheben. Nach kurzer Zeit schon haben 240 000 
Menschen das vorgezogene Altersruhegeld bean- 
tragt. Diese Zahl zeigt, wie notwendig die Verab- 
schiedung dieses Gesetzes im Hinblick auf unbe- 
sorgte Rentenjahre war. 

Weitere sozialpolitische Entscheidungen stehen 
hinsichtlich der Beseitigung unwürdiger Abhängig- 
keiten von der betrieblichen Altersversicherung 
— etwa bei einem Betriebswechsel — an. Außerdem 
sollte die Unsicherheit der Lohnfortzahlung im Falle 
eines Konkurses für die Arbeitnehmer verschwinden 
und einer Garantie der Auszahlung des erarbeiteten 
Lohnes weichen. Die Vermehrung der Teilzeit- 
arbeitsplätze könnte besonders den Frauen zugute 
kommen. Sie fänden nicht nur eine sinnvolle Tätig- 
keit, eine gewisse Selbstbestätigung, sondern natür- 
lich auch eine Verbesserung des Familieneinkom- 
mens. 

Die Vorsorgeuntersuchungen zur Früherkennung 
von Krebs haben wegen der geringen Inanspruch- 
nahme ihre optimale Wirkung noch nicht erreicht. 
Dennoch sollten sie, meine ich, auf andere Zivilisa- 
tionskrankheiten wie Herz- und Kreislaufschäden 
sowie auf typische Berufskrankheiten ausgedehnt 
werden. Zur Erarbeitung der Ursachen für Berufs- 
krankheiten brauchen wir Erkenntnisse aus der 
Arbeitspsychologie und den wissenschaftlichen Dis- 
ziplinen. Mehr Lehrstühle für die Erkennimg und 
Behandlung von Berufskrankheiten — das hat diese 
Debatte bis jetzt schon ergeben — sind an den Uni- 
versitäten erforderlich. Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeiten sind auch in folgenden Bereichen un- 
umgänglich: Beseitigung negativer Umgebungsein- 
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flüsse am Arbeitsplatz — z. B. gefährliche Arbeits- 
stoffe, Lärm, Erschütterungen, Hitze, Kälte — , Un- 
tersuchungen über die psychischen Beanspruchun- 
gen durch die Arbeit, Fragen der Arbeitsmotivation 
und Arbeitszufriedenheit, Anpassung von Geräten, 
Werkzeugen, Maschinen an den arbeitenden Men- 
schen unter Einschluß der Arbeitssicherheit. 

Der herkömmliche Arbeitsschutz, der sich in erster 
Linie auf den Schutz des Arbeitnehmers vor Arbeits- 
unfällen und Berufskrankheiten beschränkt, reicht 
in unserer hochentwickelten Industrie- und Lei- 
stungsgesellschaft nicht mehr aus. Es ist eine Viel- 
zahl anderer Belastungen hinzugekommen, die für 
sich allein oder in ihrem Zusammenwirken zu Ge- 
sundheitsgefahren, körperlichem Verschleiß und 
physischen Schäden führen können. Zu diesen Be- 
lastungen zählen monotone Tätigkeiten in Takt- 
abhängigkeit von Maschinen und Fließbändern, 
psychische Überforderung durch bestimmte Über- 
wadiungs- und Steuerungsaufgaben bei gleichzeiti- 
ger physischer Unterforderung, Ausführung von 
unbefriedigenden und sinnentleerten Arbeiten so- 
wie die Eingliederung des Arbeitnehmers in eine 
streng hierarchische Arbeitsorganisation, die wenig 
Spielraum für persönliche Entfaltung übrigläßt. 

Diese vielgestaltigen Belastungen müssen zugun- 
sten einer menschenwürdigen Gestaltung der 
Arbeitsplätze behoben werden. Der permanente 
Prozeß der Humanisierung der Arbeitswelt muß den 
Menschen gegenüber der Maschine und der Bilanz in 
den Vordergrund rücken. Ich bin davon überzeugt, 
daß eine menschengerechtere Gestaltung des 
Arbeitsplatzes, die Humanisierung der Arbeitswelt, 
die Produktivität nicht mindert, sondern fördern 
wird. 

Tagesordnungspunkt: 

Das Energieproblem 

(Drucksache 3418) 

Berichterstatter des Wirtschaftsausschusses: 

Abg, Portheine 

Berichterstatter des Kommunalausschusses: 

Abg. Lemmrich 

Lemmrich (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Ich darf mich etwas ausführlicher zu dem 
Problem äußern. In Anbetracht der fortgeschrittenen 
Stunde bitte ich jedoch schon jetzt um Nachsicht. 

Herr Kollege Portheine hat auf die Bedeutung der 
Ausführungen des Clubs von Rom hingewiesen. Die 
Energiefrage geht über den aktuellen Bezug und die 
aktuellen Probleme weit hinaus. Sie ist eine der 
wichtigen Fragen unserer Zeit. 

Energie und Umweltschutz sind u. a. unabdingbare 
Voraussetzungen für den Fortbestand der Mensch- 
heit. Ohne Energieversorgung würde das Leben der 
Menschen so vor sich gehen, wie die Menschen vor 
vielleicht tausend Jahren gelebt haben. Das wünscht 
keiner nachzuvollziehen. Ohne Umweltschutz wür- 
den aber künftige Generationen die natürliche 
Lebensgrundlage, die sie brauchen, verlieren. Die 


hier bestehenden und neu aufgetretenen Probleme 
können allerdings nur in europäischer Zusammen- 
arbeit sinnvoll gelöst werden. Daher hat der Europa- 
rat hier eine besondere Verantwortlichkeit. Damit 
hat sich unser Ausschuß eingehend befaßt. 

Die Bedeutung der Energie für unser Leben ist 
sicher unumstritten. Erst durch die verstärkte Nutz- 
barmachung der verschiedenen Energieträger ver- 
mag der Mensch in einer bestimmten Zeit mehr 
Arbeit zu leisten. Dadurch kann er aber auch zusätz- 
liche Lebensmöglichkeiten schaffen und diese 
Lebensmöglichkeiten erweitern und sich gegen die 
Naturgewalten und sonstige Gefahren schützen. Die 
Verfügbarkeit von Energie ist für die Existenz und 
die weitere Entwicklung der modernen Industrie- 
gesellschaft eine der wichtigsten Grundbedingungen. 

Entsprechend dem Streben des Menschen, seine 
Umweltbedingungen in allen Lebensbereichen zu 
verbessern und seine Arbeitsproduktivität zu erhö- 
hen, muß damit gerechnet werden, daß der Energie- 
verbrauch auch bei sparsamer Verwendung zunächst 
noch erheblich steigen wird. Die in der Zukunft zu 
erwartende Steigerung des Gesamtenergiever- 
brauchs ist nicht so sehr eine natürlich Folge der 
technischen Entwicklung im industriellen Bereich, 
sondern ist vielmehr dem zunehmenden Bedarf des 
einzelnen Bürgers im privaten Bereich zuzurechnen. 

Als Folge des ständig steigenden Einsatzes von 
Energie haben nicht nur Wohlstand und soziale 
Sicherheit zugenommen, sondern leider auch die mit 
der Energiegewinnung und dem Energieverbrauch 
verbundenen Umweltprobleme. Im Vordergrund 
stehen hier stoffliche, thermische, akustische und 
optische Umweltbelastungen. 

Lassen Sie mich diese Belastungen noch einmal 
zusammenfassen. Bei der Belastung durch die Schad- 
stoffe handelt es sich einmal um die Luftverschmut- 
zung und zum andern um die Schadstoffbelastung 
der Gewässer. Ich möchte im einzelnen nicht weiter 
auf die Problematik eingehen. 

Zur Kernenergie möchte ich in diesem Zusammen- 
hang jedoch etwas mehr sagen. Die von Kernener- 
gieanlagen über die Abluft bzw. das Abwasser ab- 
geleiteten radioaktiven Stoffe verursachen im Nor- 
malbetrieb keine größere Belastung als 1 Vo der 
stets und überall vorhandenen Strahlenbelastung 
aus den natürlichen Strahlungsquellen, Die in den 
Kernenergieanlagen anfallenden radioaktiven Ab- 
fälle können in Zwischenlagern in den Anlagen 
selbst und in geeigneten, als Endlager hergerichte- 
ten Salzformationen aufbewahrt werden, ohne daß 
der Biozyklus, d. h. der normale Zyklus der Natur, 
dadurch belastet wird. 

Zur thermischen Belastung durch die Energie 
möchte ich folgendes bemerken. Bei der Erzeugung 
und Umwandlung von Energie fällt zwangsläufig 
ein hoher Anteil der Primärenergie als Verlustwär- 
me an, der entweder an ein Gewässer oder an die 
Atmosphäre abgegeben werden muß. Insgesamt 
wird zur Zeit weitaus weniger als die Hälfte des 
Primärenergieaufkommens wirklich genutzt. Die 
Nutzungsgrade betragen, bezogen auf die verfüg- 
bare Energie, im Verkehrssektor 17 ®/o, im Haushalt 
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und Kleinverbrauch 45 ®/o und im industriellen Be- 
reich rund 55 ®/o. Damit der Grad der Energieaus- 
nutzung durch Forschungen und entsprechende Er- 
probungen weiter erhöht wird, die vorhandene 
Energie also einer höheren Nutzung zugeführt wird, 
als es zur Zeit noch der Fall ist, hat der Ausschuß 
für Raumordnung und Kommunalpolitik Ihnen einen 
Ergänzungsantrag zum Entschließungsentwurf vor- 
gelegt. Durch die thermische Belastung der Ober- 
flächengewässer wird die Flußwasserqualität geän- 
dert. Die Kühlkapazität der Oberflächengewässer 
wird z. B. in der Bundesrepublik Deutschland vor- 
aussichtlich bis 1980 erschöpft sein. Ende der 80er 
Jahre werden auch die für eine Rückkühlung in Naß- 
kühl türmen notwendigen Wassermengen zur Ab- 
deckung der Verdunstungsverluste nicht mehr vor- 
handen sein, so daß thermische Kraftwerke nur noch 
mit Trockenkühlung betrieben werden können. An- 
derreseits sind bei der Anwendung von Trocken- 
kühlverfahren vermehrte Wärmebelastungen der 
Luft nicht auszuschließen, die unter Umständen zu 
Klimaänderungen — besonders in Ballungszen- 
tren — führen können. 

Natürlich könnte man in Anbetracht des Berich- 
tes des Kollegen Portheine, der sich weitgehend 
mit der Versorgung durch Erdölenergie befaßt, sa- 
gen, daß die Probleme vielleicht noch nicht ganz so 
brisant sind. Es steht aber außer Frage, daß wir uns 
aus wirtschaftlichen, politischen und anderen Grün- 
den neuen Energiequellen zuwenden müssen. Auf 
uns zukommende Probleme, die bereits heute sicht- 
bar werden, müssen schon jetzt voraus schauend ins 
Auge gefaßt werden. 

Zur Belastung durch Lärm und Erschütterungen 

auf Grund der Energieerzeugung möchte ich folgen- 
des ausführen. Belastungen der Umwelt durch Lärm 
und Erschütterungen treten weitgehend unabhängig 
vom Energieträger in allen Bereichen der Energie- 
technik auf, also bei Wärmekraftwerken und auch 
sonst überall. So bedürfen z. B. die Hochfackeln bei 
Raffinerieanlagen und die Kühltürme der Kraft- 
werke besonderer Lärmschutzmaßnahmen. 

Als letztes, aber nicht unwichtiges Problem stellt 
sich unserem Ausschuß das Problem der Beeinträch- 
tigung des Landschaftsbildes. Die Anlagen zur Ener- 
gieversorgung und Energieanwendung stellen oft- 
mals eine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
dar und beanspruchen Landschaftssubstanzen. Im 
Gegensatz zu unterirdischen Bauwerken und Kabel- 
anlagen können sich z. B. Hochspannungsfreileitun- 
gen störend auf die Landschaft auswirken. Beein- 
trächtigungen des Landschaftsbildes können sich 
auch durch Deponien für Verbrennungsrückstände 
aus Kraftwerken ergeben. Die Erhaltung unseres 
Lebensraumes auch für künftige Generationen erfor- 
dert es deshalb, gerade auch diesen Problemen 
unsere Aufmerksamkeit zuzuwenden. Der Ausschuß 
für Raumordnung und Kommunalpolitik befaßt sich 
mit diesen Problemen im Zusammenhang mit der Er- 
stellung eines Berichts über die Bergregionen in 
unseren europäischen Ländern. 

Lassen Sie mich kurz einiges über die Umwelt- 
schutzmaßnahmen sagen. Aufgabe des Umwelt- 
schutzes ist es nunmehr, im Blick auf die deutlich 


gewordenen und vielleicht tiefer ins Bewußtsein 
eingedrungenen Energieprobleme die vorgenannten 
Umweltbeeinträchtigungen in Zukunft durch Erar- 
beitung umweltfreundlicher Alternativen und Er- 
satzlösungen zu vermeiden und bestehende Schäden 
zu beseitigen. Maßnahmen der Landesplanung und 
der Raumordnung haben hier besonderes Gewicht. 
Im Hinblick auf den künftigen verstärkten Bau von 
Energieversorgungsanlagen wird es notwendig sein, 
z. B. die Standorte von Raffinerien und Kraftwerken, 
die Luftverunreinigungen, Lärm, Erschütterungen 
oder schädliche Strahlungen verursachen können 
oder die natürliche Beschaffenheit des Grundwassers 
oder der oberirdischen Gewässer nachteilig beein- 
flussen können, so auszuwählen, daß Gefahren, 
Nachteile und Belastungen weitgehend vermieden 
werden. Dabei müssen die energiewirtschaftlichen 
Interessen mit den Erfordernissen des Umweltschut- 
zes stärker als bisher abgestimmt werden. Durch 
Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes 
bereits im Stadium der Planung von Energieversor- 
gungsmaßnahmen kann erreicht werden, daß die 
hierfür erforderlichen finanziellen Aufwendungen 
möglichst gering gehalten werden. 

Welche technischen Maßnahmen könnten hier er- 
griffen werden? Die Schadstoffemissionen können 
u. a. durch die Verwendung schadstoffarmer Brenn- 
stoffe, wie z. B. Gas, besonders in Kleinanlagen, die 
technisch nicht ohne weiteres verbessert werden 
können, durch die Entschwefelung von Brennstoffen 
und Rauchgasen sowie durch den vermehrten Ein- 
satz von Kernenergie herabgesetzt werden. Diese 
Maßnahmen sind vor allem in Gebieten mit großer 
Bevölkerungsdichte und in bereits stark belasteten 
Regionen vordringlich, wobei dem Einsatz von Kern- 
energieanlagen in Ballungszentren noch gewisse 
Grenzen gesetzt sind. Zum Schutz der Gewässer 
müssen für die Kraftwerke andere Kühlsysteme, vor 
allem Trockenkühlanlagen, entwickelt werden. Fer- 
ner ist es notwendig, die vorhandenen Energiequel- 
len besser und sparsamer zu nutzen, z. B. durch Er- 
höhung der Anlagenwirkungsgrade, Nutzung der 
Abwärme von Kraftwerken, Verbesserung der 
Wärmedämmung im Hochbau und Wiederverwen- 
dung von Abfallstoffen. Die erhöhten Energiepreise 
werden letztlich zu einer stärkeren Einsparung an 
Energie führen. Darüber hinaus sind umweltfreund- 
liche Energieträger zu entwickeln wie z. B. die Ge- 
winnung von synthetischem Erdgas aus Kohle oder 
von Wasserstoff durch Spaltung des Wassers. 

Es muß festgestellt werden, daß zwischen der 
Energiepolitik und dem Umweltschutz ein gewisser 
Zielkonflikt besteht. Die Umweltschutzmaßnahmen 
verursachen in vielen Fällen zusätzliche Kosten 
durch erhöhte Investitionen und Betriebsausgaben 
für aufwendige Anlagen oder für den Einsatz teurer 
umweltfreundlicher Energieträger. Somit steht der 
Umweltschutz vielfach mit der Forderung nach 
Preiswürdigkeit und Sicherheit der Energieversor- 
gung in einem Zielkonflikt. Bei der Lösung der sich 
hieraus ergebenden Probleme ist davon auszugehen, 
daß der Umweltschutz Vorrang beanspruchen muß, 
soweit es um wesentliche Beeinträchtigungen der 
Umweltqualität, insbesondere den Gesundheits- 
schutz der Bevölkerung, geht. In diesen Fällen sind 
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Maßnahmen zur Vermeidung oder zum Ausgleich 
von Nachteilen unabdingbar. Im übrigen ist abzu- 
wägen, ob der durch entsprechende Schutzvorkeh- 
rungen erreichte Gewinn an Umweltqualität oder 
der abgewendete Umweltschaden in einem vertret- 
baren Verhältnis zu den Nachteilen hinsichtlich 
Preiswürdigkeit oder Sicherheit der Energieversor- 
gung steht. Im Konflikt zwischen Umweltschutz 
einerseits und der Sicherheit der Energieversorgung 
andererseits ist jedoch immer davon auszugehen, 
daß beide Ziele vom Standpunkt des öffentlichen 
Interesses grundsätzlich gleichwertig sind. Hier 
stimmt der Ausschuß für Raumordnung und Kom- 
munalpolitik mit der Auffassung des Wirtschaftsaus- 
schusses voll überein. 

Abschließend darf ich feststellen, daß eine Ener- 
gieversorgung ohne Umweltbelastungen nach dem 
Stand der Technik nicht möglich ist. Die Gewinnung 
und die Anwendung von Energie machen umfang- 
reiche Umweltschutzmaßnahmen notwendig. Zur Er- 
haltung der Produktivität unserer Volkswirtschaft 
sowie der natürlichen Versorgungsquellen und der 
Lebensgrundlagen unserer Gesellschaft müssen die 
Erfordernisse einer sicheren und ausreichenden 
Energieversorgung mit den Anforderungen des Ge- 
sundheits- und Umweltschutzes in Einklang ge- 
bracht werden. Diese verantwortliche Aufgabe wird 
nicht leicht sein; aber durch verständnisvolles Zu- 
sammenwirken aller, gegebenenfalls auch unter Ver- 
zicht auf übertriebene Ansprüche an den Lebens- 
standard, wird sie erfüllt werden können, wobei die 
Zusammenarbeit zwischen unseren Ländern eine 
ganz große Bedeutung hat. Das wollte ich als Stel- 
lungnahme unseres Ausschusses hier vortragen. 

Herr Präsident, vielleicht darf ich zu dem Antrag, 
den wir eingebracht haben, gleich noch einige Worte 
hinzufügen. Unser Antrag hat leider nicht die Zu- 
stimmung des Wirtschaftsausschusses gefunden, 
weil die Besorgnis bestand, daß ein Sachverhalt 
zweimal in dieser Entschließung aufgeführt würde. 
Wir möchten deswegen vorschlagen, im Abschnitt 7 
(c) (i) die Worte „unter Berücksichtigung der Sicher- 
heitsfragen, der Kosten und der Umweltaspekte" zu 
streichen und den von uns vorgeschlagenen Passus, 
den neuen Absatz, einzufügen. Damit wäre dieses 
Problem nicht zweimal angesprochen. 

Ich darf den Herrn Berichterstatter, den Kollegen 
Portheine, bitten, diesem unserem geänderten Vor- 
schlag zuzustimmen, weil das ein großes Anliegen 
des Ausschusses für Raumordnung und Kommunal- 
politik ist und weil in dem Bericht des Kollegen 
Portheine zweimal die Problematik des Umwelt- 
schutzes angesprochen ist, die sich nun einmal aus 
der Energiepolitik ergibt. 


Freitag, 10. Mai 1974 

Tagesordnungspunkt: 

Das Energieproblem 

(Drucksache 3418) 


Berichterstatter des Wirtschaftsausschusses: 

Abg. Portheine 

Berichterstatter des Kommunalausschusses; 

Abg. Lemmrich 

(Fortsetzung der Aussprache vom Vortage) 

Lemmrich (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr 
Präsident, ich hatte gestern vorgeschlagen, den Ab- 
schnitt 7 c 

Herr Präsident, die Probleme des Umweltschut- 
zes und der Energie sind von einigen Kollegen an- 
gesprochen worden. Das gilt auch für die großen 
Zusammenhänge, die gewaltige Auswirkungen auf 
die Preissituation und die wirtschaftliche Entwick- 
lung haben. Auch dazu haben sich Kollegen hier 
geäußert. In Anbetracht der Tatsache, daß unsere 
gesamte soziale und gesellschaftliche Struktur von 
der Entwicklung der Energiefrage abhängig ist, stel- 
len natürlich die Umweltschutzmaßnahmen einen 
sehr wichtigen Aspekt für die Erhaltung des Lebens- 
raumes für künftige Generationen dar. Den Gedan- 
ken des Clubs von Rom lagen letztlich diese Über- 
legungen zugrunde. Sie spielen eine wesentliche 
Rolle, was aus dem Bericht des Kollegen Portheine 
auch sehr deutlich hervorgeht. 

Wir werden dieses Thema in Zukunft sicherlich 
weiter vertiefen müssen. 

Herr Präsident! Unser Änderungsantrag ist vom 
Wirtschaftsausschuß leider nicht akzeptiert worden. 
Im Ausschuß wurde die Auffassung vertreten, einige 
Aspekte unseres Antrags würden schon in anderen 
Punkten der Resolution behandelt. Das trifft sicher- 
lich nur zum Teil zu. Unter dem Gesichtspunkt des 
Umweltschutzes müssen wir sagen, daß die geringen 
Ausnutzungsgrade der energieerzeugenden Einrich- 
tungen eine der Hauptursachen der beträchtlichen 
Umweltbelastungen darstellen. Die Nutzungsgrade 
sind einfach zu niedrig. Diesem Problem wurde bis- 
her nicht die Aufmerksamkeit entgegengebracht, 
die es sowohl unter den Aspekten des Umweltschut- 
zes als auch unter den Aspekten der Preiswürdigkeit 
verdient. Erst die gestiegenen Energiekosten haben 
dieses Problem stärker in das Bewußtsein vieler ein- 
dringen lassen, als es bisher der Fall war. 

Ungeachtet dessen, daß der eine oder andere 
Sachverhalt schon in Abschnitt 7 (c) (1) fixiert ist, 
meine ich, daß unser Antrag, wie er Ihnen hier vor- 
liegt, eine wertvolle Ergänzung der Resolution be- 
deuten würde. Er beinhaltet Hinweise im Hinblick 
auf die künftige Arbeit. Ich möchte Sie deswegen 
sehr herzlich bitten, diesem unserem Änderungs- 
antrag zuzustimmen. 

Dr. Vohrer (FDP): Herr Präsident! Verehrte Kol- 
legen! Wir haben den Änderungsantrag im Wirt- 
schafts- und Entwicklungsaus schuß deshalb abge- 
lehnt, weil wir die wesentlichen Argumente, die der 
Antrag beinhaltet, in dem Bericht und auch in der 
Entschließung wiederfinden. Wir haben die beiden 
Aspekte der Ausnutzung der Energie bzw. des 
Umweltschutzes — insbesondere im nuklearen Be- 
reich — in dem Bericht keineswegs zu kurz kom- 
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men lassen. In Abschnitt 7 (c) (I) des Berichtes haben 
wir die Frage des Umweltschutzes angesprodien. 
In Abschnitt 7 (c) (II) heißt es „d'emploi rationnel 
de renergie". Hier ist genau das Problem des Aus- 
nutzungsgrades, das Problem der bestmöglichen 
Verwendung der Energie angesprochen. In Ab- 
schnitt 7 (c) (III) gehen wir sogar noch über den 
Änderungsantrag hinaus, denn wir fordern dort 
„une politique concertee et coordonnee en matiere 
d'energie nucleaire". Wir schneiden in diesem Ab- 
schnitt also sogar das Problem an, daß endlich mehr 
internationale Absprachen hinsichtlich des Berei- 
ches der nukleraren Energie getroffen werden müs- 
sen. Wer aus einem Wahlkreis kommt, der direkt 
an der Grenze liegt — ich komme aus Freiburg; auf 
der anderen Seite des Rheins wird dort bei Fessen- 
heim ein großes nukleares Kraftwerk gebaut — , 
weiß, wie sehr es auf konzertierte Aktionen und auf 
die Einhaltung gemeinsamer Spielregeln für die 
Energieerzeugung ankommt. Der Risikobereich um 
solche Kraftwerke ist schließlich immer kreisförmig. 
Wenn der eine Halbkreis auf anderem nationalen 
Territorium liegt, ist man sich sehr genau bewußt, 
wie wichtig es ist, daß gemeinsame Regeln im Hin- 
blick auf die Erzeugung nuklearer Energie und im 
Hinblick auf die Sicherheit erstellt werden. Ich 
denke hier auch an einen gemeinsamen Wärmelast- 
plan für den Rhein. Da diese Aspekte von dem Be- 
richt abgedeckt werden und im Bericht sogar dar- 
über hinausgehende Ausführungen gemacht wer- 
den, waren wir im Ausschuß der Meinung, daß der 
Änderungsantrag zwar nicht in der Richtung falsch 
ist, aber nichts Neues bringt. Wir haben den Antrag 
aus diesem Grunde abgelehnt. 

Wir werden — • dies soll den Antragste'llern hier 
noch gesagt werden — in einem weiteren Bericht 
aller Voraussicht nach genau auf diese Fragen — 
dann aber nicht beschränkt auf die Energie, son- 
dern ausgedehnt auf alle Rohstoffe — eingehen und 
uns mit der optimalen Verwendung der Ressourcen 
befassen. Wir werden uns auch die Frage stellen, 
wie wir eine Wachstumspolitik betreiben können, 
die nicht nur wie bii^her an dem Sozialprodukt 
orientiert ist, sondern mehr soziale Indikatoren um- 
schließt. Nur aus diesen Gründen — nicht etwa 
deshalb, weil wir ihn für falsch hielten — haben 
wir den Antrag äbgelehnt. 

Lemmrich (CDU/CSU), Berichterstatter: — Ich 
möchte klarstellen, daß wir entgegen den Ausfüh- 
rungen, die ich gestern machte, keine Streichungen 
an den Vorschlägen des Ausschusses für Wirtschaft 
vornehmen wollen. Gestern hatte ich vorgeschlagen, 
den letzten Absatz der Ziffer 7 (c) (i) zu streichen. 
Das wollen wir nicht. Es könnte sonst ein Mißver- 
ständnis aufkommen. Nur das wollte ich dazu noch 
sagen, 

Tagesordnungspunkt; 

Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Entwicklungshilfe 

(Drucksache 3415) 

Berichterstatter: Abg. Dr. Holtz 


Dt. Holtz (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Dieser 
Bericht über die Entwicklungszusammenarbeit ist in 
einer Zeit des Umbruchs entstanden. Wir befinden 
uns vor Veränderungen, vor krisenhaften Erschei- 
nungen in den Industriestaaten und in den armen 
Ländern der Welt. Alle gemeinsam treffen die mit 
den Erdölpreiserhöhungen verbundene Rohstoff- 
und Energiekrise. Das war das Signal einer Zeiten- 
wende in den Beziehungen zwischen den armen 
und reichen Nationen dieses Globus. Erstmals hatte 
das Weltproletariat, genauer: seine bessergestellten 
Teile, Erfolg gegenüber den Industrieländern auf 
Grund eines gewerkschaftlichen Zusammenschlusses. 

Die Syndikalisierung der Ölländer machte aller- 
dings auch innerhalb der Dritten Welt deutlich, daß 
diese Dritte Welt nicht ein monolithischer Block mit 
völlig gleichen Interessenbedingungen und Potenzen 
ist. Für jedermann deutlich hat sich unter den Ent- 
wicklungsländern ein Armenhaus herausgebildet, ich 
möchte sagen, eine sogenannte Vierte Welt. Ich 
meine jene dichtbevölkerten Länder Asiens, die 
mehr Geld allein für die gestiegenen ölpreise und 
für die gestiegenen Preise für Dünger und Nah- 
rungsmittel aufbringen müssen, als sie an öffent- 
licher Entwicklungshilfe erhalten, z. B. Indien, Paki- 
stan, Bangladesh, Sri Lanka, aber auch ein Dutzend 
afrikanischer oder lateinamerikanischer Staaten. Auf 
der sogenannten schwarzen Liste der Weltbank er- 
scheinen Länder wie Tansania, Uganda, Zaire, Kenia, 
Äthiopien oder Bolivien. Besonders diese Vierte 
Welt bedarf der dringenden Unterstützung, und 
zwar einer kombinierten Anstrengung von Indu- 
strieländern und von den an Devisen überreichen 
Ölländern. 

Der Ausschuß für. Wirtschafts- und Entwicklungs- 
fragen war sich darin einig — an dieser Stelle sei 
meinen Kollegen und dem Ausschußsekretariat für 
präzisierende und korrigierende Diskussionen und 
Ergänzungen herzlich gedankt — , daß die meisten 
schon vorher bekannten Probleme weiterbestehen. 
Wir gehen davon aus, daß alle Völker die gleichen 
Chancen haben müssen, am Wohlstand der Welt 
teilzunehmen und daß eine gegenseitige Eskalation 
möglicher Erpressungen oder protektionistischer 
Verhaltensweisen sowie einseitiger Ausbeutung 
letztendlich allen Beteiligten schadet. 

Industrieländer und Entwicklungsländer haben ge- 
meinsame politische, wirtschaftliche, ökologische 
und humanitäre Interessen. Entwicklungszusammen- 
arbeit bedeutet in ihrer Zielrichtung, zu einer grö- 
ßeren sozialen Gerechtigkeit und Humanisierung 
im Weltmaßstab beizutragen, langfristig eine aktive 
Friedenssicherungspolitik. 

Angesichts der relativ negativen Ergebnisse von 
zwei Jahrzehnten Entwicklungshilfe werden die Ent- 
wicklungspolitiker, werden wir immer verzagter. 
So wie Sisyphus sich immer und immer wieder ab- 
gemüht hat, den Stein hinaufzuwälzen, vergeblich, 
ebenso arbeiten wir für eine wirksamere Entwick- 
lungshilfe, ohne daß sich überzeugende Erfolge ein- 
stellen wollen. Was ist falsch gemacht worden? Wo 
sollte man mit einem Kurswechsel beginnen? Der 
Hauptirrtum bestand meines Erachtens darin, zu 
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meinen, mit einer raschen Industrialisierung der 
Entwicklungsländer sei das Wichtigste bereits ge- 
tan. Dabei wurden die jeweiligen Voraussetzungen, 
Bedürfnisse und spezifischen Notwendigkeiten der 
Entwicklungsländer nicht berücksichtigt. Man dachte 
wohl mehr an den eigenen Vorteil als an die Ent- 
wicklung des betreffenden Staates, und man über- 
sah, daß Entwicklungshilfe häufig nicht mehr als 
den Tropfen auf den heißen Stein darstellt. Man ver- 
kannte oder wollte nicht einsehen, daß eine Um- 
verteilung des Weltreichtums mehr voraussetzt als 
ein bißchen sogenannter Entwicklungshilfe. 

Deshalb wird in diesem Bericht von einer Doppel- 
strategie gesprochen. Wenn die Industrieländer es 
mit einer gerechteren Welt ernst meinen, dann muß 
auf der einen Seite das die Dritte Welt diskriminie- 
rende, benachteiligende Weltwirtschafts-, Welthan- 
dels- und Weltwährungssystem geändert werden. 
Und wenn es die Regierungen der Entwicklungs- 
länder ernst meinen, dann müssen auch sie auf der 
anderen Seite die eigenen Anstrengungen verstär- 
ken und z. B. notwendige Strukturreformen im eige- 
nen Lande durchführen. Eine wirksamere, qualitativ 
verbesserte und gesteigerte Entwicklungshilfe sei- 
tens der Industriestaaten stellt in diesem Zusam- 
menhang eine wichtige flankierende Maßnahme, 
aber eben nur eine flankierende Maßnahme, dar. 

In diesem Bericht wird auch die Jahresprühing 

1973 des Entwicklungshilfeausschusses der OECD 

einer kritischen Revision unterzogen. Im Januar 

1974 war er von der parlamentarischen Versamm- 
lung des Europarates dem Wirtsdiaftsaussdiuß zur 
Stellungnahme überwiesen worden. Wenn ich auch 
die von der OECD unterbreiteten brauchbaren Vor- 
schläge und die Erfolge dieser Organisation bei der 
qualitativen Verbesserung der Entwicklungshilfe zu 
würdigen weiß, so ist diese doch an ihrem eigent- 
lichen Ziel gescheitert, nämlich an dem Ziel, eine 
beträchtliche Steigerung des Hilfevolumens in den 
Mitgliedstaaten zu erreichen. Ja, die öffentlichen 
Leistungen sind in den letzten Jahren sogar zurück- 
gegangen. Die international gesetzte Zielmarge, 
0,7 o/o des Bruttosozialprodukts an öffentlicher Hilfe 
bereitzustellen, ist noch nicht einmal zur Hälfte er- 
füllt. Bei der Entwicklungshilfe tun sich die reichen 
Industrieländer sehr schwer. Man meint, sie seien 
den lästigen Ablaßpfennig für die armen Länder 
leid. Sie sagen — ich höre sie förmlich stöhnen — , 
sie haben eigene Probleme, sie brauchen das Geld 
im eigenen Land. Nur, verwundert reibt sich jeder 
von uns die Augen, besonders die Bewohner der 
Dritten Welt, wenn er sieht, daß die reichen Län- 
der auf einmal „dank" der sogenannten Ölkrise 2 o/o 
und mehr ihres Reichtums fast ohne allzu große 
Schwierigkeiten für den Transfer in einige Ölländer 
bereitstellen können. 

Meine Kommission zeigt sich betroffen darüber, 
daß keine größeren Fortschritte erzielt werden konn- 
ten. Sie beklagt zudem, erstens, daß gerade die wirt- 
schaftsmächtigen Industrieländer der OECD zu ge- 
ringe Leistungen erbringen, zweitens, daß bei eini- 
gen Geberländern ein beträchtlicher Teil der öffent- 
lichen Hilfe in die ehemaligen Kolonien geht, um 
sich weiterhin einen bestimmten politischen Einfluß 


zu sichern, drittens, daß viele Staaten immer noch 
die Leistungen für Entwicklungsländer an Aufträge 
im eigenen Land binden, viertens, daß in den OECD- 
Statistiken beim Nettokapitaltransfer weder Lizenz- 
gebühren noch Gewinn- oder Kapitalrückflüsse be- 
rücksichtigt sind und daß Portugal als Geberland 
bislang an erster Stelle figuriert, wobei man un- 
glaublicherweise seine Kolonialkosten für die in 
Abhängigkeit gehaltenen Territorien in Afrika unter 
der Rubrik „Entwidclungshilfe" laufen läßt. 

Wir bedauern ferner — fünftens — , daß die im 
Entwicklungsausschuß der OECD zusammengeschlos- 
senen wichtigsten Industrienationen leider noch nicht 
zu einer größeren, effizienteren organisations- und 
verwaltungstechni sehen Koordination und Koopera- 
ration gekommen sind, und sechstens, daß die mei- 
sten Mitgliedstaaten der OECD und des Europarates 
kein für die Entwicklungszusammenarbeit zuständi- 
ges Ministerium besitzen. Neben der Erhöhung der 
offiziellen Entwicklungshilfe bleibt also noch viel zu 
tun. 

Im Namen des Wirtschaftskomitees, das den Ihnen 
vorgelegten Bericht einstimmig gebilligt hat, schlage 
ich Ihnen eine Entschließung zur Beschlußfassung 
vor, die sich von den Richtlinien einer solidarischen, 
antiimperialistischen, partnerschaftlichen Entwick- 
lungspolitik hat leiten lassen. 

Gestatten Sie mir zum Schluß, die Grundsätze zu 
resümieren, nach denen die Geberländer ihre offi- 
ziellen Entwicklungsprogramme langfristig neu 
orientieren bzw. intensivieren sollten: unverzüg- 
liche Bereitstellung von mindestens 0,7 Vo des 
Bruttosozialprodukts für die Entwicklungsländer, 
Aufbindung der Hilfeleistungen — für die Über- 
setzer: the untying of aid, le deliement de l'aide — , 
Zahlung von angemessenen Preisen für die Roh- 
stoffe, Marktöffnung für halbfertige und verarbei- 
tete Produkte bei rechtzeitigen Strukturverände- 
rungen in unseren Ländern, Förderung einer gerech- 
teren Einkommensverteilung in den Entwicklungs- 
ländern und besondere Unterstützung deshalb für 
jene Länder, die diese Maßnahmen bei sich durch- 
führen wollen, Schaffung von Arbeitsplätzen, d. h. 
vor allem Konzentration auf die Landwirtschaft, Un- 
terstützung insbesondere für die ärmsten Länder, 
d. h. besonders für die Vierte Welt, Förderung einer 
angepaßten, einheimischen Technologie, ein nicht 
gegenseitiges allgemeines Zollpräferenzsystem zu- 
gunsten der Entwicklungsländer, Vermeidung wei- 
terer ruinöser Verschuldungen, Gewährung von 
finanziellen und technischen Leistungen zu einem 
großen Teil über multilaterale Organisationen und 
mit Hilfe von Länderhilfeprogrammen, Kontrolle 
von Privatinvestitionen und von multinationalen 
Konzernen im Hinblick auf ihren Beitrag zur ökono- 
mischen wie sozialen Entwicklung des Landes. 

Meine Damen und Herren, die Entwicklungs- 
länder fordern einen größeren Anteil am Welt- 
handel, einen größeren Anteil an der Schiffahrt, an 
der Weltproduktion, kurz, am Wohlstand dieser 
Welt. Wie die Weltrohstoffkonferenz in New York 
bewiesen hat, sind die Entwicklungsländer nicht 
länger gewillt, sich übervorteilen zu lassen. Selbst- 
bewußt reklamieren sie für sich schier Unmögliches. 
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Aber — und dies sei an die Adresse der leistungs- 
fähigen Mitgliedstaaten des Europarates gesagt — 
Politik, Entwicklungspolitik nenne ich die Kunst, das 
Notwendige möglich zu machen. Den reichen Staa- 
ten bleibt für eine friedliche Regelung, die eine 
gerechtere und bessere internationale Wirtschafts- 
ordnung schaffen muß, nicht mehr viel Zeit, Wir 
Europäer haben in der Menschenrechtskonvention 
und in der Sozialcharta individuelle und soziale 
Grundrechte für unsere Bürger aufgestellt. Ich bin 
davon überzeugt, daß wir dabei nicht in einem 
sacro egoismo europeo verharren wollen. Diese 
Rechte müssen im Weltmaßstab gelten. Solidarität 
bedeutet nicht, daß man das Kind in den Brunnen 
fallen läßt, um dann gemeinsame Rettungsaktionen 
zu unternehmen. Solidarität bedeutet vielmehr, 
schon jetzt damit zu beginnen, ein System kollek- 
tiver wirtschaftlicher Sicherheit sowie materiellen 
und sozialen Wohlstands zu schaffen. 

Sieglerschmidt (SPD): Meine Damen und Her- 
ren! Gestatten Sie mir zunächst eine Vorbemer- 
kung, die dazu dienen soll, etwaige Mißverständ- 
nisse auszuräumen, daß sich das, was ich nachfol- 
gend zu sagen habe, gegen den ausgezeichneten Be- 
icht des Kollegen Holtz richtet. Hier ist wirklich 
eine Fülle von Material ausgebreitet worden. Aber 
nicht nur das — in diesem Bericht sind auch kon- 
krete Forderungen enthalten, die ich nur unterstüt- 
zen kann. 

Während ich dieser Debatte gefolgt bin, habe ich 
mich allerdings gefragt: Was wird dieser Bericht 
tatsächlich bewirken? Was nützt diese Debatte? 
Herr Präsident, gestern haben wir über Portugal 
debattiert. Man kann sich vorstellen, daß die Reso- 
lution, die wir gestern hier verabschiedet haben, un- 
mittelbar eine Hilfe für die demokratischen Kräfte 
in Portugal sein könnte. Die Resolution ist, wie ich 
festgestellt habe, über alle Rundfunkstationen ge- 
gangen. Sicherlich hat sie auch in den Zeitungen 
Beachtung gefunden. Sie hat ihren Zweck also in- 
soweit erfüllt. 

Heute sehe ich hier — dies ist schon erwähnt 
worden — viele leere Bänke. Diese mangelnde Prä- 
senz ist meiner Meinung nach nicht allein dadurch 
zu erklären, daß viele Kollegen, wie wir wissen, 
am Wochenende Verpflichtungen in ihren Wahl- 
kreisen haben. Sie hängt wohl auch damit zusam- 
men, daß viele im Innern das Gefühl haben: Ent- 
wicklungspolitik ist zwar eine sehr wichtige Ange- 
legenheit, dies mag auch ein sehr guter Bericht 
sein, aber letztlich werden wir damit nichts bewir- 
ken. 

Schauen wir uns die Dinge doch einmal näher an. 
Ich gehe davon aus, daß die Kollegen aus der Ver- 
sammlung diesen Bericht in ihre Parlamente hinein- 
tragen werden, daß sie für die Beachtung dieses 
Berichtes in ihren Parlamenten sorgen werden. 
Selbst wenn sie dies erreichen, stellt sich für mich 
die Frage: Wird dies dazu führen, daß die Parla- 
mente richtungweisende Beschlüsse über eine Än- 
derung der Entwicklungshilfepolitik der jeweiligen 
Länder fassen? Ich glaube, die Frage beantwortet 
sich von selbst. 


Dieser Bericht wird den Regierungen der Mit- 
gliedstaaten zugehen. Wird dies dazu führen, daß 
sich die Regierungen die Vorschläge, die in diesem 
Bericht enthalten sind, zu eigen machen? Werden 
sie sich diese Vorschläge nicht nur platonisch zu 
eigen machen, sondern praktisch dafür wirken, daß 
die Verhältnisse entscheidend verändert werden? 
Ich glaube, auch auf diese Frage kann man keine 
allzu optimistische Antwort geben. 

Ich erinnere mich, daß es vor einigen Jahren eine 
Welthandelskonferenz gab, die sich insbesondere 
mit Fragen der Entwicklungspolitik beschäftigte. 
Diese Konferenz wurde unter dem Namen UNCTAD 
bekannt. Es gab böse Zungen, die diese Abkürzung 
so interpretierten: under no circumstances to any 
decision. Ich frage mich: Sind wir denn wirklich wei- 
tergekommen? Herr Präsident, in dieser Stunde 
drängt sich mir der historische Vergleich auf, daß 
der französische Adel am Vorabend der Französi- 
schen Revolution auf alle Privilegien verzichtete. 
Aber zu diesem Zeitpunkt war es, wie wir wissen, 
bereits zu spät. Meine Damen und Herren, ich 
fürchte, daß es uns hier ähnlich gehen wird. 

Ich würde mich von Ihnen, Herr Kollege Holtz, 
gerne ermutigen lassen — zumal Sie ja ein paar 
Jahre jünger sind als ich — , daß mein Pessimismus 
unberechtigt ist. Vielleicht werden Sie das nachher 
tun, und ich werde etwas beruhigter nach Hause 
gehen. Ich kann die Dinge aber nur so sehen, wie 
ich es eben dargestellt habe. Und dennoch! Ich habe 
gestern in der Debatte über Portugal auszudrücken 
versucht: Niemand kann Politik ohne Hoffnung 
darauf machen, daß schlechte Verhältnisse sich än- 
dern lassen. Man muß immer wieder versuchen, 
diese schlechten Verhältnisse zu ändern. In dieser 
Hinsicht möchte ich dem Kollegen Stinus, der lei- 
der nicht mehr anwesend ist, durchaus recht geben 
und ihn unterstützen: Dies fängt natürlich an der 
Basis, bei unseren Wählern an. Ich weiß nicht, wie 
es in den anderen Mitgliedstaaten ist. Wenn man 
draußen im Lande Wahlversammlungen besucht, 
stellt man fest, daß es drei Punkte gibt, die von un- 
seren Wählern durchweg in einer bestimmten, ne- 
gativen Weise betrachtet werden: die Frage der 
ausländischen Arbeiter, die Frage des Strafvollzugs 
und die Frage der Entwicklungspolitik. Hier gibt es 
einen Bodensatz von unerfreulichem politischen 
Bewußtsein, der nur sehr schwer auszuräumen ist. 
Es bedarf oft eines gewissen Mutes, entsprechenden 
Äußerungen, daß man doch die goldenen Betten der 
Negerfürsten nicht subventionieren sollte, klar ent- 
gegenzutreten. Ich glaube, daß wir hier eine große 
Aufgabe haben. Wir haben — trotz allem, was noch 
nicht erreicht worden ist — auch weiterhin, um es 
einmal mit einem bekannten deutschem Wort aus- 
zudrücken, die verdammte Pflicht und Schuldigkeit, 
zu versuchen, rechtzeitig jene Maßnahmen durch- 
zusetzen, die notwendig sind, damit die werdende 
Weltgesellschaft nicht in schwere Spannungen und 
Konflikte gerät. 

Frau (Dr. Wolf (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich 
befinde mich in der unangenehmen Lage, daß die 
meisten meiner Gedanken schon von anderen aus- 
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gesprochen worden sind. Trotzdem möchte ich noch 
einiges sagen. Ich bin der Ansicht, daß alle Forde- 
rungen nach finanzieller und wirtschaftlicher Hilfe 
der Industrieländer für Entwicklungsländer, die in 
dem Bericht so eingehend dargelegt worden sind, 
von uns unterstützt werden müßten. 

Im Hinblick auf die Doppelstrategie, von der der 
Berichterstatter gesprochen hat, möchte ich mich mit 
einigen Gedanken der Entwicklung in den Entwick- 
lungsländern selbst zuwenden. Die erste Dekade 
der Entwicklungspolitik, die wir ja durch den Pear- 
son-Bericht kritisch untersucht haben, hat uns schon 
deutlich gemacht, daß wir unseren Einfluß allzu 
sehr nach unserem eigenen Vorbild auf die Entwick- 
lungsländer gerichtet haben und daß die industrielle 
Entwicklung, wie wir sie besonders als wichtig her- 
ausgestellt haben, ebenso wie die Entwicklung im 
tertiären Sektor überhand genommen haben gegen- 
über der im Berichtsjahr herausgestellten dringend 
notwendigen Unterstützung der Landwirtschaft. 
Herr Renschler hat angeführt, welche Folgen aus 
dem Hunger entstehen und welche Notwendigkeit 
besteht, die Landwirtschaft zu erweitern. 

Ich meine, diese Gedanken müßten auch auf die 
Frage der Arbeitslosigkeit ausgedehnt werden. Wir 
haben im Bericht gehört, daß, wie das Internationale 
Arbeitsamt festgestellt hat, in Zukunft 300 Millio- 
nen Arbeitsplätze fehlen werden. Schon heute ist 
es sicher, daß nur bei einem systematischen arbeits- 
intensiven Aufbau in der Landwirtschaft wie auch 
bei einem arbeitsintensiven Aufbau in der Industrie 
eine Lösung herbeigeführt werden kann, oder wenn 
man sich vorsichtiger ausdrücken muß: man sich 
einer Lösung nähern kann. 

In unserer Unterstützung der Entwicklung der 
Entwicklungsländer haben wir nach meiner Kennt- 
nis in der Vergangenheit auch auf diesem Gebiet 
leider einige Fehler gemacht, die man sidier korri- 
gieren müßte. Es sind weniger wirtschaftliche als 
kulturelle und soziale Fehler. So ist z. B. die Ent- 
wicklung der Genossenschaften, die wir doch als 
eine außerordentlich gute Lösung des Problems in 
der Landwirtschaft angesehen haben, in manchen 
Ländern nicht gelungen, weil man den kulturellen 
Hintergrund, das Verständnis der Menschen selbst 
in den Entwicklungsländern nicht genügend berück- 
sichtigt hat. Hier müssen Anstrengungen gemacht 
werden, die Kultur der Länder selbst besser ken- 
nenzulernen, wie es vorhin schon in einem Beitrag 
angedeutet wurde. 

Ein zweites Problem ist die Beteiligung der 
Frauen. Wir haben eine Untersuchung von Esther 
Bosezup, einer dänischen Schriftstellerin, die fest- 
stellt, daß die Anstrengungen, die Landwirtschaft 
zu verbessern, sich im wesentlichen auf die Männer 
gerichtet haben und daß die Frauen weitgehend 
in der Subsistenz Wirtschaft verblieben sind, die wir 
doch als eine überholte Form der Landwirtschaft 
ansehen. 

Das dritte Merkmal scheint mir auf dem Gebiet 
der Erziehung zu liegen. Auch hier haben wir in den 
ersten Jahren mit unserer allgemeinen Erziehimg 
wie mit der beruflichen Erziehung erreicht, daß un- 


endlich viele junge Menschen das Land verlassen 
haben, weil sie gedacht haben, nur in der Stadt 
ihrem Leben eine sinnvolle Ausdeutung geben zu 
können. Ich meine, wir sollten die Anstrengungen, 
wie sie etwa in Kamerun gemacht werden, eine 
„education a vocation rurale" einzuführen, unter- 
stützen. 

Ich habe diese drei Fragen nur angeschnitten, um 
darauf hinzuweisen, daß es notwendig ist, neben 
den wirtschaftlichen Fragen, die ja die Aufgabe die- 
ses Berichts waren, auch die kulturellen und sozia- 
len Hintergründe der Entwicklungsländer besser 
kennenzulernen, als es bisher der Fall gewesen ist. 
Wir müssen da größere Anstrengungen machen und 
müssen uns Partner in den Entwicklungsländern 
suchen, und zwar nicht nur die Menschen, die bei 
uns ausgebildet worden sind und deren eigene Kul- 
tur manchmal von europäischen und amerikanischen 
Kenntnissen überdeckt worden ist, sondern gerade 
solche Menschen, die in den Entwicklungsländern 
selbst eine bedeutende Rolle spielen und die Ver- 
ständnis für die Notwendigkeit einer solchen Zu- 
sammenarbeit haben. Wir sprechen viel von Part- 
nerschaft. Partnerschaft in wirtschaftlicher Hinsicht 
ist außerordentlich schwierig zu erreichen. Das 
haben wir gesehen. Partnerschaft in kultureller Hin- 
sicht ist auch ein schwieriges Problem. Aber wir soll- 
ten darangehen, nach Möglichkeit beide Formen der 
Partnerschaft zu praktizieren. 

Den Ölländern, die sich nun zwischen die Indu- 
strieländer und die eigentlichen Entwicklungsländer 
schieben, kommt eine besondere Rolle auch auf die- 
sem Gebiet zu. Das sind die Länder, die über ge- 
nügend Geld verfügen, um ihre eigene Entwicklung 
weiterzutreiben. Es wird für uns außerordentlich 
interessant sein, zu beobachten, wenn z. B. der Iran 
oder Algerien oder Nigeria — um nur drei ver- 
schiedene Länder zu nennen — in Zukunft ihre Ent- 
wicklung weiter betreiben, welche Hilfe sie von uns 
erwarten und welches Beispiel sie den übrigen Ent- 
wicklungsländern der armen Welt geben können. 

Dr, Holtz (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren. Auch nachdem dieser 
Bericht fertig war, hatte ich immer noch den Ein- 
druck, als ob vieles fehlte und vieles unvollkom- 
men sei, und ich bleibe auch jetzt noch bei dieser 
Auffassung. Aber natürlich habe ich mich über die 
vielen Komplimente, die gemacht wurden, sehr ge- 
freut, etwa über das von Herrn Aano, der sagte, 
daß dieser Bericht obligatorische Lektüre für alle 
Parlamentarier werden sollte. Das wäre sehr schön; 
aber er wird es sicher nicht werden. Dieses große 
Kompliment muß ich an die Mitglieder meines Aus- 
schusses, der Wirtschafts- und Entwicklungskommis- 
sion, weitergeben. Es handelt sich nämlich hierbei 
um eine Teamarbeit, die von allen geleistet worden 
ist. 

Herr Cordle hat in seinem Beitrag darauf hinge- 
wiesen, daß die afrikanischen Staaten von Europa, 
also von uns, erwarten, daß wir uns vor allem ihnen 
zuwenden. Ich bin aber froh, daß er deutlich ge- 
macht hat, daß hier nicht etwa mit dem Gedanken 
gespielt werden soll, als ob Afrika ein auszuplün- 
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dernder Hinterhof Europas sei, wie es Lateinamerika 
lange Zeit für die USA war, sondern daß es nur 
darum gehen kann, ein partnerschaftliches Verhält- 
nis zu den afrikanischen Staaten zu finden. Partner- 
schaftliches Verhältnis heißt aber nicht, daß wir 
Präferenzen nur auf Afrika erstrecken, weil dort 
ehemalige Kolonien von uns beheimatet sind. Wir 
vertreten vielmehr — das wurde auch in der Kom- 
mission gesagt — ein mondialistisches Prinzip; alle 
Entwicklungsländer sind in unseren Horizont mit 
einbezogen. Herr Boertien, der ehemalige Entwick- 
lungsminister der Niederlande, hat herausgestellt, 
daß wir nicht von einem dogmatisch verengten 
marxistischen Standpunkt ausgegangen sind. In der 
Tat bin ich als Sozialist der Auffassung, daß sich 
die Unterentwicklung nicht auf ein einziges Phäno- 
men reduzieren läßt. Ich vertrete also keinen mono- 
kausalen Standpunkt, sondern bin der Überzeugung, 
daß es innere wie äußere Ursachen für die Unter- 
entwicklung und auch für die Entwicklung der Un- 
terentwicklung gibt. Zu den äußeren Ursachen mag 
das einige Teile der Dritten Welt diskriminerende 
Weltwirtschaftssystem gehören. 

Zu den inneren Ursachen darf man vielleicht 
solche Faktoren zählen, wie sie von Max Weber 
herausgearbeitet worden sind. Max Weber vertrat 
die Auffassung, der Wirtschaftsaufschwung im 
Europa des 16./17. Jahrhunderts sei besonders der 
Tatsache zu verdanken gewesen, daß es eine nach 
vorne drängende kalvinistische, protestantische Be- 
rufsethik gab. Auch das fehlt vielen Entwicklungs- 
ländern; ich sage nicht, daß es ihnen frommen muß. 
Aber es gibt verschiedene Ursachen. 

Warum habe ich so wenig über Bevölkerungs- 
probleme gesprochen? War es zu schwierig, zu risi- 
koreich, darüber zu reden? Ich gestehe, daß ich 
das Bevölkerungsproblem — es wurde von Herrn 
Renschler nochmals angesprochen — für sehr delikat 
halte. Ich bin mit der Enzyklika „Populorum pro- 
gressio" der Auffassung, daß die Pille, um es deut- 
lich zu sagen, kein Allheilmittel für die Probleme 
der Dritten und Vierten Welt darstellt. Kurzum, für 
mich gilt: The best pill for the developing countries 
is development. Viele Entwicklungsländer brauchen 
noch mehr humane Ressourcen, sie brauchen 
Arbeitskräfte, um ihre wirtschaftliche Entwicklung 
voranzutreiben. Deshalb dürfen wir nicht verlangen, 
daß sie in ihrem Bevölkerungswachstum gestoppt 
werden. Ich befinde mich im Lande einer grande 
nation. Wenn man ihr vorschlüge, sie sollte etwa 
darauf verzichten, ihre Bevölkerungsstärke zu ver- 
größern, würde sie das als einen Eingriff in ihre 
inneren Verhältnisse mit Recht beleidigt zurück- 
weisen. 

Das gleiche nehmen auch alle Entwicklungsländer 
für sich in Anspruch. Wenn sie es selbst wünschen 
— es gibt dort stark bevölkerte, überbevölkerte 
Landstriche und Länder — , sollten wir technische 
Hilfe möglichst über multilaterale Organisationen 
leisten. 

„A pure capitalistic structure", Herr Boertien, das 
war sicher eine rhetorische Frage. Haben wir etwa 
eine wahre, echte, schon vollendete Demokratie hier 


in Europa? Vous savez, la democratie c'est un ple- 
biscite de tous les jours. Ich glaube, hier müssen wir 
Politiker uns auch noch einiges sagen lassen. Wenn 
ich von kapitalistischer Struktur spreche, dann 
meine ich damit die Haupttendenzen, die unser 
Wirtschaftssystem etwa von dem sich selbst so nen- 
nenden sozialistischen Staaten unterscheidet. Diese 
dominierenden Faktoren, diese Haupttendenzen, 
sind bei uns eben die private Verfügungsgewalt 
über die Produktionsmittel. Ich persönlich — ich 
spreche hier nicht im Namen des Ausschuses — bin 
der Auffassung, daß wir uns schon seit langem in 
einem Änderungsprozeß auch unserer Wirtschafts- 
und Gesellschaftsstruktur befinden, und dieser An- 
derungsprozeß wird weitergehen. Wir haben bei 
dem Laissez-faire-Kapitalismus angefangen; wir sind 
jetzt vielleicht schon mehr bei einem Kapitalismus 
der planification. „Planification“ war zunächst ein 
Schimpfwort für kommunistisches Gebaren. Ich bin 
der Auffassung, daß wir in diesem Sinne die Fran- 
zösische Revolution vollenden müssen, die vor allen 
Dingen eine Demokratie in der staatlichen Struktur, 
in der politischen Struktur anstrebte. Wir müssen 
versuchen, in anderen Bereichen, wo es notwendig 
ist, demokratische Verfahren zu entwickeln, etwa im 
Wirtschaftsbereich. Hier müssen wir weitergehen, 
und wir werden dann zu einem fortschreitend ge- 
mischten Wirtschaftssystem kommen. 

Das Ziel 0,7 °/o ist und bleibt wichtig. Die Auf- 
forderung, die hierzu ergangen ist, war an die 
Regierungen gerichtet. Ich spreche von der official 
aid, d. h. von der öffentlichen Entwicklungshilfe. Sie 
vor allem wird von den Regierungen gewährt. 

Ich bin mir, um an das anzuschließen, was Herr 
Sieglerschmidt und auch Herr Roper gesagt haben, 
darüber im klaren, daß es sich hierbei um einen 
radikalen Bericht handelt, radikal aber wohl nur im 
ethymologischen Sinne, um einen an die Wurzel 
gehenden Bericht. Einen ehrlichen, einen unge- 
schminkten Bericht, glaube ich, hat diese Kommis- 
sion vorgelegt. Hier sollte es keinerlei Illusionen 
geben. Ich darf Ihnen sagen, mir sind in vier Jahren 
parlamentarischer Arbeit schon so viele Illusionen 
genommen worden, daß ich nicht glaube, daß hier 
von heute auf morgen etwas zu verändern sei. Ent- 
wicklüngspolitik nimmt leider eine Randläuferfunk- 
tion im Wahrnehmungsfeld der Öffentlichkeit, aber 
auch eine Randläuferfunktion in unseren politischen 
Parteien ein. Woran liegt das? Es liegt daran, daß 
uns Politikern natürlich die eigenen Probleme viel 
näher sind als das, was sich irgendwo draußen in 
der Welt tut. Wir denken an den eigenen Wohl- 
stand. Wir denken an unsere Wähler, und die 
Wähler sitzen eben nicht in Afrika, Asien oder 
Lateinamerika, sondern sie sitzen — in meinem 
Fall — in Düsseldorf-Mettmann; dort muß ich über- 
zeugend wirken, und dort habe ich es sehr schwer, 
die öffentliche Meinung für die Entwicklungspolitik 
zu mobilisieren. 

Ich sehe, das Licht leuchtet bereits auf und zeigt 
an, daß meine Redezeit abgelaufen ist. Lassen Sie 
mich abschließend deshalb nur noch folgendes sagen. 
Seien wir als Parlamentarier also nicht zu optimi- 
stisch. Wir denken — ich wiederhole es — vielleicht 
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nur an die nächste Wahl. Hoffen wir, daß die Staats- 
männer in unseren Ländern an die nächste Gene- 
ration denken, die nur in einer gerechteren Welt in 
Frieden und Wohlstand leben kann. 

Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich 
habe ja bereits meine Reserven im Hinblick auf das 
Problem der Bevölkerungsexplosion zum Ausdruck 
gebracht. Im Ausschuß haben wir eine abge- 
schwächte Formulierung durchgesetzt. Es heißt jetzt: 
Die Bevölkerungsexplosion kann in einem gewissen 
Maße schwerwiegende Konsequenzen haben. 

Insofern bleibe ich bei dem, was die Kommission 
beschlossen hat. Die Kommission hat dem Ände- 
rungsantrag zugestimmt. Darum bitte ich auch die 
Versammlung. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin 
der gleichen Auffassung wie mein Vorredner, daß 
dieser Änderungsantrag — wie im übrigen auch der 
Ausschuß beschlossen hat — nicht angenommen 
werden sollte. 

Was verbirgt sich denn hinter dem Begriff „pri- 
vate Hilfe"? Mit diesem Begriff sind doch meist In- 
vestitionen der Wirtschaft gemeint. Diese Investi- 
tionen können — das leugnet keiner — sehr wohl 
zur Entwicklung der Dritten Welt beitragen. Man 
weiß bei diesen Investitionen jedoch nicht genau, 
wo die Grenze zwischen den eigenen wirtschaftlichen 
Interessen, auch dem Gewinninteresse, das ich jedem 
wirtschaftlichen Unternehmen zugestehe, und dem 
Interesse des Entwicklungslandes zu ziehen ist. Hier 
können gewisse Reibungen auftreten. Es ist in den 
Statistiken kaum genau festzuhalten, was als Hilfe- 
leistung anzusehen ist. 

Darüber hinaus würde das gesamte Konzept des 
Berichtes auf den Kopf gestellt, wollten wir diesen 
Änderungsantrag annehmen. Ich gehe mit meinen 
Kollegen davon aus, daß wir z. B. die adaptierte 
einheimische Technologie fördern wollen. Tun das 
unsere Wirtschaftsunternehmen? Ich gehe davon 
aus, daß wir besonders für die least developed coun- 
tries, für das Armenhaus der Dritten Welt etwas 
tun müssen. Dort investiert doch aber kein privates 
Wirtschaftsunternehmen! Dort fehlt die entspre- 
chende Infrastruktur. Es fehlen ausgebildete Fach- 
kräfte. Es fehlt das nötige Arbeitspotential. Der 
Änderungsantrag trifft also nicht das, was wir in 
unserem Bericht im Sinne einer Reorientierung ge- 
fordert haben. 

Insofern richte ich nochmals meine Bitte an die 
Versammlung, diesem Änderungsantrag nicht zuzu- 
stimmen. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es gibt 
viele Probleme, die noch nicht ausdiskutiert sind. In- 
sofern ist auch der Bericht lückenhaft, über die 
Landwirtschaft hätte im Bericht mehr gesagt werden 
können und vielleicht auch gesagt werden müssen. 
Ich verweise hier jedoch auf das wichtige Kapitel 
über das chinesische Modell der Entwicklung. Dort 
haben wir deutlich ausgeführt, daß wir von den 
Chinesen eines — wenn auch vielleicht sonst nicht 
mehr — lernen können, nämlich daß es notwendig 
ist, daß die Entwicklungspolitik sozusagen auf bei- 


den Beinen steht, auf dem industriellen und auf dem 
landwirtschaftlichen Bein. 

Deshalb wird daraus auch deduziert, daß wir eine 
parallele Entwicklung der Landwirtschaft wie der 
Industrie anstreben. Ich glaube, das bedeutet schon 
eine gewisse Veränderung und Neuorientierung in 
unseren Entwicklungspolitiken. 

Die Konzentration auf die Landwirtschaft ist not- 
wendig. Das wird im Entschließungsentwurf ausge- 
sagt. Die angepaßte Technologie ist gerade auch in 
diesem Bereich notwendig. 

Wir haben heute noch einen Bericht von Lord 
Walston über die FAO zu behandeln, wo er sich 
speziell mit landwirtschaftlichen Problemen beschäf- 
tigt. Ich glaube, da wäre es eher angebracht, sich 
über die Landwirtschaft weiter auszulassen. 

Wir sind der Auffassung, daß gerade in diesem 
Bericht die Landwirtschaft in aller Kürze, aber doch 
auch mit Würze gebührend berücksichtigt worden 
ist. 

Insofern haben wir den Änderungsantrag abge- 
lehnt. Ich bitte die Versammlung, dementsprechend 
zu verfahren. 

Tagesordnungspunkt: 

Fünftes Seminar über den freiwilligen inter- 
nationalen Dienst (vom 5. bis 9. September 1973 
in Straßburg) 

(Drucksache 3416) 

Berichterstatter: Abg. Bourgeois 

Tagesordnungspunkt: 

Riditungweisender Globalplan der Ernäh- 
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der 
Vereinten Nationen (FAO) 

(Drucksache 3422) 

Berichterstatter: Abg. Farr 

Dr. Holtz (SPD): Meine Damen, meine Herren! 
Ich habe in der Informationsbroschüre für die Presse 
gelesen, daß der Europarat so etwas wie das Ge- 
wissen der westlichen Demokratien darstelle. Wenn 
dem so ist, dann ist es jetzt allerdings an der Zeit, 
das Bewußtsein unserer Bevölkerung wegen der 
Zustände wachzurütteln, die in den Entwicklungs- 
ländern herrschen und die darauf zurückzuführen 
sind, daß diese nicht in der Lage sind, die landwirt- 
schaftliche Produktion sicherzustellen. Entwicklung 
heißt für viele Menschen in dieser Welt zunächst: 
die Grundbedürfnisse befriedigen, d. h. daß man 
sich anständig und angemessen nähren und kleiden 
kann, daß man eine Wohnung besitzt und daß man 
Anspruch auf eine angemessene Bildung hat. Das 
sind die Grundfakten, und hier muß die Alarmglocke 
geläutet werden. 

Mehr als die Hälfte der Bevölkerung in der Drit- 
ten und Vierten Welt lebt von der Landwirtschaft, 
lebt in der Landwirtschaft, und dennoch sind die 
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Menschen nicht in der Lage, sich selbst zu versorgen, 
im Gegensatz zu den reichen Staaten der EG, die 
landwirtschaftliche Überschußproduktionen vernich- 
ten können. Sie sind nicht in der Lage, mit ihren 
natürlichen Ressourcen so zu äsen, wie wir es tun. 

Lord Waltson hat in diesem Bericht gefordert, daß 
wir Nahrungsmittelhilfe leisten, daß wir eine ge- 
wisse Speicherpolitik betreiben, um Getreide oder 
Milchpulver jederzeit bereithalten zu können. Ich 
darf aber auf einen Aspekt hinweisen: Die Nah- 
rungsmittelhilfe hat meines Erachtens etwa in Indien 
mit dazu beigetragen, daß sich die Inder zu sehr auf 
Hilfe von außen verlassen haben, nicht die notwen- 
digen Agrarreformen und Strukturreformen im eige- 
nen Lande durchgeführt und sich nicht darum ge- 
kümmert haben, ihre Landwirtschaft weiter zu kulti- 
vieren, einen höheren Hektar-Ertrag zu produzieren, 
weil sie wußten, die Amerikaner und andere reiche 
Länder werden irgendwann helfend eingreifen. Nah- 
rungsmittelhilfe der westlichen Nationen kann auch 
zum Einschläfern der eigenen Anstrengungen führen. 
Hier gilt es, sehr vorsichtig zu sein. 

Ich habe vorhin angedeutet — dies wird dankens- 
werterweise gerade auch von der FAO unterstri- 
chen, — daß die Landwirtschaft stärker entwickelt 
werden muß, daß wir eine größere Konzentration 
auf die Landwirtschaft brauchen, daß wir also keine 
Par-force-Industrialisierung irgend jemandem auf- 
oktroyieren wollen. Aber — lassen Sie mich das als 
junger Deutscher sagen — dabei denke ich nicht 
etwa daran, der Dritten und Vierten Welt eine Art 
Morgenthau-Plan verpassen zu wollen und die inter- 
nationale Arbeitsteilung dahin gehend zu verstehen, 
daß die europäischen Länder diejenigen sind, die das 
Management-Wissen haben, das technische Know- 
how, die verarbeitete Produkte herstellen, die die 
Zentren der technischen Revolution sind, während 
wir es jenen Ländern überlassen, Rohstoffe, beson- 
ders agrarische Rohstoffe, zu produzieren. Diese Art 
von internationaler Arbeitsteilung kann nicht ge- 
meint sein und ist in dem FAO-Bericht auch nicht 
angesprochen. 

Man hat gesagt — das habe ich des öfteren ge- 
hört — , daß die Entwicklungsländer jetzt viel besser 
dran seien; es gebe einen sogenannten Commodity- 
Boom, sie erzielten für ihre Rohstoffe gute Preise. 
Aber dabei wird dauernd unterschlagen, daß die 
Preise für die Nahrungsmittel, die die reichen In- 
dustrienationen in die Dritte Welt ausführen, eben- 
falls stark angestiegen sind und daß hier große Ge- 
winne gemacht werden. Ich erinnere daran, daß sich 


der Preis für Weizen verdoppelt, für Reis vervier- 
facht und für Zucker verdreifacht hat. Von einem 
Commodity-Boom, falls es ihn geben sollte, profi- 
tieren die reichen Industrienationen ebenso. Des- 
halb gilt es, eine realistische Politik ins Auge zu 
fassen, eine Politik, wie sie auch hier in dem Projet 
de Resolution gefordert wird. Hoffentlich werden 
diejenigen, an die die Resolution gerichtet ist, auch 
dementsprechend handeln: Wir müssen den Entwick- 
lungsländern dort Produktionen überlassen, wo sie 
komparative Kostenvorteile besitzen. Man darf 
aber nicht vergessen, daß die Bevölkerung in den 
europäischen Staaten — wenn man eine Politik auf 
längere Zeit glaubwürdig vertreten will, muß man 
die Mehrheit der Bevölkerung hinter sich wissen — 
durch die erdölproduzierenden Länder geschockt 
worden ist. Ob zu Recht oder zu Unrecht, lasse ich 
dahingestellt. Wenn ich jetzt den Standpunkt ver- 
trete: Wir verzichten auf unsere Landwirtschaft, wir 
lassen das die Menschen in Afrika, Asien und 
Lateinamerika machen!, wird mir jeder — und dies 
nicht zu Unrecht — entgegenhalten: Was passiert, 
wenn wir wieder erpreßt werden, wenn wir wieder 
in die Zange genommen werden? Insofern haben wir 
es hier mit einem schwierigen Problem zu tun. Es 
wird hier auch angesprochen: que toute aide vrai- 
ment efficace au tiers monde exige des sacrifices 
de leur part. Opfer werden uns abverlangt. Eine 
Umverteilung des Wohlstandes bedeutet, daß irgend 
jemand Verzicht leisten muß. Auch dies sollte deut- 
lich ausgesprochen werden. Wir sollten aber zugleich 
die Grenzen erkennen, die uns in unseren Ländern 
auf Grund der Probleme, wie sie etwa auf der Roh- 
stoffkonferenz in New York zum Ausdruck gekom- 
men sind, gezogen sind. 

Ich kann nur hoffen, daß das Klima der Erpressung 
— wir sind von verschiedenen Seiten Erpressungen 
ausgesetzt — langfristig abgebaut wird, und zwar 
durch die Schaffung einer solidarischen Wirtschafts- 
ordnungr die erkennen läßt, daß wir — die Indu- 
strieländer und die sogenannten unterentwickelten 
Länder — uns gegenseitig brauchen. Wir müssen 
unseren Beitrag zur Entwicklung dieser unterent- 
wickelten Länder leisten, und zwar nicht nur in wirt- 
schaftlicher, sondern auch in sozialer, kultureller und 
humanitärer Hinsicht. Mögen wir den Mut finden, 
in einer Zeit der Krisen unserer parlamentarischen 
Demokratien, in einer Zeit, da wir steigende Infla- 
tionsraten zu verzeichnen haben, unserer Bevölke- 
rung zu sagen: Wir müssen unseren Beitrag ver- 
stärken. Von euch wird noch mehr verlangt, wenn 
wir tatkräftige, partnerschaftliche Kooperation wol- 
len. 
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